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1 Anlass und Ziele des Stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes

Die Stadtentwicklung Wesselings ist seit Ende des 19. Jahrhunderts eng mit der Entwicklung
der chemischen und petrochemischen Industrie verbunden. Heute wird der Standort Wes-
seling durch die Unternehmen Evonik Degussa GmbH und Lyondell Basell Polyolefine
GmbH im Norden sowie durch die Shell Deutschland Oil GmbH, Rheinland Raffinerie, im
Siuden gepréagt. Die im Wesentlichen mit der Industrieansiedlung erfolgte Stadtentwicklung
hat sich bis etwa 1970, auch auf Grund der rAumlichen Einschrankung durch den Rhein im
Osten, auf die zwischen den Industriebereichen liegenden Siedlungsflachen konzentriert.

Uber die Jahrzehnte hinweg ist eine Gemengelage entstanden, die durch ein dichtes Neben-
einander von Industrieanlagen, Wohngebieten und innerstadtischen Bereichen gekennzeich-
net ist. Die Stadt wird in der Region deshalb nicht nur mit ihrer Rheinlage und dem neuge-
stalteten Rheinufer wahrgenommen, sondern ebenso mit den weithin sichtbaren, nachts hell
erleuchteten Industrieanlagen am Rhein.

Die Stadt Wesseling ist zwischenzeitlich zu einem Mittelzentrum mit ca. 37.700 Einwohnern
herangewachsen und entwickelt sich weiter zu einem nachgefragten Wohnstandort im Bal-
lungsraum KoIln-Bonn. Die Innenstadt Wesseling, mit allen fir ein Mittelzentrum wichtigen
Einrichtungen der Daseinsvorsorge hat sich historisch bedingt in Rheinnahe, zwischen den
Industriebereichen, entwickelt.

Auf Grund der ansassigen Unternehmen kommt dem Chemiestandort Wesseling, gemein-
sam mit den Standorten im Kdlner Stiden und in Hirth, eine bedeutende Rolle in der europa-
ischen und internationalen Chemieindustrie zu. Die Unternehmen bieten zahlreiche hochqua-
lifizierte Arbeitsplatze fur die Bewohner Wesselings und der Region. Die Industriestandorte
nehmen etwa 20 % des Stadtgebietes ein und sind von grof3er Bedeutung fir die Stadtent-
wicklung Wesselings.

Diese historisch gewachsene Gemengelage von Industrieanlagen, Wohngebieten und Stadt-
zentrum ist ein wesentliches Merkmal der Stadt Wesseling. Fur die Wesselinger Bevolkerung
ist diese Situation bekannt und akzeptiert. Die Nahe zwischen Arbeitsplatz und Wohnort bie-
tet fur viele Einwohner Vorteile und spricht neben der Rheinlage und der guten Infrastruktur
vor Ort fur den Wohnstandort Wesseling.

Das dichte Nebeneinander von Industrieanlagen, Wohngebieten und innerstadtischen Berei-
chen ist jedoch auch mit Nachteilen und Restriktionen verbunden. Die stadtebauliche Ent-
wicklung wird durch die Nahe der Industrieanlagen zum einen raumlich eng begrenzt, zum
anderen sind bei Planungen und baulichen Entwicklungen im Umfeld der Industriestandorte
vielfaltige planungs- und immissionsschutzrechtliche Anforderungen zu bertcksichtigen, die
erheblichen Einfluss u. a. auf die Ansiedlung neuer Wohngebiete haben konnen.

Zu nennen sind beispielweise der ,Trennungsgrundsatz“ des 8§ 50 Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG), das Baugesetzbuch (BauGB) und die Baunutzungsverordnung
(BauNVO) mit ihren mal3geblichen Gesetzesregelungen fiur die Stadtentwicklung und Bau-
leitplanung. Von besonderer Bedeutung fir die spezifische Wesselinger Situation sind zu-
dem europarechtliche Vorgaben und Richtlinien.
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Die prdgenden Unternehmen der Chemie- und Raffinerieindustrie verarbeiten in ihren Be-
triebsbereichen in Wesseling verschiedene Gefahrstoffe, die unter die sogenannte ,Seveso-
llI-Richtlinie“* des Européischen Parlaments und des Rates fallen.

Nach Artikel 13 der Seveso-llI-Richtlinie sorgen die Mitgliedstaaten dafiir, dass das Ziel,
schwere Unfélle zu verhiten und ihre Folgen fur die menschliche Gesundheit und die Um-
welt zu begrenzen, in ihren Politiken der Flachenausweisung oder Flachennutzung Beriick-
sichtigung findet. Langfristig ist dem Erfordernis Rechnung zu tragen, dass zwischen den
unter diese Richtlinie fallenden Betriebsbereichen einerseits und schutzbedurftigen Gebie-
ten, wie z.B. Wohngebieten, 6ffentlich genutzten Geb&uden und Gebieten, Freizeitgebieten
andererseits, ein angemessener Sicherheitsabstand gewabhrt bleibt.

Die Seveso-llI-Richtlinie wurde in der Bundesrepublik Deutschland mit dem ,Gesetz zur Um-
setzung der Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfalle mit ge-
fahrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieBenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des
Rates” vom 30.11.2016 (BGBI. | S. 2749) umgesetzt. Die vorher geltende Seveso-II-
Richtlinie? wurde bereits durch Art. 32 der Seveso-llI-Richtlinie mit Wirkung zum 01.06.2015
(Frist zur Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie) aufgehoben.

Der Bundesgesetzgeber hat mit dem Artikelgesetz vom 30.11.2016 Anderungen mehrerer
Gesetze, insbesondere des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), des Gesetzes
Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) und des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes
(UmwRG) durchgefihrt.

Wesentliche Bestimmungen zur Berticksichtigung der Anforderungen der Seveso-llI-Richt-
linie fur die rAumliche Planung sind Artikel 13 der Richtlinie sowie § 50 BImSchG. Im Jahr
1998 wurde der Artikel 12 der damaligen Seveso-lI-Richtlinie (heute Artikel 13) mit der Ande-
rung des 8§ 50 BImSchG bereits in nationales Recht umgesetzt. Der § 50 Satz 1 BImSchG
besagt, dass bei raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen die fiir eine bestimmte
Nutzung vorgesehenen Flachen einander so zuzuordnen sind, dass schadliche Umweltein-
wirkungen und von schweren Unfallen im Sinne des Artikels 3 Nr. 5 Seveso-lI-Richtlinie
(heute Artikel 3 Nr. 13 Seveso-llI-Richtlinie) in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkun-
gen auf die in § 50 Satz 1 BImSchG benannten schutzbedirftigen Nutzungen und Gebiete
soweit wie mdglich vermieden werden (sogenannter ,Trennungsgrundsatz®).

Die Bauleitplanung ist das zentrale Planungsinstrument auf kommunaler Ebene. Die Stadt
Wesseling als Tragerin der Planungshoheit hat sowohl bei der aktuell begonnenen Neuauf-
stellung des Flachennutzungsplanes fur das gesamte Stadtgebiet als auch bei der Aufstel-
lung bzw. Anderung von Bebauungsplanen fir einzelne Plangebiete dafiir Sorge zu tragen,
dass die europarechtlichen Seveso-Vorschriften und § 50 Satz 1 BImSchG sachgerecht be-
ricksichtigt und umgesetzt werden.

In den Fokus des fachlichen und o6ffentlichen Interesses ist die Seveso-Thematik seit der
hdchstrichterlichen Rechtsprechung der Jahre 2011/2012 zur geplanten Ansiedlung eines
grofflachigen Einzelhandelsbetriebes in der Nachbarschaft eines Betriebsbereichs i.S.d. Se-
veso-Vorschriften® geriickt.

! Richtlinie 2012/18/EU vom 04.07.2012
% Richtlinie 96/82/EG vom 09.12.1996
3 EuGH, Urteil vom 15.09.2011 und BVerwG, Urteil vom 20.12.2012
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Wesentliche Inhalte dieser Rechtsprechung waren nicht nur Ausfiihrungen zu notwendigen
Prifschritten der Seveso-Thematik und zur erforderlichen Abwagung in der Bauleitplanung,
sondern insbesondere die Klarstellung, dass die Seveso-Fragestellung auch im Rahmen der
Baugenehmigungsverfahren zu prifen ist, wenn die Bauleitplanung diesen Aspekt nicht hin-
reichend bewaltigt hat. Diese Rechtsprechung hat erhebliche Auswirkungen auf die tagliche
Verwaltungsarbeit der Planungs- und Bauaufsichtsbehdrden mit sich gebracht.

Um die erforderlichen fachtechnischen Grundlagen fiir die Stadtplanungs- und Baugenehmi-
gungspraxis zu erhalten, hat die Stadt Wesseling die TUV Nord Systems GmbH (TUV Nord)
im Juni 2013 mit der Erarbeitung eines gesamtstadtischen Gutachtens zur Vertraglichkeit
von Storfall-Betriebsbereichen im Stadtgebiet Wesseling unter dem Gesichtspunkt des § 50
BImSchG bzw. der Seveso-lI-Richtlinie beauftragt. Das TUV-Gutachten liegt der Stadt Wes-
seling seit Marz 2015 vor. Da zwischenzeitlich die Seveso-llI-Richtlinie anzuwenden war,
wurde das TUV-Gutachten anhand der neuen Rechtslage tberprift. Das Gutachten auf Ba-
sis der Seveso-lll-Richtlinie liegt seit Dezember 2015 vor; hinsichtlich der Gutachtenergeb-
nisse ergaben sich dabei keine Verénderungen.

Ziel des Gutachtens war die vorausschauende Untersuchung mdglicher Konfliktlagen sowie
die fachtechnische Ermittlung, welche Abstande zu den Betriebsbereichen geeignet sind, um
die von der EU angestrebte langfristige Umsetzung des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie in-
nerhalb des Stadtgebietes zu gewdahrleisten.

Der TUV Nord hat im Stadtgebiet Wesseling sieben Betriebsbereiche i.S.d. § 3 Abs. 5a BIm-
SchG untersucht. Dabei wurden in Zusammenarbeit mit der Bezirksregierung Kéln und den
Unternehmen die mafigeblichen Gefahrenpotenziale der Anlagen bestimmt und die ihnen
zuzuweisenden angemessenen Sicherheitsabstande ermittelt. In Anbetracht der in zwei Be-
triebsbereichen zu Grunde zu legenden Stoffe hat das TUV-Gutachten angemessene Si-
cherheitsabstande fur diese Betriebsbereiche von 2.750 m bzw. 2.400 m ermittelt.

Auf Grund der historisch gewachsenen Gemengelage zwischen Stadt und GrolRindustrie
Uberdecken diese sehr groRen Abstande weite Teile des Stadtgebietes (ca. 70 %). Innerhalb
der angemessenen Sicherheitsabstande befinden sich etliche Wohngebiete sowie der zent-
rale Innenstadtbereich mit zahlreichen Einkaufs-, Versorgungs- und Infrastruktureinrichtun-
gen mit mittelzentraler Funktion (u.a. Rathaus, Schulzentrum, Dreifaltigkeitskrankenhaus).
Zudem befinden sich bestehende Hauptverkehrstrassen wie die Stadtbahnlinie 16 und die
Bundesautobahn A 555 innerhalb der im TUV-Gutachten ermittelten angemessenen Sicher-
heitsabstande.

Diese Bestandsnutzungen sind als schutzbediirftige Gebiete und Nutzungen im Sinne der
Seveso-llI-Richtlinie und des § 50 BImSchG zu bewerten. Anhand einer groben Schétzung
kann davon ausgegangen werden, dass die derzeitige Einwohnerzahl innerhalb der ange-
messenen Sicherheitsabstande mit etwa 28.000 Einwohnern zu beziffern ist.

Diese bestehende Gemengelage lasst sich auch mittel- bis langfristig nicht grundsatzlich auf-
l6sen, da weder die Verlagerung einer kompletten Innenstadt noch die der abstandsrelevan-
ten groR3flachigen Betriebsbereiche realisierbar ist.

Die Ergebnisse des gesamtstadtischen ,Seveso-Gutachtens” zeigen, dass sich die Stadt
Wesseling in einer besonderen Situation befindet.
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Das enge, historisch gewachsene Nebeneinander von Industrieanlagen, Wohngebieten und
Stadtzentrum in Verbindung mit der erheblichen Ausdehnung der angemessenen Sicher-
heitsabstande ist deutschlandweit gesehen eher ein Ausnahmefall.

In Anbetracht dieser Rahmenbedingungen ist eine tragfahige Stadtentwicklungskonzeption
notwendig, um sowohl den langfristigen Anforderungen des Artikels 13 Seveso-IllI-Richtlinie
als auch dem Erfordernis zur Gewahrleistung einer zukunftsfahigen Entwicklung der Stadt
Wesseling als Mittelzentrum und attraktiver Wohnstandort in der Wachstumsregion Koln-
Bonn Rechnung zu tragen.

Wesentliche Entwicklungsziele der Stadt Wesseling bei der Umsetzung der Seveso-llI-Richt-
linie sind (Kapitel 3.2):

» Stadtebaulich sinnvolle und vertragliche Weiterentwicklung der vorhandenen stadtischen
Strukturen innerhalb der angemessenen Sicherheitsabsténde unter Berticksichtigung der
langfristigen Anforderungen der Seveso-llI-Richtlinie und des § 50 BImSchG

» Gewahrleistung einer mafvollen Innenentwicklung und Nachverdichtung innerhalb der
angemessenen Sicherheitsabstande, vertragliche Weiterentwicklung und Neuansiedlung
von schutzbedurftigen Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie

» Sicherung der Zukunftsfahigkeit und angemessene Starkung des zentralen Versor-
gungsbereichs Innenstadt, um die Attraktivitdt und Daseinsvorsorgefunktion des Mittel-
zentrums Wesseling nachhaltig zu gewahrleisten und bedarfsgerecht zu optimieren

» Sicherung der Industriestandorte durch Wahrung der derzeit vorhandenen Abstande und
Vermeidung neuer Gemengelagen (Berticksichtigung der sogenannten ,Nichtheranri-
ckenslinie®)

Die Stadt Wesseling, Bereich Stadtentwicklung und Umwelt, hat aufbauend auf den Ergeb-
nissen des TUV-Gutachtens und den vorgenannten Entwicklungszielen, eine gesamtstadti-
sche Konzeption zum Umgang mit der Seveso-Thematik in der Stadtentwicklung, Bauleitpla-
nung und Baugenehmigungspraxis erarbeitet.

Das vorliegende Stadtebauliche Entwicklungskonzept der Stadt Wesseling zur Seveso-llI-
Richtlinie soll ausgewogene Handlungsspielraume fir die kunftige Stadtentwicklung inner-
halb der angemessenen Sicherheitsabstdnde aufzeigen und abgestimmte Leitlinien fir ein
vertragliches Miteinander der innerstadtischen Siedlungsbereiche und der Betriebsbereiche
unter Bericksichtigung des Artikels 13 der Seveso-llI-Richtlinie und des ,Trennungsgrund-
satzes" des 8§ 50 BImSchG definieren.

Das Stadtebauliche Entwicklungskonzept soll als Leitbild und Abwéagungsgrundlage fur die
kinftige Bauleitplanung und Vorhabengenehmigung innerhalb der angemessenen Sicher-
heitsabstande dienen. Durch den Beschuss als Stadtebauliches Entwicklungskonzept i.S.d.
8§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB stellt es einen wesentlichen Beitrag zur planerischen Abwégung
gemall § 1 Abs. 7 BauGB im Rahmen der Neuaufstellung des Flachennutzungsplanes und
der Erarbeitung von Bebauungsplanen der Stadt Wesseling dar.
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2 Rechtliche und fachtechnische Grundlagen

2.1 Leitsatze der hochstrichterlichen Rechtsprechung

In den Fokus des fachlichen und o6ffentlichen Interesses ist die Seveso-Thematik seit der
hdchstrichterlichen Rechtsprechung der Jahre 2011/2012 zur geplanten Ansiedlung eines
grof3flachigen Einzelhandelsbetriebes in der Nachbarschaft eines Betriebsbereiches i.S.d.
Seveso-Vorschriften® geriickt. Bis zu diesem Zeitpunkt spielten die europarechtlichen Se-
veso-Vorschriften (,land-use-planning®) in der kommunalen Bauleitplanung kaum eine Rolle.
Das in 8 50 BImSchG verankerte Abstandsgebot war vorher bei baurechtlichen Genehmi-
gungsverfahren von den Bauaufsichtsbehérden nicht zu beriicksichtigen, da es nach Auf-
fassung der Rechtsprechung lediglich auf Planungsentscheidungen (z.B. Bauleitplanung)
anwendbar war.

Maflgeblicher Ausldser fir eine rechtliche Nachbetrachtung der Seveso-Thematik war der
Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 03.12.2009, den Gerichtshof der
Europaischen Union (EuGH) in Luxemburg zur Klarung mehrerer Fragen anzurufen, die die
Auslegung der Seveso-lI-Richtlinie (96/82/EG) der EU im Rahmen eines Baugenehmigungs-
verfahrens betrafen. Gegenstand des Ausgangsverfahrens war die sogenannte ,Rechtssa-
che Mucksch/Merck®, bei der die Erteilung eines Bauvorbescheids fur die Errichtung eines
grol3flachigen Gartencenters mit Freiverkaufsflachen in unmittelbarer Nachbarschaft eines
Storfall-Betriebsbereiches i.S.d. Seveso-Vorschriften begehrt wurde.

Im Folgenden werden die wesentlichen Leitsétze des EuGH und des BVerwG zusammenge-
fasst dargestellt. Sie sind in der taglichen Praxis der Planungs- und Bauaufsichtsbehorden
anzuwenden und liegen dem in Kapitel 3 enthaltenen Stadtebaulichen Entwicklungskonzept
der Stadt Wesseling zu Grunde.

Européischer Gerichtshof (EuGH), Urteil vom 15.09.2011 (C-53/10)

Mit dem Urteil vom 15.09.2011 hat der EuGH klargestellt, dass sich die Seveso-II-Richtlinie
nicht ausschliel3lich an die Trager der Bauleitplanung richtet. Die Baugenehmigungsbehor-
den sind ebenfalls verpflichtet, das Abstandsgebot der Seveso-II-Richtlinie im Rahmen ihrer
grundsétzlich gebundenen Genehmigungsentscheidungen bei Vorhaben im Umfeld von Stor-
fallbetrieben zu beachten. Das Abstandsgebot ist deshalb bei Einzelfallentscheidungen zur
Zuldssigkeit von Bauvorhaben gemafll 88 30, 34, 35 BauGB zu beriicksichtigen, die dem
Anwendungsregime der Seveso-lI-Richtlinie (heute Seveso-IlI-Richtlinie) unterliegen.

Der EuGH hat ausgefiihrt, dass aus den europarechtlichen Seveso-Vorschriften kein absolu-
tes ,Verschlechterungsverbot* abzuleiten ist. Der Artikel 12 Seveso-II-Richtlinie (heute Artikel
13 Seveso-llI-Richtlinie) gebietet nicht, alle Vorhaben abzulehnen, die die angemessenen
Sicherheitsabstande zu existierenden Stoérfallbetrieben unterschreiten. Die Genehmigungs-
behtérden konnen ein Vorhaben, das im Sinne der Seveso-Vorschriften grundséatzlich
schutzbedurftig ist, trotz Unterschreitung des storfallspezifisch ermittelten angemessenen
Sicherheitsabstandes im Einzelfall genehmigen, wenn hinreichend gewichtige soziodkono-
mische Belange firr die Zulassung des Vorhabens sprechen®.

4 EuGH, Urteil vom 15.09.2011 und BVerwG, Urteil vom 20.12.2012
® EUGH, Urteil vom 15.09.2011
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Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), Urteil vom 20.12.2012 (4 C 11.11)

Der EuGH hat die Entscheidung tber den Fall ,Micksch/Merck* an das BVerwG zurtick ver-
wiesen. Das BVerwG hat mit dem Urteil vom 20.12.2012 zum einen entschieden, dass die
Erteilung der begehrten Bauvoranfrage fiir ein grof3flachiges Gartencenter nach § 34 BauGB
zu verwehren ist, da das Vorhaben nicht mit den europarechtlichen Seveso-Vorschriften ver-
einbar ist.

Zum anderen hat das BVerwG mit diesem Urteil wesentliche Leitsatze und Handlungsvorga-
ben gegeben, wie die Seveso-lI-Richtlinie (heute Seveso-llI-Richtlinie) in der kommunalen
Planungs- und Genehmigungspraxis zu beriicksichtigen ist. Von besonderer Bedeutung sind
die Ausflihrungen des BVerwG zum notwendigen Prifverfahren fir Planungs- bzw. Geneh-
migungsentscheidungen (gestufte Prufschritte) und die rechtssystematische Umsetzung der
EuGH-Anforderungen in Bauleitplanungs- und Genehmigungsverfahren.

Die BVerwG-Vorgaben beziehen sich auf Einzelfallentscheidungen der Bauleitplanung und
Vorhabengenehmigungen, die schutzbedirftige Nutzungen i.S.d. Artikels 13 Seveso-lll-
Richtlinie zum Gegenstand haben, welche innerhalb der gutachterlich ermittelten angemes-
senen Sicherheitsabstédnde von Storfall-Betriebsbereichen liegen.

Genehmigungsentscheidungen

Das BVerwG hat klargestellt, dass das Abstandsgebot bei der Zulassung von Bauvorhaben
geman 8§ 30, 34, 35 BauGB im Rahmen des Riicksichtnahmegebotes bericksichtigt werden
kann und muss. Im Einzelfall kbnnen die Anforderungen des Abstandsgebotes Uber das
.Einfigen” des 8§ 34 BauGB bei Vorhaben im unbeplanten Innenbereich, als ,6ffentlicher Be-
lang” des § 35 Abs. 3 BauGB bei Vorhaben im Auf3enbereich und tber die Einzelfallbetrach-
tung des 8§ 15 Abs. 1 BauNVO i.V. mit § 30 BauGB bei Vorhaben im Geltungsbereich von
rechtsverbindlichen Bebauungsplanen bertcksichtigt werden.

Das Ricksichtnahmegebot bietet eine geeignete Grundlage fiir die vom BVerwG geforderte
.nachvollziehende Abwagung“ der in die Einzelfallentscheidung einzustellenden Belange. Im
Rahmen einer ,nachvollziehenden Abwagung“ kommen fir die Genehmigungsentscheidung
allerdings nur individuelle Belange eines Antragstellers (d.h. wirtschaftliche bzw. private Be-
lange wie z.B. das Interesse an einer adaquaten Nutzung eines Grundstiickes) sowie indivi-
duelle Belange des Anlagenbetreibers in Betracht.

Das BVerwG versteht unter der ,nachvollziehenden Abwagung“ einen gerichtlich uneinge-
schrankt Uberprifbaren Vorgang der Rechtsanwendung, der eine auf den Einzelfall ausge-
richtete Gewichtsbestimmung verlangt. Welche Belange sich im Einzelfall durchsetzen, ist
eine Frage ihres jeweiligen Gewichts und der Abwagung mit dem Vorhaben, zu dem es kon-
kret in Beziehung zu setzen ist®. Demnach kann im Ergebnis der ,nachvollziehenden Abwa-
gung“ ein Unterschreiten des ermittelten angemessenen Sicherheitsabstandes vertretbar
sein, wenn hinreichend gewichtige individuelle Belange fur die Zulassung des Vorhabens
streiten. Nach Auffassung des BVerwG gilt ein ,Regel-Ausnahmeverhéltnis”, wonach die Zu-
lassung eines schutzbedurftigen Vorhabens, das den angemessenen Sicherheitsabstand
unterschreitet, eine Ausnahme darstellt.

® Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 12 bzw. 2018, S. 11
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Planungsentscheidungen

Das in Artikel 13 Seveso-llI-Richtlinie verankerte Abstandsgebot ist nach wie vor vorrangig
auf der Ebene der kommunalen Bauleitplanung zu beachten; d.h. sowohl bei der Neuaufstel-
lung oder Anderung der Flachennutzungsplanung als auch bei der Aufstellung und Anderung
von Bebauungsplénen. Bei Planungsentscheidungen sind gemal § 1 Abs. 7 BauGB alle fiir
die jeweilige Planung relevanten abwagungserheblichen offentlichen und privaten Belange
sachgerecht zu ermitteln und in die Abwégung einzustellen.

Zweifelsfrei ist das Abstandsgebot bei jedem Bauleitplanverfahren, das die Neuansiedlung
bzw. Nachverdichtung schutzbedurftiger Nutzungen i.S.d. Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie
vorbereitet, als Belang von besonderem Gewicht zu beriicksichtigen’.

Entsprechend der hochstrichterlichen Rechtsprechung ist das Abstandsgebot jedoch als eine
sogenannte ,Abwagungsdirektive* zu betrachten; d.h. eine planende Kommune kann diesen
Belang im konkreten Planungsfall durchaus zurtickstellen, wenn z.B. gewichtige soziotko-
nomische Belange fur die Umsetzung einer Planung innerhalb des angemessenen Sicher-
heitsabstandes sprechens. Der EuGH hat ein absolutes ,Verschlechterungsverbot* verworfen
und den kommunalen Planungstragern im Rahmen der planerischen Abwéagung (8 1 Abs. 7
BauGB) einen Wertungsspielraum zugestanden, so dass im jeweiligen Planungsfall unter
Bertcksichtigung von soziodkonomischen Belangen eine stadtebauliche Entwicklung auch
innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstdnde weiterhin méglich sein kann.

Diese Bewertung wird vom BVerwG mitgetragen und ist von entscheidender Bedeutung fir
die kommunalen Planungstrager, da die Rechtsprechung den Kommunen im Rahmen ihrer
Planungs- und Gestaltungshoheit damit durchaus Spielraume fir die Umsetzung ihrer stad-
tebaulichen Ziele und Entwicklungskonzepte auch innerhalb der angemessenen Sicherheits-
abstande zubilligt.

Die storfallrechtlichen Belange sind in jedem konkreten Planungsfall ordnungsgemaf zu er-
mitteln und mit dem ihnen zukommenden Gewicht in die Abwagung der 6ffentlichen und pri-
vaten Belange gemaR § 1 Abs. 7 BauGB einzustellen. Dabei kommt ihnen jedoch nicht au-
tomatisch eine hohere Gewichtung oder gar ,Ausschlusswirkung® zu; sie sind mit der ihnen
im jeweiligen Planungsfall zukommenden Bedeutung zu bericksichtigen.

Neben diesen Belangen sind auch stadtebauliche, dkologische, sozio6konomische (d.h. so-
ziale, infrastrukturelle und wirtschaftliche), sonstige 6ffentliche Belange sowie private Belan-
ge, die fur die jeweilige Bauleitplanung relevant sind, mit dem ihnen objektiv zukommenden
Gewicht in die Abwéagungsentscheidung einzustellen. Welche Belange sich im Einzelfall
durchsetzen und welche zurlickgestellt werden, ist auch hier eine Frage ihrer jeweiligen Ge-
wichtung und Abwagung entsprechend § 1 Abs. 7 BauGB im Rahmen des konkreten Bau-
leitplanverfahrens.

Bei der Planung und Abwagung ist zu gewahrleisten, dass die Risiken einer geplanten Neu-
ansiedlung schutzbedirftiger Gebiete und Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie innerhalb
angemessener Sicherheitsabstédnde sachgerecht gepruft und gewdirdigt werden.

" Uechtritz/Farsbotter Teil I, S. 1922
8 EUGH, Urteil vom 15.09.2011
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Wenn im Ergebnis Giberwiegende stadtebauliche und/oder soziodkonomische Belange fir die
Realisierung eines Planungskonzeptes sprechen, so ist dies nach hdchstrichterlicher Recht-
sprechung bei bauleitplanerischen Entscheidungen im Einzelfall durchaus vertretbar.

Abgestufte Vorgehensweise zur Bericksichtigung des stdrfallrechtlichen Abstandsgebotes
bei Planungs- und Genehmigungsentscheidungen

Aus der hdchstrichterlichen Rechtsprechung ist sowohl fir Planungsentscheidungen (Bau-
leitplanverfahren, Planfeststellung) als auch fur baurechtliche Genehmigungsentscheidungen
die Notwendigkeit einer abgestuften zweistufigen Vorgehensweise abzuleiten®.

Von grundlegender Bedeutung fir die Zusammenstellung und Bewertung des notwendigen
storfallrechtlichen Abwagungsmaterials ist die fachtechnische Ermittlung des ,angemesse-
nen Sicherheitsabstandes” i.S.d. Artikels 13 Seveso-IlI-Richtlinie (vorher ,angemessener Ab-
stand” i.S.d. Artikels 12 der Seveso-II-Richtlinie)™.

Der Begriff des ,,angemessenen Sicherheitsabstandes” i.S.d. Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie
ist ein zwar unbestimmter, aber anhand storfallspezifischer Faktorg—;n technisch-fachlich be-
stimmbarer Rechtsbegriff, der der uneingeschrankten gerichtlichen Uberprifung unterliegt.

In einem ersten Prifschritt ist der angemessene Sicherheitsabstand ausschlief3lich anhand
storfallspezifischer, rein fachtechnischer Kriterien zu ermitteln. Das BVerwG benennt bei-
spielhaft storfallspezifische Kriterien, die im jeweiligen Einzelfall der Planung bzw. Vorha-
bengenehmigung fir die Ermittlung des angemessenen Sicherheitsabstandes herangezogen
werden konnen. Als storfallspezifische Faktoren im Sinne der BVerwG-Rechtsprechung
kommen sowohl Eigenschaften des Stdrfallbetriebsbereiches (anlagenspezifische Faktoren)
als auch Eigenschaften des Neuansiedlungsvorhabens (vorhabenspezifische Faktoren)'! in
Betracht'®. Hinsichtlich der beispielhaften Benennung anlagen- bzw. vorhabenspezifischer
Faktoren wird auf Kapitel 2.4 verwiesen.

Die Ermittlung des angemessenen Sicherheitsabstandes erfordert im Regelfall die Heranzie-
hung technisch-fachlichen Sachverstands, d.h. die Erstellung eines Fachgutachtens durch
einen anerkannten Sachverstandigen (8 29a BImSchG).

Wird der im ersten Prufschritt ermittelte angemessene Sicherheitsabstand nicht eingehalten,
SO0 muss in einem zweiten Schritt entschieden werden, ob ein Unterschreiten im jeweiligen
Einzelfall der Bauleitplanung bzw. Vorhabengenehmigung vertretbar ist.

® Uechtritz/Farsbotter Teil I, S. 1922 ff

19 Mit der begriffichen Veranderung in Artikel 13 zum ,angemessenen Sicherheitsabstand” sind keine
inhaltlichen Anderungen verbunden. Auf Grund der Legaldefinition des § 3 Abs. 5¢c BImSchG wird im
Stadtebaulichen Entwicklungskonzept der Stadt Wesseling der Begriff ,angemessener Sicherheitsab-
stand" Ubernommen.

' Die Bund-/Lander- Arbeitsgemeinschaft fiir Inmissionsschutz hat eine abweichende Position dazu
(Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, Ful3note 26). Die Hauptaussage ist, dass die Ermitt-
lung des angemessenen Sicherheitsabstandes (nach KAS-18) stets von der Stoérfallanlage ausgeht.
Eine davon abweichende, auf etwaige Schutzvorkehrungen am neu zu genehmigenden Bauvorhaben
bezogene Abstandsermittlung ist faktisch nicht méglich. Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht ist eine
Einbeziehung dieser Faktoren erst auf der Ebene der Abwéagung sinnvoll. Die Aussage des Bundes-
verwaltungsgerichts ist in dieser Hinsicht nicht eindeutig.

'2 Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 8/9
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Erst in diesem zweiten Prifschritt kdnnen nicht-storfallspezifische Faktoren - die sogenann-
ten soziodkonomischen Faktoren und/oder stadtebauliche Belange - in die planerische Ab-
wagung gemall 8 1 Abs. 7 BauGB im jeweiligen Bauleitplanverfahren oder in die nachvoll-
ziehende Abwégung im jeweiligen Genehmigungsverfahren eingestellt werden. Grundsatz-
lich mussen fir die Erteilung einer Baugenehmigung weitere Voraussetzungen erfillt sein,
um zu der Abwagung der soziobkonomischen Faktoren zu gelangen (Bestehen einer Ge-
mengelage, negative Prifung von Alternativstandorten usw.).

Demnach haben soziodkonomische Faktoren und/oder stadtebauliche Griinde bei der Ermitt-
lung des angemessenen Sicherheitsabstandes auller Betracht zu bleiben. Derartige Fakto-
ren sind erst bei der Entscheidung zu beriicksichtigen, ob eine schutzbedirftige Planung
bzw. ein schutzbedirftiges Vorhaben trotz der Unterschreitung des fachtechnisch ermittelten
angemessenen Sicherheitsabstandes im Einzelfall vertretbar sein kann.

Die Stadt Wesseling hat zum Zwecke der fachtechnischen Ermittlung der angemessenen
Sicherheitsabstande die TUV Nord Systems GmbH mit der Erarbeitung eines gesamtstadti-
schen Gutachtens zur Vertraglichkeit von Storfall-Betriebsbereichen im Stadtgebiet Wes-
seling unter dem Gesichtspunkt des § 50 BImSchG und der Seveso-llI-Richtlinie beauftragt.
Das TUV-Gutachten mit den ermittelten angemessenen Sicherheitsabstanden fir das Stadt-
gebiet Wesseling liegt seit Dezember 2015 vor.

Die nachfolgenden Ausfiihrungen geben einen Uberblick tiber die aktuellen, fur die kommu-
nale Planungs- und Genehmigungspraxis relevanten Rechts- und Fachgrundlagen.

2.2 Européisches Recht

Seveso-Richtlinie und Seveso-lI-Richtlinie

Der Rat der Européaischen Gemeinschaft hat am 24.06.1982 die erste sogenannte ,Seveso-
Richtlinie*!® erlassen. Anlass fiir diese Richtlinie war ein folgenschwerer Chemieunfall im
Jahr 1976 in der italienischen Stadt Seveso, bei dem in einer chemischen Fabrik eine unbe-
kannte Menge des hochgiftigen Stoffes Dioxin freigesetzt wurde. In Anbetracht ahnlicher Un-
falle in Europa und weltweit wurde eine européische Richtlinie erlassen, die sich mit der
Vermeidung von Unfallereignissen in Industrieanlagen und der weitestgehenden Begrenzung
der Auswirkungen von schweren Unféllen mit Gefahrstoffen auf die menschliche Gesundheit
und die Umwelt beschéftigt. Die europarechtlichen Seveso-Vorschriften sind innerhalb be-
stimmter Fristen in nationales Recht umzusetzen; unterbleibt dies, sind sie als unmittelbar
geltendes Recht in den EU-Mitgliedstaaten anzuwenden.

Im Jahr 1996 wurde die Seveso-II-Richtlinie** erlassen. Als planungsrelevante Anderungen
wurden Bestimmungen uber die Uberwachung der Flachennutzungsplanung im Falle der
Genehmigung neuer Anlagen sowie der Planung von Ansiedlungen in der N&he bestehender
Anlagen aufgenommen.

Die Seveso-lI-Richtlinie wurde durch den Bundesgesetzgeber mit der sogenannten ,Storfall-
Verordnung® (12. Bundes-Immissionsschutzverordnung) vom April 2000 und der Anderung
des BImSchG, insbesondere des § 50, im Jahr 1998 in deutsches Recht umgesetzt. Eine
nochmalige Anderung des § 50 BImSchG erfolgte im Jahr 2005.

13 Richtlinie 82/501/EWG
14 Richtlinie 96/82/EG
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Seveso-llI-Richtlinie

Die Seveso-llI-Richtlinie®® hat mit Wirkung vom 04.07.2012 die bis dahin geltende Seveso-II-
Richtlinie ersetzt. Die Mitgliedstaaten waren aufgefordert, die Seveso-IlI-Richtlinie bis zum
31.05.2015 in nationales Recht umzusetzen. Da dies in der Bundesrepublik Deutschland
nicht fristgerecht erfolgte, war die Seveso-llI-Richtlinie ab dem 01.06.2015 als unmittelbar
geltendes europaisches Recht anzuwenden.

Die Seveso-llI-Richtlinie wurde in der Bundesrepublik Deutschland mit dem ,Gesetz zur Um-
setzung der Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfélle mit ge-
fahrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieRenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des
Rates" vom 30.11.2016 (BGBI. | S. 2749) umgesetzt.

Mit der Seveso-llI-Richtlinie wurden einige Anderungen beschlossen, um das Schutzniveau
europaweit nochmals zu erhéhen sowie einige Bestimmungen zu prazisieren und zu aktuali-
sieren. Insbesondere erfolgte mit der Seveso-llI-Richtlinie eine Anpassung der im Anhang |
genannten gefahrlichen Stoffe an sonstige, bereits geltende européische Richtlinien.

Die Richtlinie 2012/18/EU enthalt zudem wesentliche Regelungen fir die rAumliche Planung
der Kommunen und sonstigen Planungstrager. Hervorzuheben ist, neben dem fur die Stadt-
entwicklung relevanten Artikel 13 ,Uberwachung der Ansiedlung®, insbesondere der Artikel
15 ,Offentliche Konsultationen und Offentlichkeitsbeteiligung am Entscheidungsverfahren®.

Artikel 13 Uberwachung der Ansiedlung (Abs.1 und 2)

»(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafir, dass in ihren Politiken der Flachenausweisung oder
Flachennutzung oder anderen einschlagigen Politiken das Ziel, schwere Unfélle zu verhiten
und ihre Folgen fir die menschliche Gesundheit und die Umwelt zu begrenzen, Beriick-
sichtigung findet. Dazu Uberwachen sie

a) die Ansiedlung neuer Betriebe;
b) Anderungen von Betrieben im Sinne des Artikels 11;

c) neue Entwicklungen in der Nachbarschaft von Betrieben, einschlief3lich Verkehrs-
wegen, offentlich genutzten Ortlichkeiten und Wohngebieten, wenn diese Ansied-
lungen oder Entwicklungen Ursache von schweren Unféallen sein oder das Risiko
eines schweren Unfalls vergrof3ern oder die Folgen eines solchen Unfalls ver-
schlimmern kénnen.

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafir, dass in ihrer Politik der Flachenausweisung oder
Flachennutzung oder anderen einschlagigen Politiken sowie den Verfahren fir die Durch-
fuhrung dieser Politiken langfristig dem Erfordernis Rechnung getragen wird,

a) dass zwischen den unter diese Richtlinie fallenden Betrieben einerseits und Wohn-
gebieten, 6ffentlich genutzten Geb&auden und Gebieten, Erholungsgebieten und
- soweit méglich - Hauptverkehrswegen andererseits ein angemessener Sicherheits-
abstand gewahrt bleibt;

!5 Richtlinie 2012/18/EU

12



F ’ '/ 4 Stadtebauliches Entwicklungskonzept der Stadt Wesseling
“ zur Seveso-llI-Richtlinie
wesseling Schlussbericht StEK 2019

kommaRhein.com

b) dass unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle bzw. beson-
ders empfindliche Gebiete in der Nachbarschaft von Betrieben erforderlichenfalls
durch angemessene Sicherheitsabstande oder durch andere relevante MalRhahmen
geschuitzt werden;

c) dass bei bestehenden Betrieben zuséatzliche technische MaRhahmen nach Artikel 5
ergriffen werden, damit es zu keiner Zunahme der Gefdhrdung der menschlichen
Gesundheit und der Umwelt kommt.*

Artikel 15 ,Offentliche Konsultationen und Offentlichkeitsbeteiligung am Entscheidungsver-
fahren“ gibt in Absatz 1 den Mitgliedstaaten auf, daflir Sorge zu tragen, dass die betroffene
Offentlichkeit friihzeitig Gelegenheit erhalt, ihnren Standpunkt zu spezifischen einzelnen Pro-
jekten darzulegen, die sich auf Planungen und Entwicklungen i.S.d. Artikels 13 Abs. 1 a)- ¢)
beziehen. Die Absatze 2 bis 7 des Artikels 15 umfassen ausfiihrliche Vorgaben zu Art und
Umfang der Offentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der fur Projekte i.S.d. Artikels 13 Abs. 1
a)- ¢) durchzufiihrenden Entscheidungsverfahren.

Die Mitgliedstaaten haben sicher zu stellen, dass die betroffene Offentlichkeit frithzeitig im
Verlauf des Entscheidungsverfahrens projektbezogene Informationen sowie die Gelegenheit
zur Ubermittlung von Kommentaren und Stellungnahmen an die zustandige Behorde erhalt
(Abs. 2-4). Zudem ist sicher zu stellen, dass die zustandigen Behérden nach Abschluss ei-
nes Entscheidungsverfahrens der Offentlichkeit Informationen zu Inhalten und Grinden der
jeweiligen Entscheidung zugénglich machen (Abs. 5). Die Mitgliedstaaten legen entspre-
chend Absatz 7 die genauen Vorkehrungen, d.h. Verfahrensmodalitaten, fir die Unterrich-
tung der Offentlichkeit und Anhérung der betroffenen Offentlichkeit fest™.

2.3 Deutsches Recht

Die Seveso-llI-Richtlinie wurde in der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2016 mit dem
.Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der Gefahren schwerer
Unfalle mit gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieRenden Aufhebung der Richtlinie
96/82/EG des Rates" umgesetzt (Gesetz vom 30.11.2016, in Kraft getreten am 07.12.2016,
BGBI. | S. 2749).

Der Bundesgesetzgeber hat mit dem Artikelgesetz vom 30.11.2016 Anderungen mehrerer
Gesetze, insbesondere des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), des Gesetzes
Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) und des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes
(UmwRG) durchgefiihrt.

Das Artikelgesetz enthalt keine direkten Anderungen des fiir die kommunale Bauleitplanung
bedeutsamen Baugesetzbuches (BauGB); allerdings hat das BauGB im Jahr 2017 etliche
Veranderungen erfahren, die u.a. durch zwei Gesetze zur Anpassung des Umwelt-Rechtsbe-
helfsgesetzes und zur Modernisierung des Rechts der Umweltvertraglichkeitsprifung erfolgt
sind. Weiterhin wurden bereits mit der BauGB-Novelle (Mai 2017) relevante inhaltliche und
verfahrenstechnische Neuregelungen zur sachgerechten Beriicksichtigung der Anforderun-
gen des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie und des § 50 BImSchG in der kommunalen Bauleit-
planung eingefiihrt'’.

'° Richtlinie 2012/18/EU
ol Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634)
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2.3.1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Durch das Artikelgesetz vom 30.11.2016 wurden etliche Regelungen inhaltlich und/oder re-
daktionell geandert (BGBI. | S. 2749). Fir die kommunale Planungspraxis relevant sind die
inhaltlichen Erganzungen des § 3 BImSchG ,Begriffsbestimmungen” sowie die redaktionelle
Anpassung der 88 3 Abs. 5a (Betriebsbereich) bzw. 50 BImSchG (Trennungsgrundsatz) an
die Regelungen der Seveso-llI-Richtlinie.

§ 3 Abs. 5a BImSchG enthalt die Definition fur Betriebsbereiche; in § 3 BImSchG wurden
weitere Definitionen durch die Absatze 5b (stdrfallrelevante Errichtung/Anderung), 5¢ (ange-
messener Sicherheitsabstand) und 5d (benachbarte Schutzobjekte) eingefiigt.

8 3 Abs. 5¢c BImSchG - Angemessener Sicherheitsabstand

.Der angemessene Sicherheitsabstand im Sinne dieses Gesetzes ist der Abstand zwischen
einem Betriebsbereich oder einer Anlage, die Betriebsbereich oder Bestandteil eines Be-
triebsbereichs ist, und einem benachbarten Schutzobjekt, der zur gebotenen Begrenzung der
Auswirkungen auf das benachbarte Schutzobjekt, welche durch schwere Unfalle im Sinne
des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU hervorgerufen werden kénnen, beitragt.
Der angemessene Sicherheitsabstand ist anhand stdrfallspezifischer Faktoren zu ermitteln®.

8 3 Abs. 5d BImSchG - Benachbarte Schutzobjekte

.Benachbarte Schutzobjekte im Sinne dieses Gesetzes sind ausschlie3lich oder Uberwie-
gend dem Wohnen dienende Gebiete, 6ffentlich genutzte Gebdude und Gebiete, Freizeitge-
biete, wichtige Verkehrswege und unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders
wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete".

§ 50 BImSchG - Planung (Trennungsgrundsatz)

»(1) Bei raumbedeutsamen Planungen und Maflinahmen sind die fur eine bestimmte Nutzung
vorgesehenen Flachen einander so zuzuordnen, dass schadliche Umwelteinwirkungen und
von schweren Unfallen im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Be-
triebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschlief3lich oder Gberwiegend dem
Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedirftige Gebiete, insbesondere 6f-
fentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem Gesichts-
punkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und 6f-
fentlich genutzte Gebaude, so weit wie mdglich vermieden werden.”

Der Trennungsgrundsatz tragt der besonderen Bedeutung der vorsorgenden Flachenpla-
nung und Flachenzuordnung innerhalb der Siedlungsstrukturen Rechnung. Diese Vorschrift
verfolgt einen planerisch-flachenbezogenen, jedoch keinen anlagenbezogenen Ansatz und
ist grundsatzlich bei raumbedeutsamen Planungen auf allen Ebenen, insbesondere jedoch
bei der kommunalen Bauleitplanung zu beachten.

Nach héchstrichterlicher Rechtsprechung® ist der in § 50 BImSchG verankerte Trennungs-
grundsatz als eine der Abwagung unterliegende ,Planungsdirektive” fiir die Bauleitplanung
zu verstehen.

'8 BverwG, Urteil vom 19.04.2012
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Mit dem Artikelgesetz vom 30.11.2016 wurde in § 48 Abs. 1 Nr. 6 BImSchG eine Ermé&chti-
gungsgrundlage fiir eine neu zu schaffende Verwaltungsvorschrift, die sogenannte ,TA Ab-
stand" (Technische Anleitung Abstand) geschaffen. Diese TA Abstand soll kiinftig bundes-
einheitliche MalR3stdbe fir die Umsetzung des Abstandsgebotes des Artikels 13 Seveso-llI-
Richtlinie vorgeben. Der Bund-/Lander-Arbeitskreis ,TA Abstand”“, unter Federfiihrung des
Bundesumweltministeriums, ist mit der Erarbeitung der TA Abstand befasst, die die Bestim-
mungen des § 3 Abs. 5¢ BImSchG konkretisieren und die offenen Fragen tber die Ermittlung
des jeweiligen angemessenen Sicherheitsabstandes klaren soll. Der Arbeitskreis hat bisher
ein Eckpunktepapier vorgelegt; mit einem Inkrafttreten der TA Abstand ist voraussichtlich im
Jahr192019 zu rechnen, wobei die kinftigen Regelungen derzeit noch nicht abschatzbar
sind™.

Weitere Anderungen des BImSchG durch das Artikelgesetz vom 30.11.2016 betreffen die
Regelungen der immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren, insbesondere die
Anwendbarkeit der verschiedenen Verfahrensarten und die notwendige Art der Offentlich-
keitsbeteiligung bei stérfallrelevanten Genehmigungsverfahren i.S.d. BImSchG. Grundsatz-
lich ist eine Offentlichkeitsbeteiligung bei BImSchG-Verfahren immer dann durchzufihren,
wenn die Anforderungen des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie zu beriicksichtigen sind.

2.3.2 Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) und
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG)

Durch das Artikelgesetz vom 30.11.2016 wurden Anderungen bzw. Erganzungen des UVP-
Gesetzes und des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes durchgefiihrt, die fir die raumliche Pla-
nung Bedeutung haben.

Durch Artikel 2 wurde eine Regelung zur ,UVP-Pflicht bei Storfallrisiko” (8 3d UVPG) einge-
fuhrt und die Anlage 2 Nr. 1.5 zum UVPG angepasst. Durch Artikel 3 wurden mit § 1 Abs. 1
Nr. 2a und 2b zwei Genehmigungs-/Entscheidungssachverhalte ergdnzt, bei denen das
UmwRG Anwendung findet (BGBI. | S. 2753).

Danach wurde mit dem ,,Gesetz zur Modernisierung des Rechts der Umweltvertraglichkeits-
prufung” vom 20.07.2017 (in Kraft getreten am 29.07.2017 (BGBI. | S. 2808)) das UVPG ins-
gesamt neugefasst und an europaische Richtlinien angepasst (Artikel 1). Der fur die Bauleit-
planung und Vorhabengenehmigung relevante § 3d wurde mit dem UVG-Modernisier-
ungsgesetz als neuer § 8 ,UVP-Pflicht bei Storfallrisiko* ibernommen?.

§ 8 UVPG - UVP-Pflicht bei Storfallrisiko

LSofern die allgemeine Vorprifung ergibt, dass aufgrund der Verwirklichung eines Vorha-
bens, das zugleich benachbartes Schutzobjekt i.S.d. 8 3 Abs. 5d des BImSchG ist, innerhalb
des angemessenen Sicherheitsabstandes i.S.d. 8§ 3 Abs. 5a des BImSchG die Moglichkeit
besteht, dass ein Storfall i.S.d. 8§ 2 Nr. 7 der Storfall-Verordnung auftritt, sich die Eintritts-
wahrscheinlichkeit eines solchen Stérfalls vergroRert oder sich die Folgen eines solchen
Storfalls verschlimmern kdnnen, ist davon auszugehen, dass das Vorhaben erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen haben kann.“

19 Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 3 bzw. 2018, S. 3
2% UvP-Modernisierungsgesetz 2017 (BGBI. | S. 2808)

15



F ’ '/ 4 Stadtebauliches Entwicklungskonzept der Stadt Wesseling
“ zur Seveso-llI-Richtlinie
wesseling Schlussbericht StEK 2019

kommaRhein.com

Entsprechend § 50 UVP-Modernisierungsgesetz wird bei der Aufstellung, Anderung oder Er-
ganzung von Bauleitplanen, fur die eine Verpflichtung zur Durchfihrung einer Strategischen
Umweltprifung (z.B. Flachennutzungsplan) oder zur Durchfihrung einer Umweltvertraglich-
keitsprifung (Bebauungsplan fur UVP-pflichtige Vorhaben, 8 2 Abs. 6 Nr. 3 UVPG) die Um-
weltvertraglichkeitsprifung nach den Vorschriften des Baugesetzbuches durchgefihrt. Mit
Artikel 2 Abs. 3 UVP-Modernisierungsgesetz wurden Anpassungen des BauGB, insbesonde-
re zu Verfahrensregelungen, durchgefihrt (BGBI. | S. 2831).

Weiterhin wurden mit dem ,Gesetz zur Anpassung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes und
anderer Vorschriften an europa- und volkerrechtliche Vorgaben* vom 29.05.2017 (in Kraft
getreten am 02.06.2017 (BGBI. | S. 1298)) durch Artikelgesetz Anpassungen des UmwRG
(Art. 1), des UVPG (Art. 2), des BImSchG (Art. 3) und des BauGB (Art. 6, Verfahrensrege-
lungen) durchgefiihrt.

2.3.3 Baugesetzbuch (BauGB)

Die Bauleitplanung ist das zentrale Planungsinstrument auf kommunaler Ebene. Mit dem
Flachennutzungsplan als vorbereitendem Bauleitplan fur das gesamte Stadtgebiet wird die
grundséatzliche Steuerung der Stadtentwicklung und die vertragliche Zuordnung unterschied-
licher Flachennutzungen geregelt. Mit der Aufstellung bzw. Anderung von Bebauungsplanen
fir einzelne Plangebiete kann die Kommune Planungs- und Baurecht fur die Zuldssigkeit
verschiedener Nutzungen, insbesondere auch schutzbedurftiger Nutzungen und Vorhaben
i.S.d. Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie und des 8§ 50 BImSchG schaffen.

Die Kommune als Tragerin der Planungshoheit hat sowohl bei der Flachennutzungsplanung
als auch bei der Aufstellung/Anderung von Bebauungsplanen dafiir Sorge zu tragen, dass
die Anforderungen des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie und des Trennungsgrundsatzes (8 50
BImSchG) sachgerecht beriicksichtigt und umgesetzt werden.

Das Baugesetzbuch (BauGB) und die Baunutzungsverordnung (BauNVO) stellen die fir die
kommunale Bauleitplanung maRgebenden Gesetzesvorschriften dar. Das BauGB enthalt
sowohl verfahrensrechtliche Regelungen fir die Bauleitplanverfahren als auch Vorschriften
fur die jeweiligen Planinhalte eines Flachennutzungsplanes und der Bebauungsplane; die
BauNVO enthélt ergdnzende Regelungen fir bestimmte Planinhalte.

Mit dem BauGB-Anderungsgesetz 2017, dem ,Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/
52/EU im Stadtebaurecht und zur Starkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt® (in
Kraft getreten am 13.05.2017, BGBI. | S. 1057) wurden eine Vielzahl von Regelungen insbe-
sondere fir die Bauleitplanung und Vorhabengenehmigung geandert bzw. eingefihrt.

Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. |
S. 3634) enthalt weitere Anpassungen einzelner Vorschriften des BauGB, die sich durch die
in Kapitel 2.3.2 erlauterten Umweltgesetze sowie durch das Hochwasserschutzgesetz Il (in
Kraft getreten am 06.07.2017 bzw. 05.01.2018, BGBI. | S. 2193) ergeben haben.

Das BauGB umfasst u.a. folgende Regelungen zur Bertcksichtigung der Storfall-Thematik,
die wesentliche Auswirkungen auf Planungsinhalte und Verfahren der kommunalen Bauleit-
planung haben.
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§ 1 Abs. 6 Nr. 7 j BauGB - Aufnahme der ,Storfallbelange” in den Belangekatalog

.Bei der Aufstellung der Bauleitplane sind insbesondere zu bertlicksichtigen ... die Belange
des Umweltschutzes ... j) unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes, die Auswirkungen, die aufgrund der Anfélligkeit der nach dem Bebauungsplan zu-
lassigen Vorhaben fir schwere Unfélle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange
nach den Buchstaben a bis d und i“.

Die ,Storfallbelange” wurden zur Klarstellung als eigenstandiger Umweltbelang in den Be-
langekatalog der Bauleitplanung (8 1 Abs. 6 Nr. 7 j BauGB) aufgenommen. Die Regelung
erganzt den in § 50 BImSchG verankerten ,Trennungsgrundsatz®, der im Ubrigen unberiihrt
bleibt. Die Pflicht zur Berticksichtigung der Stérfallbelange in der Bauleitplanung gilt fir Stor-
falle, also ,schwere Unfélle* i.S.d. Storfallrechts (8 3 Abs. 5b, 5¢ BImSchG) und daher so-
wohl fur die Planung von Gewerbe-/Industriegebieten zur Ansiedlung von Stérfallbetrieben
als auch fur Bauleitplanungen in der Umgebung vorhandener Storfallbetriebe, wenn die Plan-
gebiete innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstédnde der Betriebsbereiche nach § 3
Abs. 5¢ BImSchG liegen?’. Die zu erwartenden nachteiligen Auswirkungen nach § 1 Abs. 6
Nr. 7 j BauGB sind im Rahmen der Bauleitplanung sachgerecht zu ermitteln, zu beschreiben,
zu bewaéltigen und in die planerische Abwagung gemalR § 1 Abs. 7 BauGB einzustellen.

8§ 9 Abs. 1 Nr. 23c BauGB - Festsetzungen in Bebauungsplanen
zur Vermeidung oder Verminderung der Folgen von Storféllen

-Im Bebauungsplan kénnen aus stadtebaulichen Grinden festgesetzt werden ... Gebiete, in
denen ... ¢) bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung von nach Art, MaR oder
Nutzungsintensitat zu bestimmenden Geb&uden oder sonstigen baulichen Anlagen in der
Nachbarschaft von Betriebsbereichen nach § 3 Abs. 5a BImSchG bestimmte bauliche und
sonstige technische MalRnahmen, die der Vermeidung oder Minderung der Folgen von Stor-
fallen dienen, getroffen werden missen*.

Die Kommunen erhalten mit § 9 Abs. 1 Nr. 23c BauGB erstmals die Mdglichkeit, Festsetzun-
gen zu bestimmten baulichen und sonstigen technischen Malinahmen fiir Gebdude oder
sonstige bauliche Anlagen in einem Bebauungsplan zu treffen, die die Folgen von Storfallen
vermeiden oder verringern kdnnen oder die Zuléassigkeit von Vorhaben in der Nachbarschaft
von Storfall-Betriebsbereichen regeln.

Mit dem Begriff der ,Nachbarschaft zu Storfallbetrieben” sind Flachen bzw. Siedlungsberei-
che gemeint, die innerhalb des gutachterlich ermittelten angemessenen Sicherheitsabstan-
des eines Storfall-Betriebsbereiches oder innerhalb des Achtungsabstandes liegen?.

Als mogliche Anwendungsfélle kommen die Aufstellung oder Anderung von Bebauungspla-
nen in Frage, mit denen Planungsrecht fir die Ansiedlung neuer bzw. zuséatzlicher schutzbe-
durftiger Nutzungen und Vorhaben i.S.d. des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie innerhalb der
angemessenen Sicherheitsabstande geschaffen werden soll (z.B. neue Baugebiete inner-
halb bestehender Siedlungsstrukturen, Nachverdichtungen/Umnutzungen bestehender Ge-
biete mit/zu schutzbedurftigen Nutzungen, Ergéanzungen bestehender Siedlungsbereiche mit
schutzbedurftigen Infrastrukturen).

2 Muster-Einfiinrungserlass zum BauGBANdG 2017, S. 6
22 VHW-Seminar ,BauGB-Novelle 2017, Skript S. 139
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Welche Festsetzungsmaoglichkeiten zur Konfliktbewéltigung geeignet und stadtebaulich be-
grindbar sind, ist im konkreten Einzelfall der Bebauungsplanung unter Bertcksichtigung der
angestrebten Planungsinhalte, der ermittelten angemessenen Sicherheitsabstande sowie der
konkreten Lage eines Plangebietes innerhalb dieser Sicherheitsabstande zu definieren.

Ziel dieser Neuregelung ist, unter Bericksichtigung der héchstrichterlichen Rechtsprechung
des BVerwG?®, den planerischen Handlungsspielraum der Kommunen fir ihre zukiinftige
Stadtentwicklung innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstande im Hinblick auf die Ver-
meidung und Verringerung der Folgen von Stérféllen zu erweitern?.

Als denkbare Festsetzungsmaglichkeiten gemaf 8 9 Abs. 1 Nr. 23c BauGB sind z.B. passive
SchutzmalRnahmen, wie Anforderungen an die Dichtigkeit von Gebduden gegeniiber einer
stofflichen Exposition (z.B. Fenster, Tiren, Liiftungsanlagen, Fassadenteile), sowie die Uber-
sichtlichkeit von Gebauden und Arealen (z.B. Qualitat der Fluchtwege, Erreichbarkeit im Not-
fall) zu nennen. Mdéglich ware auch die Verpflichtung zur Errichtung von Schutzraumen bei
Sportanlagen im Freien, die kurzfristig erreichbar sind, oder Regelungen, dass z.B. bei einer
bestimmten Nutzungsintensitat von Geb&uden bestimmte bauliche oder sonstige technische
Malnahmen vorzusehen sind. Es sollen Differenzierungen nach Art, Mal3 oder Nutzungsin-
tensitat von Gebauden oder Anlagen ermdglicht werden; Kriterien der Nutzungsintensitat
kénnen z.B. die Anzahl anwesender Personen oder die Nutzungszeiten sein®. Diese Fest-
setzungsmoglichkeiten wurden im Rahmen eines Planspiels zur BauGB-Novelle 2017 vorge-
schlagen; in der Planungspraxis sind die neuen Festsetzungsmoglichkeiten im jeweiligen
Einzelfall zu erarbeiten und stadtebaulich zu begrinden.

§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB - Festsetzungen in Bebauungsplénen
fur von der Bebauung freizuhaltende Schutzflachen sowie Flachen ... zum Schutz vor schad-
lichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren i.S.d. BImSchG

,Im Bebauungsplan kdnnen aus stadtebaulichen Grunden festgesetzt werden ... die von der
Bebauung freizuhaltenden Schutzflachen und ihre Nutzung, die Flachen fir besondere Anla-
gen und Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Ge-
fahren i.S.d. BImSchG sowie die zum Schutz vor solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung
oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffenden baulichen und sonstigen technischen
Vorkehrungen®.

Mit dieser Festsetzungsmaglichkeit konnen im Bebauungsplan u.a. zur Minderung von Stér-
fallen Schutzflachen festgesetzt werden, die von der Bebauung freizuhalten sind (und z.B.
fur nicht schutzbedurftige Freiraumnutzungen vorgesehen werden kénnen); weiterhin kénnen
Flachen fir besondere Anlagen oder Vorkehrungen zum Schutz vor Storfall-Auswirkungen
wie z.B. Schutzwélle/-wande oder Graben (passive MalRnahmen) sowie aktive Schutzmalf3-
nahmen durch bauliche oder sonstige technische Vorkehrungen festgesetzt werden®. Wel-
che Festsetzungsmaoglichkeiten zur Konfliktbewaltigung geeignet und stadtebaulich be-
grindbar sind, ist im konkreten Einzelfall der Bebauungsplanung zu definieren.

?* BVerwG, Urteil vom 20.12.2012

4 Muster-Einfiihrungserlass zum BauGBANndG 2017, S. 9
2 Muster-Einfiinrungserlass zum BauGBANndG 2017, S. 9
26 Muster-Einfiinrungserlass zum BauGBANndG 2017, S. 9
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§ 9 Abs. 2c BauGB - Festsetzungen in Bebauungspléanen
zur Steuerung der Ansiedlung in der Nahe von Stérfall-Betriebsbereichen

-Fur im Zusammenhang bebaute Ortsteile nach § 34 und fur Gebiete nach § 30 in der Nach-
barschaft von Betriebsbereichen nach 8§ 3 Abs. 5a BImSchG kann zur Vermeidung oder Ver-
ringerung der Folgen von Storfallen fir bestimmte Nutzungen, Arten von Nutzungen oder far
nach Art, Mal3 oder Nutzungsintensitat zu bestimmende Gebaude oder sonstige bauliche
Anlagen in einem Bebauungsplan festgesetzt werden, dass diese zuldssig, nicht zulassig
oder nur ausnahmsweise zulassig sind; die Festsetzungen konnen fur Teile des rdumlichen
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes unterschiedlich getroffen werden*.

Vergleichbar zu den Méglichkeiten zur Sicherung zentraler Versorgungsbereiche bzw. Steu-
erung von Vergnigungsstatten nach 8 9 Abs. 2a, 2b BauGB kdénnen Kommunen in Bebau-
ungsplanen differenzierte Festsetzungen zur Zuldssigkeit, Einschrankung oder zum Aus-
schluss bestimmter Nutzungen, Arten von Nutzungen oder Vorhaben treffen, die Uber die
bisherigen Feinsteuerungsméglichkeiten der § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO hinausgehen?’ und
auf die spezifischen Belange der Stérfall-Thematik eingehen.

Die Festsetzungsmaoglichkeit des 8§ 9 Abs. 2c BauGB lasst eine Differenzierung nicht nur
nach der Art bzw. Unterart der zuldssigen Nutzungen zu (8 1 Abs. 5, 9 BauNVO), sondern
erlaubt differenziertere Zulassigkeitsregelungen fir ,bestimmte Nutzungen“ sowie Regelun-
gen der Nutzungsintensitdt. Denkbar ware z.B., die Nutzung eines bestimmten Geb&udes
oder einer Anlage auf eine bestimmte Personenzahl oder Betriebszeiten zu beschranken?.

Damit kdnnen geeignete Regelungen fir die planungsrechtliche Zulassigkeit, Einschrankung
oder Unzulassigkeit von schutzbedirftigen Nutzungen und Vorhaben i.S.d. des Artikels 13
Seveso-llI-Richtlinie fur die verschiedenen Planungsfalle getroffen werden.

Anwendungsvoraussetzung ist die Lage eines Plangebietes innerhalb der gutachterlich er-
mittelten angemessenen Sicherheitsabstédnde (oder der Achtungsabstande) eines Storfall-
Betriebsbereiches.

Als mogliche Anwendungsfélle kommen zum einen die Aufstellung von Bebauungsplanen in
Gebieten nach § 34 BauGB (unbeplanter Innenbereich) in Frage, um die Ansiedlung insbe-
sondere schutzbedrftiger Nutzungen/Vorhaben i.S.d. des Artikels 13 Seveso-IlI-Richtlinie zu
steuern und differenziert zu regeln (z.B. Umstrukturierung von Gewerbegebieten oder Ge-
mengelagen zu storfallsensibleren Gebieten mit Misch-/Einzelhandelsnutzungen).

Zum anderen kann die Regelung des § 9 Abs. 2c BauGB bei der Anderung bestehender Be-
bauungsplane sinnvoll sein, wenn diese Bebauungspléne die Anforderungen des Artikels 13
Seveso-llI-Richtlinie (bzw. des Artikels 12 Seveso-IlI-Richtlinie) nicht oder nicht ausreichend
bertcksichtigt haben.

Zudem konnen die neuen Festsetzungsmdoglichkeiten nach § 9 Abs. 2c BauGB fir die Neu-
aufstellung oder Anderung von Bebauungspléanen von Bedeutung sein, die sich mit der zu-
kunftigen stadtebaulichen Entwicklung und Ordnung bestehender Gemengelagen innerhalb
der angemessenen Sicherheitsabstande befassen.

" Muster-Einfiihrungserlass zum BauGBAndG 2017, S. 10
28 Muster-Einfiihrungserlass zum BauGBANndG 2017, S. 10
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Als mogliche Anwendungsfélle kommen Bebauungsplane in Frage, mit denen z.B. Planungs-
recht fur die Ansiedlung neuer bzw. zusatzlicher schutzbedurftiger Nutzungen und Vorhaben
i.S.d. des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstéande
geschaffen werden soll (z.B. Nachverdichtung innerhalb bestehender Siedlungsstrukturen
mit Wohnen oder Gemeinbedarfseinrichtungen/Sozialinfrastruktur).

Insbesondere flr die planerische Konfliktbewéltigung bei Bebauungspléanen in bestehenden
Gemengelagen, wo bereits schutzbedurftige Nutzungen bzw. Plangebiete innerhalb der an-
gemessenen Sicherheitsabstande liegen, kénnen geeignete Festsetzungen nach § 9 Abs. 2c
BauGB entwickelt und stadtebaulich begrindet werden.

88 13, 13a, 13b, 34 und 35 BauGB - Verfahrensregelungen zum Stérfallschutz

Die Vorschriften zur beschleunigten Schaffung von Planungsrecht der 88 13, 13a und 13b
BauGB (vereinfachte Bebauungsplanverfahren, Bebauungsplane der Innen- und AulRenent-
wicklung) sowie der 88 34 Abs. 5, 35 Abs. 6 BauGB (Innen-/Aul3enbereichssatzungen) sind
grundsatzlich nicht anwendbar, wenn Anhaltspunkte dafir vorliegen, dass bei der Aufstellung
der Bebauungsplane bzw. Satzungen Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Aus-
wirkungen von schweren Unféllen nach 8 50 Abs. 1 BImSchG zu beachten sind.

Diese Einschrankungen haben zur Folge, dass bei allen Verfahren, bei denen die Anforde-
rungen des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie zu beachten sind, die erleichterten Verfahrens-
regelungen (Verzicht auf eine Stufe der formellen Offentlichkeits-/Behérdenbeteiligung und
die Durchfuihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung) nicht mehr anwendbar sind.

Bei Plangebieten, die innerhalb der gutachterlich ermittelten angemessenen Sicherheitsab-
stande (oder Achtungsabstéande) von Stdrfall-Betriebsbereichen liegen, ist demzufolge das
formelle Aufstellungsverfahren mit zweistufiger Offentlichkeits-/Behdrdenbeteiligung und
Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung (mit Umweltbericht) vorgeschrieben. Dies
wird fir die betroffenen Kommunen zukiinftig eine erhebliche Erhéhung des zeitlichen und
finanziellen Aufwandes zur Bearbeitung von Bebauungsplan-/Satzungsverfahren mit sich
bringen.

2.4  Arbeitshilfen und Handlungsempfehlungen

2.4.1 Leitfaden KAS-18

Der Leitfaden KAS-18% wurde von der Kommission fiir Anlagensicherheit (KAS) im Jahr
2010 verabschiedet. Der Leitfaden dient als wesentliche Arbeitshilfe flr die Planungs-, Bau-
und Immissionsschutzbehdrden, die fir die Berlcksichtigung der Seveso-Vorschriften ver-
antwortlich sind. Er stellt eine fachtechnische Empfehlung zum Umgang mit der Seveso-
Thematik dar; mangels gesetzlicher Legitimation der Kommission hat er jedoch nicht die
Qualitat einer Rechtsnorm oder normkonkretisierenden Vorschrift.

Da weder die europaische noch die deutsche Gesetzgebung bisher verbindliche Vorgaben
zur Methodik der Umsetzung des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie, auch nicht zur konkreten
Ermittlung der angemessenen Sicherheitsabstande, erlassen hat, ist der Leitfaden KAS-18 in
Deutschland derzeit noch die einzige Arbeitshilfe zu dieser Thematik.

%% eitfaden -Empfehlungen fur Abstinde zwischen Betriebsbereichen nach der Storfall-Verordnung
und schutzbedirftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung- Umsetzung § 50 BImSchG, 2010
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In Anbetracht dessen hat sich der Leitfaden KAS-18 in der beruflichen Praxis der Fachgut-
achter, Planungs-, Bau- und Immissionsschutzbehérden als die maRgebende fachtechnische
Vorgabe zur Ermittlung der angemessenen Sicherheitsabstande von Storfall-Betriebsbe-
reichen i.S.d. 8 3 Abs. 5a BImSchG etabliert. Auch die bisherige Rechtsprechung der Ver-
waltungsgerichte in Deutschland greift aus diesem Grunde auf den Leitfaden KAS-18 zuriick
und hat diesen als fachtechnische Methodik zur Abstandsermittlung akzeptiert.

Wesentliche Inhalte des Leitfadens KAS-18 sind u.a. die Konkretisierung schutzbedurftiger
Gebiete i.S.d. 8 50 Satz 1 BImSchG, die Anwendung des Leitfadens bei verschiedenen Pla-
nungsfallen und insbesondere die Methodik zur Definition von Achtungsabstdnden und Er-
mittlung von angemessenen Sicherheitsabstanden im Einzelfall.

Die Abstandsempfehlungen nach KAS-18 fur raumbedeutsame Planungen unterscheiden
nach dem Planfall ,Planung auf der griinen Wiese" (Fall ohne Detailkenntnisse) und dem
Planfall ,Planung im Umfeld von Betriebsbereichen“ (Fall mit Detailkenntnissen).

Nach KAS-18 werden die Anlagen in Abhangigkeit von den gehandhabten Gefahrstoffen in
Abstandsklassen unterteilt. Der in der jeweiligen Abstandsklasse vorgesehene Abstand ist im
Sinne eines ,Achtungsabstandes” als Richtwert fur den Planfall ,Planung ohne Detailkennt-
nisse* zu verstehen, der einen ausreichenden Schutz vor Gefahren fur benachbarte schutz-
bedurftige Nutzungen sicherstellen soll. Die Richtwerte (Achtungsabstande) werden mit Hilfe
von im Sinne einer Konvention verallgemeinerten Referenzszenarien unter standardisierten
Rahmenbedingungen ermittelt*°.

Von grol3er Relevanz fir die Stadt Wesseling .i_st der ,Planfall mit Detailkenntnissen®, da sich
die Bauleitplanung im Wesentlichen mit der Uberplanung bestehender Siedlungsstrukturen
und der Ausweisung von Baugebieten innerhalb gewachsener Strukturen befasst.

Fiur den ,Planfall mit Detailkenntnissen“ sind die genannten Standard-Rahmenbedingungen
im jeweiligen Einzelfall anhand der tatsachlichen Situation vor Ort und der Gegebenheiten
der Planung zu untersuchen. Diese Untersuchung wird im Regelfall durch ein Fachgutachten
eines anerkannten Sachverstandigen durchgefihrt. Im Rahmen des Fachgutachtens werden
die ,angemessenen Sicherheitsabstande” fur den konkreten Planungsfall ermittelt.

Die fiir ein konkretes Bauleitplanverfahren ermittelten angemessenen Sicherheitsabstande
zwischen Betriebsbereichen und schutzbedirftigen Nutzungen i.S.d. Artikels 13 Seveso-llI-
Richtlinie bilden die Fachgrundlage fur die planerische Abwagung im Einzelfall.

Die angemessenen Sicherheitsabstande sind ausschlielich anhand von stérfallspezifischen

Kriterien zu ermitteln und deshalb rein fachtechnischer Natur. Nach der Rechtsprechung des

BVerwG sind beispielsweise folgende storfallspezifische (anlagenspezifische) Kriterien zu
31

nennen:

Art, Menge und Eigenschaften der jeweiligen gefahrlichen Stoffe
Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines schweren Unfalls

Folgen eines etwaigen Unfalls fir menschliche Gesundheit und die Umwelt
Sicherheitstechnische Ausristung der Anlage

Y VVY

% TV-Gutachten Wesseling (12/2015), S. 14 ff
31 Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 9 bzw. 2018, S. 7/8
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» Storfallverhindernde Mafznahmen und technische MalRnahmen zur Verminderung
des Unfallrisikos oder zur weiteren Begrenzung moglicher Unfallfolgen

Der Ermittlung der angemessenen Sicherheitsabstdénde nach KAS-18 liegt jedoch kein real
zu erwartendes Szenario zu Grunde. Es handelt sich bei den entsprechenden Szenarien
weiterhin um sogenannte ,ursachenunabhangige Dennoch-Storfalle”. Trotz Anpassung der
Szenarien an die konkrete Situation des Einzelfalls flieRen in die Modellierung (Ausbreitungs-
rechnung) eine grof3e Anzahl von Konventionen und Vereinfachungen ein, so dass es sich
um eine modellhaft ermittelte GroRe handelt, die in der Regel nicht als Prognose eines real
eintretenden Ereignisses angesehen werden darf®.

AulRerhalb des angemessenen Sicherheitsabstandes wird die Mdglichkeit einer Gefahrdung
von Mensch und Umwelt durch einen benachbarten Betriebsbereich fir derart gering erach-
tet, dass dieser Aspekt im Rahmen der Bauleitplanung und Baugenehmigungsverfahren kei-
ne Beriicksichtigung finden muss.

Die Orientierung am Leitfaden KAS-18 fur die Ermittlung der angemessenen Sicherheitsab-
stande stellt eine erste Prifstufe dar. Es handelt sich um eine Abstandsempfehlung, die le-
diglich die storfallspezifischen Faktoren auf Seiten der Anlage und nicht diejenigen der ,Vor-
habenseite” betrachtet.

Bei der Durchfiihrung eines Bauleitplanverfahrens muissen sich weitere Beurteilungsschritte
anschlieen, um die storfallspezifischen Faktoren der ,Vorhabenseite* des konkreten Pla-
nungsfalles zu beriicksichtigen und in die gebotene Abwagung aller 6ffentlichen und privaten
Belange geméal § 1 Abs. 7 BauGB einstellen zu kbénnen.

2.4.2 Arbeitshilfe der Fachkommission Stadtebau

Die Fachkommission Stadtebau der Bauministerkonferenz hat im Jahr 2015 eine Arbeitshilfe
zur Berlcksichtigung des Artikels 12 Seveso-lI-Richtlinie im baurechtlichen Genehmigungs-
verfahren in der Umgebung von Stdrfall-Betriebsbereichen erarbeitet. Die Arbeitshilfe wurde
am 11.03.2015 von der Fachkommission beschlossen und soll die Genehmigungsbehdrden
bei der Beurteilung von Planungs- und Bauvorhaben innerhalb angemessener Sicherheits-
abstande (bzw. Achtungsabstande) unterstiitzen. Sie stellt eine praktische Umsetzungshilfe
der hdchstrichterlichen Rechtsprechung zum Umgang mit den Seveso-Vorschriften dar.

Die Arbeitshilfe der Fachkommission Stadtebau wurde 2017 und 2018 Uberarbeitet und an
die aktuelle Fach- und Rechtslage angepasst. Die am 30.03.2017 bzw. am 18.04.2018 von
der Fachkommission beschlossenen Arbeitshilfen berilicksichtigen aktuelle Entscheidungen
und Gesetze, insbesondere die Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie in der Bundesrepublik
Deutschland durch das ,Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung
der Gefahren schwerer Unfalle mit gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieBenden
Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates" vom 30.11.2016 (BGBI. | S. 2749)%,

In Anbetracht ihrer groRen Bedeutung fir die behdrdliche Rechtsanwendung werden die
wichtigsten Handlungsempfehlungen der Arbeitshilfe nachfolgend dargestellt.

%2 TV-Gutachten Wesseling (12/2015), S. 18 ff
% Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 3 bzw. 2018, S. 3
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Die Arbeitshilfe gibt Empfehlungen zur Anwendung der Seveso-Richtlinie in baurechtlichen
Zulassungsverfahren im beplanten und unbeplanten Innenbereich sowie im Auf3enbereich
(88 30, 34, 35 BauGB); sie gibt zudem Hinweise zur Frage des Planungsbedarfs, d.h. zur
Erforderlichkeit der Aufstellung/Anderung eines Bebauungsplanes gemaR § 1 Abs. 3 BauGB.
Weiterhin werden die Prifschritte zur Beurteilung der Einzelfallzulassung von Planungen
bzw. Vorhaben, die aus der héchstrichterlichen Rechtsprechung abzuleiten sind, konkreter
ausgefuhrt. Erganzend zum Leitfaden KAS-18 enthélt die Arbeitshilfe nicht nur stérfallspezifi-
sche Faktoren auf Seiten der Storfallanlage (anlagenspezifische Faktoren), sondern auch
storfallspezifische Faktoren auf Vorhabenseite (vorhabenspezifische Faktoren), die bei den
jeweiligen Planungs- und Genehmigungsentscheidungen zu berlcksichtigen sind.

Als vorhabenspezifische Faktoren sind beispielsweise zu nennen*:

Art und Intensitat der beantragten schutzbedurftigen Nutzung

Typische Nutzungssituation

Zuordnung der Nutzungen in den beruflichen oder privaten Bereich

Anzahl der zeitgleich anwesenden Personen und deren Aufenthaltsdauer
Verhaltnis ortskundiger Personen zu Ortsfremden

Personendichte und Einzelgruppenstéarke

Individuelle Handlungs-/Einsichtsfahigkeit der Personen

Besondere Schutzbediirftigkeit von Personengruppen

Ubersichtlichkeit von Geb&auden und Arealen einschlieRlich Qualitat der Fluchtwege
Erreichbarkeit des schutzbeddrftigen Vorhabens fur Notfallkréfte, Nahe zu Einrichtungen
zur ersten Hilfe und Gefahrenabwehr

Vorhabenbedingte Verénderungen, etwa die Verschlimmerung von Unfallfolgen
Auswirkungsbegrenzende bzw. unfallfolgenbegrenzende Mal3nahmen

(z.B. bauliche Schutzmdglichkeiten/Eigensicherung)

YVV VVVVVVVVYY

Wesentlich ist die Klarstellung durch die Arbeitshilfe 2018, dass die angemessenen Sicher-
heitsabstande zu Storfall-Betriebsbereichen (8 3 Abs. 5¢ BImSchG) ausschlief3lich anhand
.anlagenspezifischer* Faktoren zu ermitteln sind. Vorhabenspezifische Faktoren kdnnen in
die nachfolgende Abwagungsentscheidung einflie3en, ob die Unterschreitung der ermittelten
angemessenen Sicherheitsabsténde im jeweiligen Einzelfall vertretbar ist®>.

In Bezug auf die héchstrichterliche Rechtsprechung wird bestétigt, dass nicht von einem ab-
soluten ,Verschlechterungsverbot® auszugehen ist, sondern dass den kommunalen Pla-
nungstragern in Bauleitplanverfahren im Rahmen der jeweiligen Abwagungsentscheidung
ein Wertungsspielraum hinsichtlich ihrer stadtebaulichen Entwicklung innerhalb der ermittel-
ten angemessenen Sicherheitsabstande zukommit.

Die Schaffung einer neuen storfallrechtlichen Gemengelage durch die erstmalige Zulassung
einer schutzbedurftigen Nutzung innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstandes ist im
Regelfall unzulassig, da ein Abstand, der bisher eingehalten ist, auch langfristig gewahrt
bleiben muss®*. Ein weiteres Heranriicken von schutzbediirftigen Nutzungen in Richtung
Storfallunternehmen soll verhindert werden (sogenannte ,Nichtheranriickenslinie®).

% Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 9 bzw. 2018, S. 12
% Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2018,S.7/8
% BverwG, Urteil vom 20.12.2012
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Grundsatzlich ist ein schutzbedurftiges Vorhaben i.S.d. Seveso-Vorschriften innerhalb des
angemessenen Sicherheitsabstandes nur ausnahmsweise zulassig. Nach der Rechtspre-
chung des BVerwG gilt ein ,Regel-Ausnahmeverhaltnis®, wobei die Zulassung eines schutz-
bedirftigen Vorhabens, das den angemessenen Sicherheitsabstand unterschreitet, eine
Ausnahme im jeweiligen Einzelfall darstellt.

Eine Unterschreitung des ,storfalltechnisch® ermittelten angemessenen Sicherheitsabstan-
des bedarf einer besonderen Rechtfertigung und ist nur dann mdglich, wenn im Einzelfall
hinreichend gewichtige Belange (auf Vorhabenseite) fur die Zulassung eines Vorhabens
streiten®’. In Betracht kommen insbesondere sozio6konomische Belange, die fiir die aus-
nahmsweise Realisierung eines Vorhabens sprechen. Dies soll im Rahmen einer sogenann-
ten ,nachvollziehenden Abwagung* erfolgen.

.Das BVerwG versteht unter der ,nachvollziehenden Abwégung® einen gerichtlich uneinge-
schrankt Uberprifbaren Vorgang der Rechtsanwendung, der eine auf den Einzelfall ausge-
richtete Gewichtsbestimmung verlangt. Welche Belange sich im Einzelfall durchsetzen, ist
eine Frage ihres jeweiligen Gewichts und der Abwagung mit dem Vorhaben, zu dem es kon-
kret in Beziehung zu setzen ist. Das in § 34 Abs. 1 BauGB enthaltene Riicksichtnahmegebot
bietet eine geeignete Ankntpfung fir die ,nachvollziehende Abwagung*.

-Welche Anforderungen sich hieraus ergeben, hangt von den jeweiligen Umstanden des Ein-
zelfalls ab, namentlich davon, was dem Riicksichthnahmebeginstigten einerseits und dem
Rucksichtnahmeverpflichteten andererseits nach Lage der Dinge zuzumuten ist. Wo im Ein-
zelfall die Zumutbarkeitsschwelle fir den Riicksichtnahmebeglinstigten verlauft, ist aufgrund
der Abwagung zwischen den schutzwiirdigen Rechtspositionen des Ricksichtnahmebegiins-

tigten und denjenigen des Riicksichtnahmeverpflichteten zu beurteilen“,

Weiterhin zeigt die Arbeitshilfe die aus der BVerwG-Rechtsprechung abzuleitenden Grenzen
des Ricksichtnahmegebotes auf.

Das BVerwG hat ausgefuhrt, dass die Leistungsgrenzen des Ricksichtnahmegebotes dann
Uberschritten werden, wenn die nach Artikel 12 Seveso-IlI-Richtlinie (heute Artikel 13 Seveso-
llI-Richtlinie) zu beriicksichtigenden ,sozio6konomischen Faktoren“ den Rahmen der im
Rucksichtnahmegebot abgebildeten, gegenseitigen Interessenbeziehung zwischen Rick-
sichtnahmebegtinstigten einerseits und Rucksichtnahmeverpflichteten andererseits verlas-
sen werden. Dies liege insbesondere dann vor, wenn nicht individuelle, sondern stadtebauli-
che Grunde fir die Ansiedlung des Vorhabens sprechen bzw. stadtebauliche Spannungen
zu befiirchten sind, die einer planerischen Bewaltigung bediirfen®.

Von grol3er Bedeutung fir die Planungspraxis sind die Hinweise zum Umgang mit Bebau-
ungsplanen, die das Abstandsgebot nicht oder nicht ausreichend bericksichtigen. Dies wird,
wie in Wesseling, die Mehrzahl der rechtsverbindlichen Bebauungsplane der Kommunen be-
treffen. Zum einen handelt es sich um alte Bebauungsplane, die vor 1998 bekannt gemacht
wurden (Umsetzung der Seveso-lI-Richtlinie durch § 50 BImSchG), zum anderen um neuere
Bebauungsplane, die die Seveso-Thematik nicht oder nicht sachgerecht bewaltigt haben.
Grundsatzlich bleibt die Rechtswirksamkeit der verbindlichen Bebauungsplane bestehen.

37 BVerwG, Urteil vom 20.12.2012
% Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 12/13 bzw. 2018, S. 11/12
% Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 15/16 bzw. 2018, S. 13/14
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Im Falle von baurechtlichen Entscheidungen uber die Zuldssigkeit eines Vorhabens im Gel-
tungsbereich eines solchen Bebauungsplanes ist durch die Bauaufsichtsbehorde zu prifen,
ob eine Einzelfallentscheidung gemalf’ § 30 BauGB in Verbindung mit 8 15 BauNVO in Frage
kommt.

Die Mdglichkeiten der Korrektur Uber das Ricksichthnahmegebot nach § 15 BauNVO sind
jedoch auf eine ,Nachsteuerung” bei ,echten“ Einzelfallen beschrankt; d.h. bei der Antrag-
stellung fur Einzelvorhaben (wie z.B. Einfamilien-/Doppelhaus, kleinere Hausgruppen), die
anhand ihrer geringen Grol3e als sogenannte ,Bagatellfalle* beurteilt werden kénnen. M6g-
lich wéare, dass diese Bagatellfdlle dem Anwendungsbereich der Seveso-llI-Richtlinie entwe-
der nicht unterliegen oder dass im Rahmen der Abwéagung von einer sehr geringen Risikoer-
héhung durch Einzelvorhaben auszugehen ware.

Dagegen ist es rechtlich nicht moéglich, als Bauaufsichtsbehdrde aus dieser Vorschrift eine
das gesamte Baugebiet betreffende - gewissermallen strukturelle - Ricksichtlosigkeit herzu-
leiten*®. Die Anwendung des § 15 BauNVO scheidet demnach regelmaRig aus, wenn es sich
bei der Antragstellung um eine Vielzahl von Wohnbauten bzw. Wohneinheiten handelt, die
zweifelsfrei nicht als ,Einzelfall* zu betrachten sind und eine ,wohngebietsahnliche Grdol3en-
ordnung* erreichen.

Im Falle von Planvorhaben, die eine ,wohngebietséahnliche GrolRenordnung“ umfassen und
der zu Grunde liegende Bebauungsplan die Seveso-Thematik nicht beriicksichtigt hat, be-
steht im Regelfall ein Planerfordernis geman § 1 Abs. 3 BauGB, um das entsprechende Pla-
nungsrecht mittels Aufstellung bzw. Anderung des Bebauungsplanes schaffen zu konnen.

Die Leistungsgrenzen des Rucksichtnahmegebotes sind zudem Uberschritten, wenn stadte-
bauliche Spannungen ausgeldst werden und eine rechtsfehlerfreie Konfliktbewaltigung den
Einsatz des Festsetzungsinstrumentariums der Bauleitplanung erfordert oder Vorhaben ei-
nen erhéhten Koordinierungsbedarf (z.B. Herstellung ErschlieBungsanlagen, Neuordnung
Grundstiicke) auslésen.

Je nach Sachlage und Antragsgegenstand ist eine Neuaufstellung des Bebauungsplanes
oder eine Anderung fir Teilbereiche geboten, um den Anforderungen an eine planerische
Bewaltigung und Abwégung der Seveso-Belange sachgerecht Rechnung zu tragen.

Die Arbeitshilfen der Fachkommission Stadtebau 2017 und 2018 enthalten Empfehlungen fiir
die Zuordnung von Antragsvorhaben fur zwei Nutzungsarten zu verschiedenen bauaufsichtli-
chen Zulassungsverfahren*?.

Sie nehmen dabei Bezug auf die von der Bauministerkonferenz beschlossene Musterbauord-
nung (MBO), die in § 62 (Genehmigungsfreistellung) GréRenvorgaben festlegt, ab der Wohn-
gebdude und offentlich genutzte Geb&ude innerhalb des Achtungsabstandes (bzw. des an-
gemessenen Sicherheitsabstandes) generell baugenehmigungspflichtig werden.

9 Stellungnahme ,Bauvorhaben Traunsteiner StraRe/West-Devon-Stra3e, S. 6, Kanzlei Lenz
und Johlen, Kdln 2015

“I Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 15/16 bzw. 2018, S. 13/14

2 Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 18/19 bzw. 2018, S. 16/17
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Nach § 62 MBO ist die Genehmigungsfreistellung nicht anwendbar auf die Errichtung, Ande-
rung oder Nutzungsanderung eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen
dienende Nutzungseinheiten mit einer GroRe von insgesamt mehr als 5.000 gm Brutto-
Grundflache geschaffen werden (Nr. 1) und baulicher Anlagen, die 6ffentlich zugénglich sind,
wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 zusatzliche Besucher ermdglicht
wird (Nr. 2), die innerhalb des Achtungsabstandes (bzw. des angemessenen Sicherheitsab-
standes) liegen.

Bei der Genehmigung von Sonderbauten wie Krankenh&user oder Schulen (6ffentlich ge-
nutzte Gebaude) ist grundsatzlich das Genehmigungsverfahren anzuwenden, ein Freistel-
lungsverfahren nach 8 62 MBO kommt daftir nicht in Frage.

Entsprechend MBO und Arbeitshilfen 2017/2018 wird mit dieser Regelung gewabhrleistet,
.dass bei allen Bauvorhaben, die als Schutzobjekt i.S.d. Artikels 13 Seveso-lll-Richtlinie zu
behandeln sind, eine Prifung der bauplanungsrechtlichen Zulassigkeit erfolgt, die auch die

Anforderungen der Seveso-IlI-Richtlinie umfasst“*.

Die Arbeitshilfen 2017/2018 geben damit erstmals Hinweise auf eine quantitative Differenzie-
rung der Schutzbedirftigkeitsschwelle fur die Nutzungsarten ,Wohnen und 6ffentlich genutz-
te Gebaude" fur die Genehmigungsbehdérden. Demzufolge ware anzunehmen, dass Antrags-
vorhaben, die die in § 62 MBO genannten Grol3enschwellen unterschreiten, von der Baumi-
nisterkonferenz nicht als schutzbedurftige Nutzungen i.S.d. Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie
betrachtet werden und somit nicht dem Anwendungsbereich der Richtlinie unterliegen wur-
den. Fir diese Vorhaben kdme entsprechend § 62 MBO die Genehmigungsfreistellung, ohne
bauplanungsrechtliche Prufung der Anforderungen des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie, in
Betracht.

25 Stand der Fachdiskussion

Auch nach der zwischenzeitlichen Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie in die nationale Ge-
setzgebung und der zunehmenden Bedeutung der Storfall-Thematik bleiben fir die tagliche
Verwaltungspraxis noch zahlreiche Fragen offen. Die Planungs- und Genehmigungsbehor-
den werden mit Detailfragen zur Anwendung des Abstandsgebotes konfrontiert, flr die we-
der konkrete gesetzliche Regelungen noch aktuelle Vorgaben der Rechtsprechung vorliegen.

Es besteht kein Zweifel, dass das Abstandsgebot des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie auf der
Ebene der Bauleitplanung zu bertcksichtigen ist. Die Beachtung des Abstandsgebotes im
einzelnen Genehmigungsverfahren ist gewissermaf3en nur ein Ersatz fir die unterlassene
Befassung mit dessen Anforderungen im Planverfahren®*.

Jedoch gibt es bei wesentlichen Begriffsdefinitionen der Seveso-lll-Thematik noch Rege-
lungsdefizite bzw. Unbestimmtheiten fir den konkreten Einzelfall, die aus Sicht der kommu-
nalen Planungs- und Genehmigungsbehotrden zu klaren und im Sinne einer bundesweit ein-
heitlichen, rechtssicheren und praxistauglichen Umsetzung der Seveso-llI-Richtlinie einer
Konkretisierung bedurfen.

*3 Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 18/19 bzw. 2018, S. 16
4 Uechtritz/Farsbotter Teil I, S. 1921
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Ermittlung des angemessenen Sicherheitsabstandes

Welcher Sicherheitsabstand als ,angemessen” beurteilt werden kann, ist derzeit weder uni-
ons- noch bundesrechtlich geregelt. Die Seveso-llI-Richtlinie enthélt keine verbindlichen ge-
setzlichen Vorschriften zur Methodik der Ermittlung oder Definition des angemessenen Si-
cherheitsabstandes im Einzelfall.

Durch das Artikelgesetz vom 30.11.2016 (BGBI. | S. 2749) wurde zwar eine Legaldefinition
des Begriffes ,angemessener Sicherheitsabstand” eingefuhrt (8§ 3 Abs. 5¢ BImSchG). Das
BImSchG selbst enthélt jedoch keine gesetzliche Regelung, mit welcher Methodik dieser Ab-
stand zu ermitteln ist.

Wie in Kapitel 2.3.1 erlautert, wurde eine gesetzliche Ermachtigungsgrundlage fur eine , TA
Abstand“ (Technische Anleitung Abstand) eingefuihrt, die kiinftig bundeseinheitliche Rege-
lungen, u.a. fur die Ermittlung des angemessenen Sicherheitsabstandes vorgeben soll. Zwi-
schenzeitlich liegt ein Eckpunktepapier vor; mit einem Inkrafttreten der TA Abstand ist vo-
raussichtlich im Jahr 2019 zu rechnen, wobei sich die kiinftigen inhaltlichen Regelungen der-
zeit noch nicht abschéatzen lassen®.

Bis zum Inkrafttreten der TA Abstand obliegt es weiterhin den zustédndigen Genehmigungs-
behdrden und Verwaltungsgerichten, unter Zuhilfenahme von Fachgutachten, die angemes-
senen Sicherheitsabstdnde im konkreten Einzelfall anhand der storfallspezifischen Faktoren
zu ermitteln.

Wie dargestellt, hat sich der Leitfaden KAS-18 in der beruflichen Praxis der Fachgutachter,
Behorden und Verwaltungsgerichte in Deutschland als die mafl3gebende fachtechnische Vor-
gabe zur Ermittlung der angemessenen Sicherheitsabstédnde von Storfall-Betriebsbereichen
etabliert. Andere Vorgehensweisen sind jedoch nicht ausgeschlossen, da der Leitfaden emp-
fehlenden Charakter hat und keine Rechtsnorm darstellt.

Definition schutzbediirftiger Nutzungen

Weiterhin ist offen und wird kontrovers diskutiert bzw. gehandhabt, welche Nutzungen und
Vorhaben konkret und in welcher Gréf3enordnung unter den Begriff der schutzbedirftigen
Objekte des Artikels 13 Seveso-IlI-Richtlinie bzw. § 50 BImSchG fallen und welche nicht.

Die Begriffsdefinitionen des Artikels 13 bzw. des 8 50 BImSchG sind relativ allgemein ge-
fasst (Kapitel 2.2, 2.3.1). Der Leitfaden KAS-18 und die Arbeitshilfen der Fachkommission
Stadtebau enthalten weitere beispielhafte Konkretisierungen der schutzbedurftigen Nutzun-
gen und Vorhaben i.S.d. sevesorechtlichen Vorschriften*. Diese Auflistungen sind als erste
Anhaltspunkte fiir eine Einzelfallpriifung geeignet. Sie listen beispielhaft Nutzungsarten auf,
benennen jedoch keine Kriterien, anhand derer die konkrete Einordnung als ,schutzbedirf-
tig“ erfolgen kann.

Daher bleiben viele Unsicherheiten bei der Frage, welche Gebiete bzw. Vorhaben in welcher
GroRRenordnung als Schutzobjekte i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie zu beriicksichtigen sind und
welche z.B. generell als sogenannte ,Bagatelifélle* nicht dem Anwendungsbereich der Se-
veso-llI-Richtlinie unterliegen.

5 Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 3 bzw. 2018, S. 3
8 eitfaden KAS-18, S. 5/6; Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 4-6 bzw. 2018, S. 4-6
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Unklar ist z.B., ob einzelne Wohngeb&ude dem Abstandsgebot unterliegen und ab welcher
GroRRenordnung ein Wohnbauvorhaben eine ,wohngebietsahnliche GrolRe* erreicht und da-
mit ein Planerfordernis i.S.d. § 1 Abs. 3 BauGB zur Aufstellung oder Anderung eines Bebau-
ungsplanes ausldst.

Wie in Kapitel 2.4.2 dargestellt, enthalten die Arbeitshilfen der Fachkommission Stadtebau
2017/2018 mit Bezug auf § 62 der Musterbauordnung erstmals Empfehlungen fir die Zuord-
nung von Antragsvorhaben fur zwei Nutzungsarten (Wohnen/dffentliche Geb&ude) zu ver-
schiedenen bauaufsichtlichen Zulassungsverfahren®’.

Nach § 62 MBO ist die Genehmigungsfreistellung nicht anwendbar auf die Errichtung, Ande-
rung oder Nutzungsanderung eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen
dienende Nutzungseinheiten mit einer GroRe von insgesamt mehr als 5.000 gm Brutto-
Grundflache geschaffen werden (Nr. 1) und baulicher Anlagen, die 6ffentlich zugénglich sind,
wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 zusatzliche Besucher ermdglicht
wird (Nr. 2), die innerhalb des Achtungsabstandes (bzw. des angemessenen Sicherheitsab-
standes) liegen.

Entsprechend MBO und Arbeitshilfen 2017/2018 soll mit dieser Regelung gewahrleistet wer-
den, ,dass bei allen Bauvorhaben, die als Schutzobjekt i.S.d. Artikels 13 Seveso-IlI-Richtlinie
zu behandeln sind, eine Priifung der bauplanungsrechtlichen Zulassigkeit erfolgt, die auch
die Anforderungen der Seveso-llI-Richtlinie umfasst“*®. Demzufolge wére nach § 62 MBO
und Arbeitshilfe anzunehmen, dass Vorhaben der Nutzungsarten ,Wohnen/6ffentlich genutz-
te Gebaude", die die in 8§ 62 MBO genannten Grdf3en unterschreiten, nicht als schutzbedurf-
tige Nutzungen i.S.d. Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie bzw. § 50 BImSchG betrachtet werden
und somit nicht dem Anwendungsbereich dieser Vorschriften unterliegen wirden.

Die in § 62 MBO enthaltene quantitative Differenzierung der Schutzbedurftigkeitsschwelle fir
die beiden Nutzungsarten erscheint aus kommunaler Sicht vergleichsweise ,sehr grof3zigig“.

Ob die Regelung des § 62 MBO den Zielen des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie ausreichend
Rechnung tragen kann und die Richtlinie europarechtskonform umsetzt, wird auch in der
Fachdiskussion durchaus in Zweifel gezogen. Es wird darauf verwiesen, dass weder die Ar-
beitshilfen noch die Umsetzung durch § 62 MBO hinreichende Rechtssicherheit fiir die Pra-
xis geben kénnen, da eine rechtskonforme Auslegung im Zweifelsfall auf unionsrechtlicher
Ebene durch den Europaischen Gerichtshof erfolgen muss®.

Das Land Nordrhein-Westfalen hat die Regelungen des § 62 MBO in die neue Landesbau-
ordnung 2018 (BauO NRW 2018) Ubernommen; so enthélt § 63 BauO NRW inhaltsgleiche
Regelungen flr Vorhaben der Nutzungsarten ,Wohnen/éffentlich genutzte Gebaude* (BauO
NRW, Artikel 1 des Baurechtsmodernisierungsgesetzes NRW, GV. NRW vom 03.08.2018, S.
411-458). Vorhaben, die die in § 63 BauO NRW genannten GroéRRenschwellen tberschreiten,
sind kunftig nicht mehr im Wege der Genehmigungsfreistellung umsetzbar, sondern erfor-
dern die Durchfuhrung eines Baugenehmigungsverfahrens, einschlie8lich einer Beteiligung
der Offentlichkeit im Genehmigungsverfahren (§ 72 BauO NRW).

47 Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 18/19 bzw. 2018, S. 16/17
8 Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 18/19 bzw. 2018, S. 16
9 Uechtritz/Farsbotter Teil I, S. 1926/1927
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Des Weiteren ist nicht abschlieend geklart, welche Kriterien fur die Beurteilung der Schutz-
bedurftigkeit der in Artikel 13 Seveso-llI-Richtlinie genannten, unter dem Gesichtspunkt des
Naturschutzes besonders wertvollen bzw. besonders empfindlichen Gebiete herangezogen
werden konnen. Derzeit liegen keine belastbaren Beurteilungskriterien vor, anhand derer
eventuelle Konflikte zwischen Stdrfall-Betriebsbereichen und umweltbezogenen schutzbe-
durftigen Nutzungen ermittelt und bewertet werden kénnten. Auch die Abstandsempfehlun-
gen des Leitfadens KAS-18 beziehen sich nur auf den ,Menschen, dessen Leben und kor-
perliche Unversehrtheit* als zu schiitzende Rechtsgiiter™.

Fazit

Nach derzeitiger Sach- und Rechtslage stehen die kommunalen Planungs- und Genehmi-
gungsbehdrden in der Verantwortung, im Rahmen ihrer taglichen Verwaltungsaufgaben der
Bauleitplanung und baurechtlichen Vorhabengenehmigung die Anforderungen des Arti-
kels 13 Seveso-llI-Richtlinie bzw. § 50 BImSchG in ihren Einzelfallentscheidungen zu be-
riicksichtigen und in ihre planerische bzw. nachvollziehende Abwéagung einzustellen.

In Anbetracht dessen besteht nach Auffassung der Stadt Wesseling das Erfordernis, rechts-
sichere, klar nachvollziehbare und praktikable Leitlinien und Rahmenvorgaben fur das Ver-
waltungshandeln der Planungs- und Genehmigungsbehorden zu erarbeiten.

Die Stadt Wesseling, Bereich Stadtentwicklung und Umwelt, hat zu diesem Zweck eine ge-
samtstadtische Konzeption zum Umgang mit der Seveso-Thematik in der Stadtentwicklung,
Bauleitplanung und Baugenehmigungspraxis erarbeitet, die im nachfolgenden Kapitel vorge-
stellt wird.

0 | eitfaden KAS-18, S. 6
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3 Stadtebauliches Entwicklungskonzept der Stadt Wesseling
zur Seveso-llI-Richtlinie

Wie in Kapitel 2 beschrieben, sind die europarechtlichen Seveso-Vorschriften erst in den
Jahren 2011/2012 in den Fokus des fachlichen und offentlichen Interesses geriickt. Vorher
spielten die Seveso-Richtlinien in der taglichen Planungs- und Genehmigungspraxis der
Kommunen und auch bei Gbergeordneten Behdrden eine untergeordnete Rolle.

Da eine vergleichsweise geringe Anzahl von Kommunen von dieser Thematik betroffen ist
und nur wenige in dem Mal3e wie die Stadt Wesseling, liegen flr den planerischen Umgang
mit der Seveso-llI-Richtlinie in der Verwaltungspraxis kaum Erfahrungswerte vor.

Recherche zu stadtebaulichen Entwicklungskonzepten

Die Stadte Leverkusen und Rheinfelden (Baden) verfiigen nach derzeitiger Kenntnis als ein-
zige Kommunen in der Bundesrepublik Uber ein gesamtstadtisches Konzept zum Umgang
mit der Seveso-llI-Richtlinie in der Bauleitplanung und Vorhabengenehmigung.

Die Stadt Leverkusen hat als ,Vorreiterin® in Deutschland ein gesamtstadtisches Konzept fur
die Stadtentwicklung unter Beriicksichtigung des Artikel 12 Seveso-IlI-Richtlinie/§ 50 BIm-
SchG erstellt. Der Rat der Stadt Leverkusen hat das Konzept am 14.09.2015 als stadtebauli-
ches Entwicklungskonzept i.S.d. 8 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen.

Die Stadt Rheinfelden (Baden) hat ebenfalls ein stadtebauliches Entwicklungskonzept zur
Seveso-llI-Richtlinie sowie eine Arbeitshilfe fiir baurechtliche Genehmigungsverfahren in Ab-
stimmung mit den Unternehmen und der flr diese Anlagen zustandigen Genehmigungsbe-
horde erarbeitet. Der Gemeinderat der Stadt Rheinfelden hat das Konzept am 17.11.2016
als stadtebauliches Entwicklungskonzept i.S.d. 8 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen.

Die Konzepte der beiden Stadte zur Berilicksichtigung der Seveso-Thematik in der Bauleit-
planung und Vorhabengenehmigung wurden analysiert und in die aktuellen Uberlegungen fiir
das Stadtebauliche Entwicklungskonzept der Stadt Wesseling zur Seveso-llI-Richtlinie ein-
bezogen. Der Grundgedanke bei beiden Entwicklungskonzepten besteht in der Gliederung
der von der Seveso-llI-Richtlinie betroffenen Flachen des Stadtgebietes (Flachen innerhalb
der zuvor gutachterlich ermittelten angemessenen Sicherheitsabstéande) in unterschiedliche
Planungszonen. Innerhalb dieser Planungszonen werden Regelungen der Zulassigkeit von
bestimmten schutzbedurftigen Vorhaben getroffen, die sich zum einen an der Stufe der
Schutzbediirftigkeit des Vorhabens und zum anderen an der Lage des Vorhabens in der je-
weiligen Planungszone orientieren. In beiden Konzepten soll entsprechend der BVerwG-
Rechtsprechung ein weiteres Heranrlicken schutzbedurftiger Nutzungen i.S.d. Artikels 12
Seveso-lI-Richtlinie (Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie) an die Betriebsbereiche ausgeschlos-
sen werden. Hinsichtlich konkreter Vorgehensweisen, Inhalte und Umsetzungsstrategien
unterscheiden sich die beiden stadtebaulichen Entwicklungskonzepte; an dieser Stelle wird
auf die Entwicklungskonzepte der Stadte Leverkusen®! und Rheinfelden®? verwiesen.

*1 Gesamtstadtisches Gutachten der Stadt Leverkusen; TUV Rheinland Industrie Service GmbH:;
Stand 11.08.2015, Ratsbeschluss vom 14.09.2015

*2 Stadtebauliches Entwicklungskonzept Rheinfelden zur Seveso-IlI-Richtlinie, Ratsbe-
schluss vom 17.11.2016
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Konzeptionelle Vorgehensweise der Stadt Wesseling

Die Stadt Wesseling hat die TUV Nord Systems GmbH (TUV Nord) mit der Erarbeitung eines
Gutachtens zur Ermittlung der angemessenen Sicherheitsabstande im gesamten Stadtgebiet
Wesseling beauftragt. Das seit Dezember 2015 vorliegende Fachgutachten des TUV Nord
auf Basis der Seveso-llI-Richtlinie enthalt die Ermittlung der angemessenen Sicherheitsab-
sténde fiur alle Betriebsbereiche i.S.d. 8 3 Abs. 5a BImSchG, so dass die erforderlichen
Fachgrundlagen zur Zusammenstellung und Bewertung des stdrfallrechtlichen Abwégungs-
materials zur Berlcksichtigung der Anforderungen des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie und
des 8§ 50 BImSchG fir das gesamte Stadtgebiet vorliegen.

Als Grundlage fir die tagliche Verwaltungspraxis und die Erarbeitung des Stadtebaulichen
Entwicklungskonzeptes zur Seveso-llI-Richtlinie wurden die gutachterlich ermittelten ange-
messenen Sicherheitsabsténde in eine digitale Karte ibertragen.

Aufbauend darauf wurden folgende Arbeitsschritte durchgefihrt:

» Die Formulierung der wesentlichen Entwicklungsziele der Stadt Wesseling fiir die
Gesamtstadt, die Innenstadt und die Siedlungsbereiche sowie die Erarbeitung eines
raumlichen Leitbildes

» Die Zuordnung von Nutzungen bzw. Vorhaben zu Schutzbedurftigkeitsstufen

» Die Gliederung der Flachen innerhalb der angemessenen Sicherheitsabsténde in
verschiedene Planungsbereiche

» Die Zuordnung der Schutzbedurftigkeitsstufen zu den Planungsbereichen

Das Stadtebauliche Entwicklungskonzept umfasst den vorliegenden Textteil und eine Plan-
karte. Die Plankarte zeigt die raumliche Gliederung der Flachen innerhalb der angemesse-
nen Sicherheitsabstande in Planungsbereiche sowie diejenigen Flachen auf, die auRerhalb
der angemessenen Sicherheitsabstande liegen und demzufolge nicht dem Anwendungsbe-
reich der Seveso-llI-Richtlinie unterliegen.

Das Stadtebauliche Entwicklungskonzept der Stadt Wesseling zur Seveso-llI-Richtlinie soll
ausgewogene Handlungsspielraume fiir die kiinftige Stadtentwicklung innerhalb der ange-
messenen Sicherheitsabstande aufzeigen und abgestimmte Leitlinien fur ein vertragliches
Miteinander der innerstadtischen Siedlungsbereiche und der Betriebsbereiche unter Berlck-
sichtigung des Artikels 13 der Seveso-llI-Richtlinie und des ,Trennungsgrundsatzes” des §
50 BImSchG definieren.
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3.1 Fachgutachten und Anwendungsbereich der Seveso-IllI-Richtlinie

3.1.1 Ermittlung der angemessenen Sicherheitsabstande®

Das im Marz 2015 fertiggestellte Fachgutachten des TUV Nord wurde, da zwischenzeitlich
die Seveso-llI-Richtlinie anzuwenden ist, gutachterlich anhand der neuen Rechtslage tber-
pruft. Das Gutachten auf Basis der Seveso-llI-Richtlinie liegt der Stadt Wesseling seit De-
zember 2015 vor.

Im Zuge der Uberpriifung erfolgte keine erneute Datenerhebung und Untersuchung der be-
trachteten Betriebsbereiche durch den TUV Nord. Die technischen Ergebnisse fir die einzel-
nen Betriebsbereiche entsprechen damit der zum Zeitpunkt der urspriinglich durchgefiihrten
Erhebungen, Untersuchungen und Ortsbegehungen im Laufe des Jahres 2014 sowie der
Anfang 2015 vorgefundenen Situation. Aus weiteren Tatigkeiten der untersuchten Betriebs-
bereiche liegen keine Hinweise darauf vor, dass ,abstandsrelevante Anderungen* durchge-
fuhrt wurden, d.h. solche, die relevant flir die wesentlichen Gutachtenergebnisse sind.

Grundsatzlich ist festzuhalten, dass die Uberpriifung der Gutachterergebnisse anhand der
Vorgaben der Seveso-llI-Richtlinie nicht zu einer Veranderung der ermittelten angemesse-
nen Sicherheitsabstande gefiihrt hat.

Aus einem 2016/2017 durchgefuihrten BImSch-Genehmigungsverfahren fiir den Betriebsbe-
reich Shell resultieren jedoch abstandsrelevante Anderungen. Die anhand eines Einzelgut-
achtens 2016>* ermittelte Erweiterung des angemessenen Sicherheitsabstandes durch eine
oberirdische Pipelinetrasse wurde in die Plankarte zum Stadtebaulichen Entwicklungskon-
zept der Stadt Wesseling aufgenommen und entsprechend gekennzeichnet.

Der TUV Nord hat im Stadtgebiet Wesseling sieben Betriebsbereiche i.S.d. § 3 Abs. 5a BIm-
SchG untersucht; dabei wurden in Zusammenarbeit mit der Bezirksregierung Kéln und den
Unternehmen die mafigeblichen Gefahrenpotenziale der Anlagen bestimmt und die ihnen
zuzuweisenden angemessenen Sicherheitsabstande ermittelt.

Ergebnisse des Gutachtens zur Vertraglichkeit von Storfall-Betriebsbereichen im Stadtgebiet
Wesseling auf Grundlage der Seveso-llI-Richtlinie (Dezember 2015)

Im Einzelnen wurden folgende Betriebsbereiche i.S.d. § 3 Abs. 5a BImSchG betrachtet:

Im Norden des Stadtgebietes:

Basell Basell Polyolefine GmbH (LyondellBasell Industries,
auch auf dem Gebiet der Stadt KdIn)

Kraton KRATON Polymers GmbH (auf dem Werksgelénde der
Basell Polyolefine GmbH)

TRV Thermische Ruckstandsverwertung GmbH & Co. KG (auf dem

Werksgelande der Basell Polyolefine GmbH)

% Im TUV-Gutachten Wesseling (12/2015) wurde der Begriff ,angemessener Abstand“ (nach Leitfa-
den KAS-18) fir den ermittelten Abstandswert verwendet. Auf Grund der Legaldefinition des § 3 Abs.
5¢ BImSchG wird im Stadtebaulichen Entwicklungskonzept der Stadt Wesseling der Begriff ,ange-
messener Sicherheitsabstand” lbernommen.

* TUV Rheinland, Gutachten zum BImSch-Genehmigungsverfahren Shell-Nordtrasse, 2016
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Evonik Evonik Degussa GmbH sowie
Evonik R6hm GmbH (auf dem Betriebsgelande der Evonik Real Estate
GmbH & Co0.KG)

CyPlus CyPlus GmbH (auf dem Betriebsgelande der Evonik Real Estate
GmbH & Co.KG)

Im Sidosten des Stadtgebietes:
Shell Shell Deutschland Oil GmbH

Entsprechend vielfaltig sind die insgesamt ermittelten, die angemessenen Sicherheitsab-
stande bestimmenden Gefahrenpotenziale der Betriebsbereiche.

Bei den Betriebsbereichen Basell, Kraton und Shell sind allgemeine Brand- und Explosions-
gefahren als wesentliche Gefahrenpotenziale zu benennen. Weitere Gefahrenpotenziale
stellen die Gase Chlor und Ammoniak dar, die als erganzende Hilfsstoffe zur Wasseraufbe-
reitung oder als Kéltetrager eingesetzt werden.

Fir die drei Betriebsbereiche auf dem Gelande der Evonik Real Estate GmbH & Co. KG bil-
den giftige und zugleich leicht flichtige Zwischenprodukte der chemischen Industrie - na-
mentlich Chlor, Chlorcyan und Acrolein - die malRgeblichen Gefahrenpotenziale. Abstands-
pragend ist hierbei aufgrund der speziellen Stoffeigenschaften der Stoff Acrolein.

Fur die TRV kann ein konkretes, auf einen tatsachlich vorhandenen Stoff bezogenes Gefah-
renpotenzial nicht ermittelt werden, da fir diese Anlage behérdliche Genehmigungen vorlie-
gen, die hinsichtlich der Art und Menge der zugelassenen Stoffe rechtlich unbestimmt sind.
Im Grundsatz ist die Anlage fir die Entsorgung aller Abfalle gemaR Abfall-Verzeichnis-
Verordnung genehmigt®®. Nach den Vorgaben der Kommission fiir Anlagensicherheit kann in
einem derartigen Fall die rechtlich unbestimmte Stoffpalette nicht eingeschrankt werden, so
dass von dem ,Worst Case" der Genehmigungslage auszugehen ist. Daher ist in diesem Fall
nach der Arbeitshilfe KAS 32 zu verfahren, die die Festlegung eines Referenzstoffes fordert.
Dementsprechend wurde Acrolein als Referenzstoff definiert. Der damit ermittelte Abstands-
wert stellt eine Art obere/maximale Abschatzung dar, da Acrolein und vergleichbar geféahrli-
che Stoffe - wenn tberhaupt - nur sehr selten in der TRV beseitigt werden. Dieser Umstand
kann jedoch erst in einem zweiten Schritt im Rahmen der planerischen oder nachvollziehen-
den Abwagung uber die Zulassigkeit von Vorhaben und Planungen innerhalb des fachtech-
nisch bestimmten angemessenen Sicherheitsabstandes Beriicksichtigung finden.

Die Bestimmung der angemessenen Sicherheitsabstéande erfolgte durchweg nach den Vor-
gaben des Leitfadens KAS-18 ,Empfehlungen fiir Abstande zwischen Betriebsbereichen
nach der Storfall-Verordnung und schutzbedirftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitpla-
nung - Umsetzung § 50 BImSchG" der Kommission fur Anlagensicherheit (KAS) vom No-
vember 2010. Im Falle der TRV wurde die Arbeitshilfe KAS-32 (Arbeitshilfe - szenarienspezi-
fische Fragestellungen zum Leitfaden KAS-18 vom November 2014) zu Grunde gelegt.

In der Betrachtung der storfallrelevanten Anlagen ergeben sich stoffbedingte Abstandswerte
von weniger als 200 Metern bis deutlich Gber 2 Kilometern, die weite Teile des Wesselinger
Stadtgebietes Uberdecken.

*® TUV-Gutachten Wesseling (12/2015), S. 37 ff
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Die gutachterlich ermittelten angemessenen Sicherheitsabsténde fur die Betriebsbereiche im
Norden des Stadtgebietes weisen eine erhebliche GroRenordnung auf. Die ermittelten an-
gemessenen Sicherheitsabstande betragen bei Evonik fir den Referenzstoff Acrolein 2.750
m und bei der TRV, ebenfalls fiir den Referenzstoff Acrolein, 2.400 m. Die gutachterlich er-
mittelten Sicherheitsabstédnde fir den Referenzstoff Acrolein Uberschreiten in diesen Fallen
den im Leitfaden KAS-18 firr Acrolein mit 2.193 m definierten Achtungsabstand®®. Fiir den
Betriebsbereich der Shell im stidéstlichen Stadtgebiet betragt der angemessene Sicherheits-
abstand circa 200-300 m.

In der Tabelle 1 werden die gutachterlich ermittelten angemessenen Sicherheitsabsténde fur
alle Betriebsbereiche und relevanten Stoffarten zusammengefasst.

Tabelle 1: Darstellung der angemessenen Sicherheitsabstande der Betriebsbereiche fiir die
jeweiligen gefahrlichen Stoffe (Zusammenfassung, Grundlage TUV-Gutachten)
Quelle: Stadt Wesseling/TUV-Gutachten (12/2015)
Betriebsbe- | Druckwelle Geféahrliche Stoffe
reich Explosion, Acrolein Ammoniak Chlor Chlorcyan | Cyanwas- | Schwefel- Oleum/
leicht ent- serstoff dioxid Metha-
zundliche nol
Flussigkeiten
Basell 200 m 450 m 350 m
Kraton 200 m - - -
TRV (200 m) 2.400 m
Evonik
(200 m) 2.750 m 500 m 1.250 m 1.150 m 500 m
Degussa
SIS 200 m 350 m 350 m 400 m 300 m
R6hm
CyPlus (200 m) - - 200 m - -
Shell 200 m 400 m 300 m 200 m 300 m

Hinweis: (200 m) Achtungsabstand ohne Detailkenntnisse aus dem Leitfaden KAS-18

Abstande der sonstigen geféahrlichen Stoffe, die innerhalb des vorgenannten Abstandes der
Explosionsdruckwelle liegen (200 m), werden nicht gesondert aufgefiihrt. Dies betrifft u. a.
den Betriebsbereich Shell. Die Gefahrenpotenziale der Stoffe Ammoniak und Chlor tragen
nur im nérdlichen und sidlichen Randbereich geringfligig zum angemessenen Sicherheits-
abstand bei. Diese Stoffe werden in der Mitte der Betriebsbereiche gelagert bzw. verwendet,
so dass die jeweiligen Absténde innerhalb der betroffenen Betriebsbereiche liegen. Die im
Rahmen des TUV-Gutachtens ermittelten umhiillenden angemessenen Sicherheitsabsténde
sind in der Abbildung 1 dargestellt.

Das durch diesen Abstandswert charakterisierte Areal ist jedoch kein Bereich, in dem in jed-
wedem Stérungsfall tatsachliche konkrete Gefahrdungen verursacht werden. Vielmehr ist der
.-angemessene Sicherheitsabstand” eine modellhaft ermittelte Gro3e im Sinne einer Konven-
tion, bei der das Versagen von nach dem Stand der Sicherheitstechnik vorzusehenden Si-
cherheitsmalinahmen unterstellt wird.

Innerhalb der damit bestimmten Flache ist die besondere Nachbarschaftssituation von Be-
triebsbereichen i.S.d. § 3 Abs. 5a BImSchG und schutzbedurftigen Nutzungen i.S.d. Artikels
13 Seveso-lll-Richtlinie in der planerischen Abwagung bei der Bauleitplanung bzw. in der
nachvollziehenden Abwagung bei der Entscheidung tber Bauvorhaben zu beriicksichtigen.

%6 | eitfaden KAS-18, S. 20
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Es handelt sich insoweit um Planungszonen, nicht jedoch um konkrete Gefahrenzonen. Au-
Rerhalb des angemessenen Sicherheitsabstandes wird die Mdglichkeit einer Gefahrdung
durch einen benachbarten Betriebsbereich fur derart gering erachtet, dass sie im Rahmen
von Planungen und Vorhaben keine Berlcksichtigung finden muss.

Abbildung 1: Grobe Darstellung der Betriebsbereiche und der dazugehdrigen, umhdllenden
angemessenen Sicherheitsabstande
Quelle: TUV-Gutachten Wesseling (12/2015)
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AbschlieRend ist darauf hinzuweisen, dass dieses Gutachten ausschlieR3lich den Aspekt ,Ab-
stéande zwischen Betriebsbereichen nach Storfall-Verordnung und schutzbedurftigen Gebie-
ten zwecks Vorsorge gegen die Folgen storungsbedingter Immissionen und Gefahren® be-
trachtet. Normalbetriebliche Emissionen (z.B. Larm oder Geriiche) kénnen ebenso wie Emis-
sionen anderer Betriebe oder sonstige, allgemeine Immissionsschutzbelange gegen Planun-
gen oder Vorhaben sprechen. Dies wurde jedoch in diesem Gutachten nicht geprdift.

Auch ist diese Untersuchung, entsprechend den Vorgaben des Leitfadens KAS-18, auf Aus-
wirkungen auf das Schutzgut ,Mensch” beschrénkt. Fur andere Schutzgiter, z.B. Natur-
schutzgebiete, liegen derzeit keine belastbaren Beurteilungskriterien vor, anhand derer even-
tuelle Konflikte ermittelt und bewertet werden kénnen.
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Die im Gutachten enthaltene Darstellung® der gegebenen Randbedingungen zur Beurteilung
der Vertraglichkeit von Planungen und Einzelvorhaben innerhalb dieser angemessenen Si-
cherheitsabstéande nach Leitfaden KAS-18 stellt den Stand des Wissens und der Beurteilung
zum Zeitpunkt der Gutachtenerstellung dar.

Das gutachterlich untersuchte Thema unterliegt noch dynamischen, fachlich und rechtlich
bedingten Entwicklungen und Veranderungen. Insoweit ist fir die Zukunft wenigstens mit De-
tailanderungen, z.B. in Folge von aktuellen Gerichtsentscheidungen, zu rechnen, bis sich ein
gefestigter Stand des Wissens und der Beurteilung ausgebildet hat. Es wird deshalb empfoh-
len, diese Entwicklungen weiterhin zu verfolgen und insbesondere die Ausfihrungen des
Abschnittes 6°® bei zukiinftigen Planungen oder Vorhaben jeweils unter Beriicksichtigung
zwischenzeitlicher Veranderungen erneut zu wirdigen.

3.1.2 Bewertung der Gutachtenergebnisse und Anwendungsbereich der Seveso-IlI-
Richtlinie

Die Ergebnisse des TUV-Gutachtens zeigen die erhebliche Betroffenheit der Stadt Wesse-
ling durch die Seveso-lll-Thematik. Von hoher Relevanz fir die kinftige Stadtentwicklung
von Wesseling sind insbesondere die gutachterlich ermittelten angemessenen Sicherheits-
abstande der im Norden des Stadtgebietes liegenden Betriebsbereiche Evonik und TRV.

Auf Grund der industriell gepragten Stadtentwicklung Wesselings und der historisch gewach-
senen Gemengelage zwischen Stadt und GrofRindustrie Uberdecken die sehr grof3en ange-
messenen Sicherheitsabstédnde von 2.750 m bzw. 2.400 m weite Teile des Stadtgebietes
(ca. 70 %). Innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstande befinden sich etliche Wohn-
gebiete sowie der zentrale Innenstadtbereich mit zahlreichen Einkaufs-, Versorgungs- und
Infrastruktureinrichtungen mit mittelzentraler Funktion (u.a. Rathaus, Schulzentrum, Dreifal-
tigkeitskrankenhaus). Zudem befinden sich bestehende Hauptverkehrstrassen wie die Stadt-
bahnlinie 16 und die Bundesautobahn A 555 innerhalb der im TUV-Gutachten ermittelten
angemessenen Sicherheitsabstande.

Bei einer genaueren Betrachtung zeigt sich, dass z.B. Wohngebiete (kleinteilige Strukturen
und Geschosswohnungsbau) in Entfernungen ab etwa 500 m zu den Betriebsbereichen Evo-
nik/TRV, offentlich genutzte Gebaude wie das Schulzentrum Wesseling, Grundschulen, Rat-
haus und Dreifaltigkeitskrankenhaus in Entfernungen von 800 m-2.100 m zu den Betriebsbe-
reichen Evonik/TRV sowie die FuRgangerzone mit zahlreichen Einkaufs-/Versorgungsein-
richtungen in Entfernungen von 1.200 m-1.500 m zum Betriebsbereich Evonik liegen.

Die angefiihrten Bestandsnutzungen sind als schutzbedirftige Gebiete und Nutzungen im
Sinne der Seveso-llI-Richtlinie und des 8§ 50 BImSchG zu bewerten. Anhand einer groben
Schatzung kann davon ausgegangen werden, dass die derzeitige Einwohnerzahl innerhalb
der angemessenen Sicherheitsabstéande mit etwa 28.000 Einwohnern zu beziffern ist.

Der Anwendungsbereich der Seveso-llI-Richtlinie in Wesseling umfasst demzufolge die vor-
genannten etwa 70 % des Stadtgebietes. In einem zwar eher unwahrscheinlichen, dennoch
theoretisch moéglichen Szenario kdnnten weite Teile des Stadtgebietes von einem sogenann-
ten ,Dennoch-Storfall* betroffen sein. Der raumliche Anwendungsbereich wird in der nachfol-
genden Abbildung 2 grob dargestellt.

" TOV-Gutachten Wesseling (12/2015), S. 89 ff
*8 TUV-Gutachten Wesseling (12/2015), S. 89 ff

36



P ’ ; Stadtebauliches Entwicklungskonzept der Stadt Wesseling
“ . zur Seveso-llI-Richtlinie
wesseling Schlussbericht StEK 2019

kommaRhein.com

Die aul3erhalb der angemessenen Sicherheitsabsténde liegenden Flachen in den Ortsteilen
Urfeld und Keldenich (stdliche Teilbereiche) werden von der Seveso-Thematik nicht betrof-
fen und unterliegen somit nicht dem Anwendungsbereich der Seveso-llI-Richtlinie. Dies be-
deutet, dass im Falle von Bauleitplanverfahren und baurechtlichen Genehmigungsentschei-
dungen auf diesen Flachen die Anforderungen des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie nicht zu
betrachten sind.

Abbildung 2: Anwendungsbereich der Seveso-llI-Richtlinie in Wesseling
Quelle: Stadt Wesseling/Darstellungsgrundlage: TUV-Gutachten (12/2015) und
Einzelgutachten BImSch-Genehmigung (Shell-Nordtrasse 2016)
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Die sich aus Artikel 13 Seveso-llI-Richtlinie und § 50 BImSchG ergebenden Anforderungen
zur Beriicksichtigung der Storfall-Thematik im jeweiligen Einzelfall der Bauleitplanung und
Vorhabengenehmigung l6sen bei der beschriebenen Betroffenheit einen enormen Hand-
lungsbedarf und Arbeitsaufwand fir die kommunalen Planungs- und Bauaufsichtsbehérden
bei der Bearbeitung der zahlreichen Einzelfallentscheidungen aus.

Eine Auflésung der gewachsenen Gemengelage als Ursache des Konflikts ist auch mittel-
bis langfristig nicht mdglich, da weder die Verlagerung einer kompletten Innenstadt und der
Wohnsiedlungsbereiche noch die der abstandsrelevanten grof3flachigen Betriebsbereiche
realisierbar ist.
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Es bedarf daher einer rechtssicheren und praktikablen Konzeption zur Berticksichtigung der
Seveso-Thematik in der Stadtentwicklung, Bauleitplanung und Baugenehmigungspraxis, die
als Leitlinie und Abwéagungsgrundlage fur Einzelfallentscheidungen innerhalb der angemes-
senen Sicherheitsabstédnde herangezogen werden kann.

3.2 Entwicklungsziele und Leitbild fur die Stadtentwicklung Wesseling

Auf Grund der grundgesetzlich verankerten kommunalen Selbstverwaltungs- und Planungs-
hoheit sind der Stadt Wesseling Handlungsspielrdume zuzubilligen, um ihre wesentlichen
Aufgaben der Gewahrleistung einer zukunftsfahigen Stadt- und Innenstadtentwicklung, der
Sicherung der mittelzentralen Daseinsvorsorge fur die Wesselinger Bevolkerung und der
Aufwertung Wesselings zu einem attraktiven Wohn-, Einkaufs- und Arbeitsstandort in der
Region Koéln-Bonn erfillen zu kénnen.

Wirden die angemessenen Sicherheitsabstande im Fall Wesselings in der Form interpretiert,
dass eine Ansiedlung schutzbedirftiger Gebiete und Nutzungen i.S.d. Artikels 13 Seveso-IlI-
Richtlinie, die in hohem Maf3e innenstadtrelevant und/oder wohngebietspragend sind, kinftig
nicht mehr innerhalb dieser ermittelten Abstande realisiert werden konnte, so wirde dies ei-
nem vollstandigen Stillstand der innerstadtischen Entwicklung Wesselings gleich kommen.

Die Stadtentwicklung wéare damit auf den ,Bestandsschutz* reduziert, was sich erheblich und
sehr nachteilig auf die kiinftige Erfullung der Daseinsvorsorgepflicht und Attraktivitat des Mit-
telzentrums auswirken wirde.

Eine solche Interpretation ist jedoch nicht im Sinne des Richtliniengebers. Wie erlautert, wur-
de in der hochstrichterlichen Rechtsprechung des EuGH und BVerwG*™ klargestellt, dass
das sevesorechtliche Abstandsgebot kein generelles ,Verschlechterungsverbot® (d.h. kein
~Entwicklungsverbot®) darstellt, sondern als sogenannte ,Abwagungsdirektive* zu betrachten
ist. Den kommunalen Planungstragern werden im Rahmen der planerischen Abwéagung (8 1
Abs. 7 BauGB) somit durchaus Wertungs- und Abwagungsspielraume zugestanden.

Diese Bewertung ist von entscheidender Bedeutung fiir die kommunalen Planungstrager, da
die Rechtsprechung der Stadt Wesseling im Rahmen ihrer Planungs- und Gestaltungshoheit
damit Spielrdume fir die Umsetzung ihrer stadtebaulichen Ziele und Entwicklungskonzepte
auch innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstande zubilligt.

Fur die zukinftige Stadtentwicklung Wesselings ist zum einen zu gewahrleisten, dass die
Risiken einer geplanten Neuansiedlung schutzbedurftiger Gebiete und Nutzungen i.S.d. Se-
veso-llI-Richtlinie innerhalb angemessener Sicherheitsabsténde bei jeder Einzelfallentschei-
dung sachgerecht geprift und in die Abwagungsentscheidung eingestellt werden.

Zum anderen ist die Zielsetzung des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie zu beachten, dass vor-
rangig ein Heranrliicken von schutzbedurftigen Nutzungen an Storfallbetriebe zukiinftig ver-
mieden und die Schaffung neuer Gemengelagen verhindert werden soll; bisher eingehaltene
Sicherheitsabstande sind langfristig zu wahren.

Anhand der aus dem im Seveso-llI-Gutachten gewonnenen Erkenntnisse und der gesamt-
stadtischen Zielsetzungen wurden fur die zukiinftige Stadtentwicklung Wesselings tberge-
ordnete Entwicklungsziele formuliert und in ein raumliches Leitbild umgesetzt.

%9 EuGH, Urteil vom 15.09.2011 und BVerwG, Urteil vom 20.12.2012
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Wesentliche Gibergeordnete Entwicklungsziele der Stadt Wesseling sind:

» Stadtebaulich sinnvolle und vertragliche Weiterentwicklung der vorhandenen stadtischen
Strukturen innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstdnde unter Berticksichtigung der
langfristigen Anforderungen der Seveso-llI-Richtlinie und des § 50 BImSchG

» Gewabhrleistung einer mafvollen Innenentwicklung und Nachverdichtung innerhalb der
angemessenen Sicherheitsabstande, vertragliche Weiterentwicklung und Neuansiedlung
von schutzbedurftigen Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie

» Sicherung der Zukunftsfahigkeit und angemessene Starkung des zentralen Versorgungs-
bereichs Innenstadt, um die Attraktivitat und Daseinsvorsorgefunktion des Mittelzentrums
Wesseling nachhaltig zu gewahrleisten und bedarfsgerecht zu optimieren

» Sicherung der Industriestandorte durch Wahrung der derzeit vorhandenen Abstande und
Vermeidung neuer Gemengelagen (Berticksichtigung der sog. ,Nichtheranriickenslinie®)

Diese Ubergeordneten Entwicklungsziele der Stadt Wesseling stehen im Einklang mit den
Zielen der Raumordnung und Landesplanung Nordrhein-Westfalen, die im aktuell aufgestell-
ten Landesentwicklungsplan NRW als verbindliche Ziele und zu beachtende Grundséatze fir
die nachfolgenden Planungsebenen der Regional- und Bauleitplanung enthalten sind. Bei-
spielhaft sind an dieser Stelle das Ziel der flachensparenden und bedarfsgerechten Sied-
lungsentwicklung sowie die Grundsatze zum Vorrang der Innenentwicklung, der Wiedernut-
zung von Brachflachen und zur Ausrichtung der Siedlungsentwicklung auf Haltestellen des
schienengebundenen 6ffentlichen Personennahverkehrs zu nennen.

Gleiches gilt fur die in 88 1, 1a BauGB enthaltenen Grundsétze und Belange der Bauleitpla-
nung, die mit den Ubergeordneten Entwicklungszielen der Stadt Wesseling korrespondieren.
Beispielhaft wird auch hier die nachhaltige und flichenschonende Stadtentwicklung, der Vor-
rang von Innenentwicklung und Brachflachenreaktivierung, die Erhaltung, Erneuerung, Fort-
entwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und
Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche angefiihrt.

Die Stadt Wesseling setzt seit vielen Jahren den Schwerpunkt ihrer Stadtentwicklungspla-
nung auf die Nachverdichtung von Siedlungsbereichen und die Mobilisierung mindergenutz-
ter Innenbereichsflachen.

Wesentliche Flachenpotenziale zur Schaffung innerstadtischer Wohngebiete und zur Ansied-
lung innenstadtrelevanter Einzelhandelsnutzungen, u.a. die Entwicklungsflache ,Wilhelm-
Rielander-StralRe”, unbebaute Quartiersinnenbereiche und zahlreiche grofRere Bauliicken,
befinden sich in zentraler Innenstadtlage.

Die Nachverdichtung und Bebauung dieser Flachen steht im Einklang mit den vorgenannten,
im Rahmen der Bauleitplanung umzusetzenden Zielen und Grundséatzen der Raumordnung
und wirde der Stadt Wesseling eine zukunftsfahige Stadtentwicklung ermdglichen.

Anhand der Ergebnisse des TUV-Gutachtens ist festzustellen, dass diese innerstadtisch be-
deutsamen Entwicklungsflachen ausnahmslos innerhalb der gutachterlich ermittelten ange-
messenen Sicherheitsabstdnde der Betriebsbereiche der Unternehmen Evonik/TRV liegen.
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Die Vorgaben der Landesplanung und die Anforderungen der Seveso-llI-Richtlinie fiihren
demzufolge im Fall der Stadt Wesseling zu einem erheblichen Zielkonflikt, der durch eine
langfristig orientierte Konzeption fur die zukinftige Stadtentwicklung Wesselings innerhalb
der ermittelten angemessenen Sicherheitsabstande geldst werden muss.

Insbesondere im Hinblick auf die aktuell eingeleitete Fortschreibung der Regionalplanung
und die parallele Neuaufstellung des Flachennutzungsplanes Wesseling besteht aus Sicht
der Stadt Wesseling planerischer Handlungsbedarf, dem mit dem vorliegenden Stadtebauli-
chen Entwicklungskonzept Rechnung getragen werden soll.

Um eine geordnete stadtebauliche Entwicklung einerseits und eine langfristige Reduzierung
mdglicher Gefahrenpotenziale andererseits innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstan-
de der Betriebsbereiche zu ermdglichen, hat die Stadt Wesseling ein raumliches Leitbild fur
die kinftige Stadtentwicklung erarbeitet, das ein vertragliches Miteinander der innerstadti-
schen Siedlungsbereiche und der Betriebsbereiche unter Beriicksichtigung der langfristigen
Orientierung des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie ermdglichen soll (Abbildung 3).

Das Leithild umfasst eine schematische Darstellung der raumlichen Entwicklung und dient
der Visualisierung der tbergeordneten Ziele der zukinftigen Stadtentwicklung.

Abbildung 3: R&aumliches Leitbild der Stadtentwicklung Wesseling vor dem Hintergrund
der Seveso-llI-Richtlinie
Quelle: Stadt Wesseling, Bereich Stadtentwicklung und Umwelt
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Betriebsbereiche im Norden

Die im Norden gelegenen Betriebsbereiche, insbesondere Evonik und TRV, sind durch sehr
grol3e angemessene Sicherheitsabstande gekennzeichnet. Daher strebt die Stadt Wesseling
an, einen Schutzabstand zu den Betriebsbereichen zu etablieren. Zwischen den Betriebsbe-
reichen einerseits und den Siedlungsbereichen andererseits wird ein Schutzabstand als
durchgehendes Band mit einer Breite von ca. 500 m vorgesehen. Dieser Schutzabstand um-
fasst kein grundsatzliches Nutzungs- oder Bauverbot, sondern soll den nicht schutzbeduirfti-
gen Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie vorbehalten werden. In diesem Bereich wird zu-
kinftig die Entwicklung eines Gewerbebandes angestrebt.

Da die ndrdlichen Betriebsbereiche deutlich groRRere angemessene Sicherheitsabstande als
500 m aufweisen, soll im Anschluss an den etwa 500 m umfassenden Schutzabstand ein
weiterer Ubergangsbereich mit einer Breite von ca. 200 m entstehen. Innerhalb dieses Uber-
gangsbereiches sollen die kiinftig vorstellbaren Nutzungen und Vorhaben anhand bestimm-
ter Kriterien der Schutzbedurftigkeit definiert bzw. eingeschrénkt werden (Kapitel 3.3).

Durch diese Schutz-/Ubergangsbereiche soll insgesamt ein Abstand von etwa 700 m zu den
Betriebsbereichen entstehen, der kinftig vor allem nicht schutzbedurftigen Nutzungen bzw.
konkret definierten Nutzungen/Vorhaben i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie mit einem normalen
Schutzstatus vorbehalten werden soll.

Der 700 m- Abstand entspricht zwar nicht den gutachterlich ermittelten angemessenen Si-
cherheitsabstanden, ermdglicht jedoch unter Beriicksichtigung der gegebenen Bestands-
strukturen eine langfristige Entflechtung kleinrGumiger Gemengelagen sowie eine abgestufte
Entwicklung der Bereiche in unmittelbarer Nachbarschaft der Betriebsbereiche.

Weite Teile der bestehenden Siedlungsgebiete befinden sich deutlich mehr als 700 m von
den Betriebsbereichen entfernt; sie liegen jedoch innerhalb der ermittelten angemessenen
Sicherheitsabstande von 2.400 m bzw. 2.750 m. Diese tiberwiegend bebauten Siedlungsge-
biete sollen kunftig fur die Neuansiedlung bzw. Erweiterung schutzbedurftiger Nutzungen
und Vorhaben i.S.d. der Seveso-lll-Richtlinie mit einem normalen bis hohen Schutzstatus
vorgesehen werden.

Die am weitesten entfernten, im &ufReren Bereich der angemessenen Sicherheitsabstéande
liegenden Siedlungsgebiete sowie die von der Seveso-llI-Richtlinie nicht betroffenen Flachen
der Stadt Wesseling werden fur die kunftige Ansiedlung schutzbedurftiger Nutzungen und
Vorhaben i.S.d. Seveso-lll-Richtlinie mit einem normalen bis besonderen Schutzstatus vor-
gesehen. Diese Flachen werden im Raumlichen Leitbild als ,flr besonders schutzbedurftige
Nutzungen vorgesehene Bereiche* gekennzeichnet.

Die Ansiedlung von nicht schutzbedurftigen Nutzungen und Vorhaben ist grundsétzlich tber-
all innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstdnde maoglich, wenn keine anderweitigen
offentlich-rechtlichen Belange/Rechte (z.B. Bebauungsplane, Fachrecht) entgegenstehen.

Betriebsbereiche im Siidosten

Die beiden im Siidosten des Stadtgebietes liegenden Betriebsbereiche weisen wesentlich
geringere Abstandsanforderungen auf als diejenigen im Norden. Der gutachterlich ermittelte
angemessene Sicherheitsabstand fur die maRRgebenden Stoffe, der ,umhillende Abstand",
betragt etwa 200 m, ausgehend von der auf3eren Begrenzung der Betriebsbereiche.
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Einige angemessene Sicherheitsabstande fir bestimmte Stoffe (z.B. Ammoniak) liegen in-
nerhalb des Betriebsbereiches und wirken sich nicht auf den umhullenden Abstand aus.

Auf Grund dieser Erkenntnisse ist ein Schutzabstand mit einer Breite von etwa 200 m als
durchgehendes Band um die beiden stdlichen Betriebsbereiche vorgesehen. Dieser Schutz-
abstand umfasst ebenfalls kein grundsatzliches Nutzungs- oder Bauverbot, sondern soll den
nicht schutzbedurftigen Nutzungen i.S.d. Seveso-IlI-Richtlinie vorbehalten werden. In diesem
Bereich wird zukinftig die Entwicklung eines Gewerbebandes (unter Beriicksichtigung der
planungs- und immissionsschutzrechtlichen Vorgaben) angestrebt.

3.3 Erarbeitung des Stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes Wesseling

Das zuvor beschriebene Leitbild wurde unter Bertcksichtigung der Bestandssituationen vor
Ort mit den nachfolgenden Arbeitsschritten planerisch und raumlich konkretisiert:

» Die Zuordnung von Nutzungen bzw. Vorhaben zu Schutzbedurftigkeitsstufen

» Die Gliederung der Flachen innerhalb der angemessenen Sicherheitsabsténde in
verschiedene Planungsbereiche

» Die Zuordnung der Schutzbedurftigkeitsstufen zu den Planungsbereichen

Erganzend zur textlichen Erlauterung wird das Stadtebauliche Entwicklungskonzept zur Se-
veso-llI-Richtlinie in einer Plankarte und zwei Tabellen dargestellt.

Das Stadtebauliche Entwicklungskonzept beruht zum einen auf der fachgutachterlichen Ein-
schatzung, dass in einem eventuellen Storfall die tatséchlich auftretenden Belastungen mit
zunehmender Entfernung stetig abnehmen, so dass eine Gliederung von Planungsbereichen
anhand ihrer Entfernung zu den Betriebsbereichen abgeleitet werden kann®.

Zum anderen beruht es auf der Mdglichkeit der Zuordnung von unterschiedlichen Schutzbe-
durftigkeitsstufen zu bestimmten typischen Nutzungen und Vorhaben i.S.d. Seveso-lll-
Richtlinie anhand von vorhabenspezifischen Faktoren. Diese vorhabenspezifischen Faktoren
wurden gutachterlich entwickelt und in die Arbeitshilfe der Fachkommission Stadtebau als
maogliche Kriterien zur Beurteilung der spezifischen Schutzbedurftigkeit typischer Nutzungen
und Vorhaben aufgenommen®. Auf Grund dieser Erwagungen werden den verschiedenen
Planungsbereichen entsprechend ihrer Lage in den angemessenen Sicherheitsabstanden
unterschiedliche Schutzstufen zugeordnet und tabellarisch zusammengefasst.

Um eine nachvollziehbare und fur die Planungs- und Genehmigungsbehdrden praktikable
Vorgehensweise zu erhalten, werden mdglichst viele typische schutzbedurftige Nutzungen
und Vorhaben definiert und den jeweiligen Schutzstufen bzw. Planungsbereichen zugeord-
net. Diese Vorgehensweise ersetzt nicht eine sachgerechte Prifung und Abwégung im Rah-
men der Einzelfallentscheidung. Sie stellt jedoch eine Orientierungshilfe und Leitlinie fur die
notwendigen Abwagungsentscheidungen der Planungs- und Genehmigungsbehdrden der
Stadt Wesseling dar.

% Uechtritz/Farsbotter Teil I, S. 1928
®t TUV-Gutachten Wesseling, S. 92 ff und Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 9
bzw. 2018, S. 12
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3.3.1 Zuordnung von Nutzungen und Vorhaben zu Schutzbedirftigkeitsstufen

Im ersten Schritt werden die typisierten Nutzungen und Vorhaben entsprechend ihrer spezifi-
schen Schutzbeddrftigkeit analysiert und anhand der in Kapitel 2.4.2 genannten, vorhaben-
spezifischen Faktoren eingestuft (Tabelle 2).

Insgesamt werden vier Schutzstufen definiert:

> Stufe 1 - kein Schutzstatus i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie
» Stufe 2 - normaler Schutzstatus

> Stufe 3 - hoher Schutzstatus

» Stufe 4 - besonderer Schutzstatus

In Anlehnung an die Begrifflichkeiten des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie wird eine Auftei-
lung in Gruppen vorgenommen, wie ,Vorhaben®, ,Wohn- bzw. Baugebiete und 6ffentlich ge-
nutzte Gebiete®, ,6ffentlich genutzte Gebaude und Einrichtungen® und ,Verkehrswege®.

Im Ergebnis der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behdrden und Trager 6ffentlicher
Belange im Jahr 2017 wurde zum einen die Zuordnung von typisierten Nutzungen und Vor-
haben zu den Schutzbedurftigkeitsstufen Gberprift und modifiziert. Zum anderen wurde die
vorgenannte Aufteilung in Gruppen geringfligig Uberarbeitet, um eine klarere Zuordnung und
Vergleichbarkeit zu erreichen; auf die Gruppe ,Umwelt* wurde verzichtet.

Im Hinblick auf eine klare Differenzierung nicht schutzbedurftiger und schutzbedurftiger Nut-
zungen/Vorhaben i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie werden ausschlief3lich die als ,nicht schutzbe-
dirftig i.S.d. Richtlinie* eingestuften Nutzungen/Vorhaben der Stufe 1 zugeordnet. Zur Klar-
stellung wird die Stufe 1 als ,kein Schutzstatus i.S.d. Seveso-lll-Richtlinie” bezeichnet, so
dass klnftig eine Vermischung von nicht schutzbedurftigen und schutzbedurftigen Nutzun-
gen bzw. Vorhaben i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie ausgeschlossen werden kann.

Zudem ist, auf Grundlage der vorgenannten vorhabenspezifischen Faktoren, eine weitere
Ausdifferenzierung verschiedener schutzbedurftiger Nutzungen und Vorhaben i.S.d. Seveso-
[lI-Richtlinie erfolgt, die eine klare Zuordnung zu den Stufen 2-4 (normaler/hoher/besonderer
Schutzstatus) anhand verbal-argumentativer Beschreibung und/oder erganzender guantitati-
ver Kriterien ermaéglichen.

Als wesentliche Kriterien fur die Beurteilung der Schutzbedurftigkeit werden aus Sicht der
Stadt Wesseling der ,raumliche Einzugsbereich und die ,Versorgungsfunktion“ z.B. zur Dif-
ferenzierung fur 6ffentlich genutzte Gebiete, Geb&ude und Einrichtungen (Gemeinbedarfs-
einrichtungen, Kultur-/Sozialinfrastruktur, 6ffentliche Verwaltungen, Einzelhandel usw.) her-
angezogen. Fur die Nutzungsart ,Einzelhandel“ wird ergdnzend als quantitatives Kriterium
zur Einstufung der Schutzbedurftigkeit herangezogen, welche VerkaufsflachengrofRe ein Ein-
zelhandelsbetrieb aufweist und ob es sich um einen klein- oder grof3flachigen Einzelhan-
delsbetrieb handelt.

Es ist folgende grundsétzliche Zuordnung 6ffentlich genutzter Gebiete, Gebaude und Einrich-
tungen zu den Stufen 2-4 vorgesehen:

» Stufe 2- wohngebietsbezogene/r Einzugsbereich bzw. Versorgungsfunktion
» Stufe 3- stadtteilbezogene/r bzw. stadtweite/r Einzugsbereich bzw. Versorgungsfunktion
» Stufe 4- interkommunale/r bzw. regionale/r Einzugsbereich bzw. Bedeutung.
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Nach Auffassung der Stadt Wesseling ist anhand der Kriterien ,rAumlicher Einzugsbereich*
und ,Versorgungsfunktion* sowie ,VerkaufsflachengréRe Einzelhandel* eine plausibel be-
grindbare und nachvollziehbare Differenzierung der Zuordnung 6ffentlich genutzter Gebiete,
Gebé&ude und Einrichtungen zu den Stufen 2-4 méglich.

Fur die typisierten Nutzungen/Vorhaben ,Verkehrswege und Wohnen/Wohngebiete" werden
weiterhin die quantifizierbaren Kriterien ,Verkehrsfrequenz von StraRen- und Schienenwe-
gen“ bzw. ,Anzahl der Wohneinheiten* (BaulickenschlieRung/wohngebietsahnliche Grofie)
zur differenzierten Zuordnung zu Schutzbedurftigkeitsstufen herangezogen.

Die Zuordnung fiir die schutzbedirftige Nutzung ,Wohnen/Wohngebiete* wird beibehalten,
da sich diese nachvollziehbar aus der ortlichen Analyse der Siedlungsstrukturen und den
eingereichten Bauantrdgen im Wohnungsbausektor ableiten lasst. Nach Auffassung der
Stadt Wesseling ist damit eine plausibel begriindbare Differenzierung der Zuordnung zu den
Schutzstufen 1-3 fir die Wohnnutzung mdéglich (Stufe 1- nur Bestandsschutz/Umbauten; Stu-
fe 2- BaultickenschlieRung mit 1 WE bis maximal 6 WE; Stufe 3- Wohngebiete/wohngebiets-
ahnliche GroRRe).

Im Hinblick auf die Beurteilung der Schutzbeddrftigkeit von ,Verkehrswegen“ wurde die Ein-
stufung anhand des Kriteriums ,Verkehrsfrequenz von StralRen- und Schienenwegen®“ der
(einzig verfuigbaren) Fachpublikation® Uberprift; die ,Verkehrswege* werden entsprechend
ihrer Frequenzen differenziert den Schutzstufen 1 und 2 zugeordnet.

Auf Grund fehlender Kriterien zur Beurteilung der in Artikel 13 Seveso-llI-Richtlinie bzw. § 50
BImSchG genannten, umweltbezogenen schutzbedirftigen Nutzungen (unter dem Gesichts-
punkt des Naturschutzes besonders wertvollen bzw. empfindlichen Gebiete* bzw. ,Freizeit-
gebiete*) wird auf die Gruppe ,Umwelt” verzichtet.

Derzeit enthalten weder das europdaische noch das nationale Recht Definitionen oder belast-
bare Beurteilungskriterien, anhand derer eventuelle Konflikte zwischen Storfall-Betriebs-
bereichen und umweltbezogenen schutzbediirftigen Nutzungen ermittelt und bewertet wer-
den kdnnten. Auch die Abstandsempfehlungen des Leitfadens KAS-18 beziehen sich nur auf
den ,Menschen, dessen Leben und kérperliche Unversehrtheit* als zu schiitzende Rechtsgu-
ter. FUr umweltbezogene Schutzgiter sind nach KAS-18 gesonderte Betrachtungen nach
Fachrecht vorzunehmen (z.B. Landschaftsgesetz NRW, Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie).

Entsprechend den Vorgaben des Leitfadens KAS-18 hat sich das Fachgutachten des TUV
Nord ausschlieRlich auf das Schutzgut ,Mensch* beschrankt®. Es erscheint aus Sicht der
Stadt Wesseling deshalb schlissig, sich im darauf aufbauenden Stadtebaulichen Entwick-
lungskonzept ebenfalls auf das Schutzgut ,Mensch* zu fokussieren und das Schutzgut ,,Um-
welt* mangels fachlich qualifizierter Beurteilungskriterien derzeit nicht zu behandeln.

%2 | eitfaden KAS-18, S. 6 und Ref. Nr. B 18 der -Fragen und Antworten zur Richtlinie 96/82/EG*, S. 16
® TUV-Gutachten Wesseling, S. 30 ff
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Stufe 1- kein Schutzstatus i.S.d. der Seveso-llI-Richtlinie

Nach Auswertung der aktuellen Rechtslage und fachlichen Arbeitshilfen sowie der Berlck-
sichtigung aller relevanten Beurteilungskriterien werden der ,Stufe 1- kein Schutzstatus i.S.d.
der Seveso-llI-Richtlinie* diejenigen typisierten Nutzungen und Vorhaben zugeordnet, die
nach dem Stand der derzeitigen Fach- und Rechtslage nicht als ,schutzbedirftige Nutzun-
gen/Vorhaben i.S.d. der Seveso-llI-Richtlinie“ zu bewerten sind und damit nach derzeitigem
Kenntnisstand nicht dem Anwendungsbereich dieser Richtlinie unterliegen.

Im Hinblick auf die konkrete Zuordnung zur Stufe 1 wird auf Tabelle 2 verwiesen.

Die Stufe 1 stellt die Nutzungsoptionen fiir bestehende, legal errichtete Gebéaude und geneh-
migte Vorhaben im n&heren Umfeld der Storfall-Betriebsbereiche klar. Die Neuansiedlung
und Erweiterung von nicht schutzbediirftigen Nutzungen und Vorhaben ist grundsatzlich in
Stufe 1 enthalten und méglich.

In Anbetracht der Vielzahl denkbarer Vorhaben werden diese ,nicht schutzbedurftigen Nut-
zungen/Vorhaben“ nicht explizit benannt, ihre Zulassigkeit ist moglich, wenn keine anderwei-
tigen offentlich-rechtlichen Belange bzw. Rechte (z.B. Bebauungspléne, Fachrecht) entge-
genstehen.

Die kunftige Entwicklung bestehender, schutzbedirftiger Vorhaben soll eingeschrankt und
klar definiert, jedoch nicht komplett ausgeschlossen werden. Vorgesehen ist, dass Umbauten
im Bestand bei schutzbedurftigen Vorhaben, d.h. Instandhaltungs- und Modernisierungs-
mafnahmen, unter Beibehaltung der bestehenden, baurechtlich genehmigten Wohneinhei-
ten bzw. Nutzungsfrequenzen weiterhin moéglich bleiben. Eine uneingeschrankte Ausibung
bestehender (baurechtlich genehmigter) Nutzungen sowie eine zeitgemafie Modernisierung
von Bestandsbauten werden damit auch zukiinftig gewahrleistet.

Die Ansiedlung neuer bzw. zusatzlicher schutzbedurftiger Vorhaben i.S.d. Seveso-llI-Richt-
linie wird eindeutig nicht der Stufe 1 zugeordnet.

Als Vorhaben der Stufe 1 werden betriebsgebundene Wohnungen i.S.d. 8 8 Abs. 3 Nr. 1
BauNVO®*) sowie Gewerbe-/Biiro- und Infrastrukturnutzungen mit lediglich betriebsbezoge-
nem und kontrolliertem Personenaufkommen eingestuft, die nicht dem Begriff der ,6ffentlich
genutzten Gebaude und Einrichtungen” i.S.d. Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie zuzurechnen
sind. Entsprechend der derzeitigen Rechtsprechung und Fachdiskussion ist fur die Definition
Loffentlich genutzter Gebaude/Einrichtungen* maR3geblich, dass diese von der Offentlichkeit
(d.h. von einem prinzipiell unbeschrankten Personenkreis) aufgesucht werden kdnnen; dies
ist auch anzunehmen, wenn Teile von Gebauden fur einen nicht naher eingrenzbaren Per-
sonenkreis zuganglich sind®.

Als Vorhaben der Stufe 1 werden demzufolge Gewerbe-/Biro- und Infrastrukturnutzungen
mit lediglich betriebsbezogenem und kontrolliertem Personenaufkommen eingestuft.

® Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir Betriebsinhaber und Betriebsleiter,
die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegeniber in Grundflache und Baumasse untergeord-
net sind (8 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017)

®® Baurecht 3/2018, Planung und Vorhabenzulassung im Umfeld eines Stdrfallbetriebs, Rechtsanwélte
Dr. Oerder, Dr. Schwertner, Dr. Worheide, S. 439/440
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Diese sind dadurch gekennzeichnet, dass neben den Betriebsbeschéftigten lediglich ein be-
stimmter und klar eingrenzbarer Personenkreis Zugang zu den Gebauden erhélt (z.B. durch
Offnen sonst geschlossener Tiiren oder personliche Anmeldung beim Pfortner/Zentrale).
Wenn diese Voraussetzungen vorliegen, so werden nach derzeitiger Fachdiskussion die Ge-
baude nicht als ,6ffentlich genutzte Geb&aude” bewertet und somit auch nicht als ,schutzbe-
diirftige Nutzungen/Vorhaben i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie* eingestuft®®.

Als Vorhaben der Stufe 1 werden zudem ,Verkehrswege” mit einer relativ geringen Frequenz
eingestuft. Entsprechend der derzeit einzigen Fachpublikation zu dieser Thematik®” werden
Bundes-, Landes- und KreisstralRen mit einer geringen Verkehrsfrequenz (< 10.000 PKW/24
Stunden) sowie Schienenwege mit Personenbefdérderung mit geringer Verkehrsfrequenz
(= 50 Personenziige/24 Stunden) nicht als ,wichtige Verkehrswege i.S.d. Seveso-IllI-Richt-
linie" bewertet und werden demzufolge als ,hicht schutzbedirftige Nutzung“ i.S. dieser Richt-
linie der Stufe 1 zugeordnet.

% Baurecht 3/2018, Planung und Vorhabenzulassung im Umfeld eines Storfallbetriebs, Rechtsanwalte
Dr. Oerder, Dr. Schwertner, Dr. Wérheide, S. 439/440
®7 Leitfaden KAS-18, S. 6 und Ref. Nr. B 18 der .Fragen und Antworten zur Richtlinie 96/82/EG", S. 16
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Tabelle 2: Typisierung und Einstufung schutzbedurftiger bzw. nicht schutzbediirftiger Nutzungen i.S.d. Seveso-IllI-Richtlinie
Quelle: Stadt Wesseling, Bereich Stadtentwicklung und Umwelt
Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4
kein Schutzstatus normaler Schutzstatus hoher Schutzstatus besonderer Schutzstatus
i.S.d. Seveso-lll-Richtlinie
Vorhaben - Umbauten im Bestand bei schutzbedurftigen BauluckenschlieRungen innerhalb bebauter
Nutzungen (Instandhaltung, Modernisierung) unter Gebiete mit einer Wohneinheitenzahl von
Beibehaltung der bestehenden, baurechtlich 1 WE bis maximal 6 WE
genehmigten Wohneinheiten bzw. Nutzungs- Baullickenpotenziale, die in einem engen raumlichen
frequenzen Zusammenhang stehen, sind gemeinsam zu
- Betriebsgebundene Wohnungen i.S.d. § 8 Abs. 3 betrachten
Nr. 1 BauNVO i.d.F. der Bekanntmachung vom
21.11.2017
- Gewerbe-/Biro-/Infrastrukturnutzungen mit
betriebsbezogenem und klar abgrenzbarem Perso-
nenaufkommen (z.B. Geschaftspartner, Kunden mit
Terminvereinbarung)
Wohn- bzw. Spiel-, Freizeit-, Sport- und Griinanlagen sowie Reine und Allgemeine Wohngebiete (WR/WA)
Baugebiete offentliche Platzraume, die der wohngebiets- Besondere Wohngebiete (WD)

und o6ffentlich
genutzte Gebiete

bezogenen Versorgung dienen (z.B. Kinderspielplatz,
Quartierspark/-platz)

Offentliche Griinflachen und Freibereiche ohne bzw.
mit geringer Aufenthaltsfunktion (z.B. Friedhofe)

Mischgebiete und Kerngebiete (MI/MK)

Urbane Gebiete und Dorfgebiete (MU/MD)

Sonstige Baugebiete mit schutzbedurftigen Nutzungen
i.S.d. Seveso-lll-Richtlinie (z.B. vorhabenbezogene
Bebauungsplane)

Sondergebiete mit schutzbeddirftigen Nutzungen i.S.d.
Seveso-llI-Richtlinie (z.B. grof3flachiger Einzelhandel)
Offentliche Griinflachen mit hoher Aufenthaltsfunktion
(z.B. Parkanlagen, Rheinpark)

Offentliche Platzraume/Veranstaltungsflachen im
Freien mit hoher Aufenthaltsfunktion oder stadtweiter
Bedeutung (z.B. Stadtfeste)

Offentlich
genutzte
Gebéaude und
Einrichtungen

Umbauten im Bestand (Instandhaltung, Modernisie-
rung) bei Gemeinbedarfs-/Infrastruktureinrichtungen
der Stufe 3, die der wohngebietsbezogenen Versor-
gung dienen, ohne Erhéhung der Nutzungsfrequen-
zen (z.B. Kindergarten, Grundschulen, Sozialstation)
Kleinteilige 6ffentlich genutzte Geb&ude und Einrich-
tungen, die der wohngebietsbezogenen Versorgung
mit Waren/Dienstleistungen dienen (z.B. kleinflachige
Einzelhandelsbetriebe (Verkaufsflachen < 800 gm,
z.B. Backerei, Nachbarschaftsladen, Kiosk),
Arztpraxis, Pflegestiitzpunkt))

Atypische Einzelhandelsbetriebe mit geringem Per-
sonenaufkommen (z.B. Autohaus)

Tankstellen (mit Einzelhandels- und Gastronomiebe-
reich, TUV-Stellen)

Offentliche Parkplatzanlagen, Parkhauser/ GroRga-
ragen

Umbauten im Bestand (Instandhaltung, Modernisie-
rung) bei Gemeinbedarfs-/Infrastruktureinrichtungen
der Stufe 4, ohne Erhéhung der Nutzungsfrequenzen
(z.B. Alten- und Pflegeheime, weiterfiihrende Schulen)
Offentlich genutzte Gebaude und Einrichtungen mit
hohem Personenaufkommen, die der stadtteilbezoge-
nen oder stadtweiten Versorgung mit Waren/ Dienst-
leistungen dienen (z.B. Buros/Verwaltungen, Banken,
Arzteh&user, groRflachige Einzelhandelsbetriebe (Ver-
kaufsflachen > 800 gm, z.B. Discounter, Verbraucher-
markt/SB-Warenhaus, Bau- und Gartenfachmarkte,
Mobelmarkt, Fachmarkte))
Gemeinbedarfseinrichtungen/Nutzungen und &ffentli-
che Infrastruktureinrichtungen mit hohem Personen-
aufkommen, die der stadtteilbezogenen oder stadtwei-
ten Versorgung dienen (z.B. Rathaus, Kirchen und
Gemeindezentren, Jugendzentren, Kindergarten,
Grundschulen, Bibliotheken)

Spiel-, Freizeit- und Sporteinrichtungen, die der stadt-
teilbezogenen oder stadtweiten Versorgung dienen
(z.B. Hallenbad, Stadion)

Hotels/sonstige Beherbergungseinrichtungen

Weiterfihrende Schulen, Fach- und Hochschulen mit
interkommunalem/regionalem Einzugsbereich (z.B.
Berufskolleg, VHS)

Krankenh&user und zugehdrige Einrichtungen des
Gesundheitswesens

Alten- und Pflegeheime

Sammelunterkiinfte fur Asylsuchende
Veranstaltungshallen/Grol3veranstaltungen mit erheb-
lichem Personenaufkommen und interkommuna-
lem/regionalem Einzugsbereich

(z.B. Messen, Konzerte)

Verkehrswege

- Bundes-, Landes- und Kreisstra3en mit geringer
Verkehrsfrequenz (< 10.000 PKW/24 Stunden)

- Schienenwege mit Personenbefdérderung mit
geringer Verkehrsfrequenz
(< 50 Personenziige/24 Stunden)

Autobahnen, Bundes-, Landes- und KreisstraRen mit
hoher Verkehrsfrequenz

(> 10.000 PKW/24 Stunden)

Schienenwege mit Personenbefdrderung mit hoher
Verkehrsfrequenz (> 50 Personenziige/24 Stunden)
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Stufe 2 - normaler Schutzstatus

Nach Auswertung der aktuellen Rechtslage und fachlichen Arbeitshilfen sowie der Berlck-
sichtigung aller relevanten Beurteilungskriterien werden der ,Stufe 2- normaler Schutzstatus*
typisierte Nutzungen und Vorhaben zugeordnet, die nach dem Stand der derzeitigen Fach-
und Rechtslage sowie der ortsspezifischen Situation von der Stadt Wesseling als ,schutzbe-
durftige Nutzungen/Vorhaben i.S.d. der Seveso-IlI-Richtlinie* beurteilt werden und damit dem
Anwendungsbereich dieser Richtlinie unterliegen.

Im Hinblick auf die konkrete Zuordnung zur Stufe 2 wird auf Tabelle 2 verwiesen.

Als Vorhaben der Stufe 2 werden Wohnbauvorhaben mit einer geringen Anzahl neuer Wohn-
einheiten (WE) innerhalb bebauter Gebiete mit einer Gro3enordnung von 1 WE bis maximal
6 WE eingestuft. Es handelt sich dabei um BaullickenschlieBungen innerhalb bebauter Sied-
lungsgebiete mit maximal 6 WE, deren Errichtung planungsrechtlich zulassig ist (durch ver-
bindlichen Bebauungsplan oder Beurteilung gemaf § 34 BauGB, Innenbereichsvorhaben).

Die definierte Grézenordnung ,1 WE bis maximal 6 WE* wurde anhand einer 6rtlichen Ana-
lyse der typischen Baullickenstrukturen der Wesselinger Siedlungsgebiete abgeleitet. Die
ortsuiblichen Baustrukturen in der Stadt sind, mit Ausnahme der Innenstadt, eher durch klein-
teilige Bauformen gepragt. Dieser Ansatz wird durch eine Auswertung aktueller und in der
Vergangenheit eingereichter Bauantrage gestiitzt, die die Uberwiegende Nachfragesituation
im Wohnungsbau vor Ort widerspiegeln. Bei einer Baulickenschlie3ung innerhalb eines
durch Einfamilienhduser gepragten Gebietes ware die Errichtung von maximal 3 Einfamilien-
hausern mit je 2 WE, maximal 6 Einfamilienhdusern (1 WE) oder einem Wohnhaus mit ma-
ximal 6 Wohnungen mdoglich. Zur Vermeidung einer Umgehung dieser Hochstgrenze durch
schrittweise ,Einzelfallgenehmigungen” sind Baullckenpotenziale, die in einem engen rdum-
lichen Zusammenhang stehen, gemeinsam zu betrachten.

Nach Auffassung der Stadt Wesseling ist mit diesem Ansatz eine plausibel begriindbare Zu-
ordnung der schutzbedurftigen Nutzung ,Wohnen/Wohnbauvorhaben® zur definierten Stufe 2
sowie eine ortlich abgeleitete, nachvollziehbare GréRRenordnung fir Wohnbauvorhaben mit
normalem Schutzstatus moglich. Diese Wohnbauvorhaben werden als Bauliickenschliel3un-
gen innerhalb bebauter Gebiete beurteilt, die keine ,wohngebietséhnliche Groze* erreichen
und im Regelfall auch kein Planerfordernis i.S.d. § 1 Abs. 3 BauGB (Aufstellung/Anderung
eines Bebauungsplanes) auslésen.

Wie in Kapitel 2.5 erlautert, bleibt auch nach der zwischenzeitlichen Umsetzung der Seveso-
llI-Richtlinie in die nationale Gesetzgebung fir die tagliche Verwaltungspraxis die Frage of-
fen, ab welcher GréRenordnung Wohnbauvorhaben eindeutig unter den Begriff der schutz-
bedurftigen Vorhaben i.S.d. Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie fallen. In der kommunalen Praxis
wurde dies sehr unterschiedlich gehandhabt; auch die Rechtsprechung der Verwaltungsge-
richte hat sich nach derzeitigem Kenntnisstand noch nicht mit eindeutigen Grof3enkriterien
auseinander gesetzt®,

® Baurecht 3/2018, Planung und Vorhabenzulassung im Umfeld eines Storfallbetriebs, Rechtsanwalte
Dr. Oerder, Dr. Schwertner, Dr. Woérheide, S. 438
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Fur die Praxis ist daher festzustellen, dass belastbare Aussagen bzw. Kriterien zu der Frage,
ab welcher GroRRe oder Nutzungsintensitat bei Wohnbauvorhaben davon auszugehen ist,
dass es sich um eine ,wohngebietsahnliche Grol3enordnung” und damit um ein Schutzobjekt
I.S.d. Seveso-llI-Richtlinie handelt, derzeit nicht getroffen werden konnen®.

Die Arbeitshilfen der Fachkommission Stadtebau 2017/2018 enthalten mit Bezug auf § 62
der Musterbauordnung erstmals Empfehlungen fur die Zuordnung von Antragsvorhaben fir
die Nutzungsart ,Wohnen/Wohngebdude* zu verschiedenen bauaufsichtlichen Zulassungs-
verfahren (Kap. 2.4.2, 2.5)"°.

Nach § 62 MBO und Arbeitshilfen ware davon auszugehen, dass nur Vorhaben zur Errich-
tung, Anderung oder Nutzungsanderung eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem
Wohnen dienende Nutzungseinheiten mit einer Gréf3e von insgesamt mehr als 5.000 gm
Brutto-Grundflache geschaffen werden (Nr. 1), als schutzbedurftige Nutzungen i.S.d. Artikels
13 Seveso-llI-Richtlinie betrachtet werden. Wohnbauvorhaben, die diese GrofRenschwelle
unterschreiten, wirden demzufolge als ,nicht schutzbedurftige Vorhaben* gar nicht dem An-
wendungsbereich der Seveso-llI-Richtlinie unterliegen.

Die in § 62 MBO und § 63 BauO NRW enthaltene Definition der Schutzbedurftigkeitsschwel-
le fir die Nutzungsart ,Wohnen* erscheint aus Sicht der Stadt Wesseling als sehr hoch an-
gesetzt und fir die Beurteilung der in Wesseling vorhandenen bzw. zu erwartenden Wohn-
bauvorhaben nur bedingt geeignet.

Der Wert von mehr als 5.000 gm Brutto-Grundflache (BGF) fir Wohngebaude Ubersteigt die
fir Wesseling definierte GrolRenschwelle zur Differenzierung zwischen Wohnbauvorhaben
der Stufe 2 (BaullickenschlieBung mit max. 6 WE) und der Stufe 3 (Wohngebiete/wohnge-
bietsahnliche GroRenordnung) um etwa das Finffache.

Bei maximal 6 WE ist, je nach Siedlungsstruktur, von etwa 1.000-1.200 gm BGF auszuge-
hen. Bei etwa 5.000 gm BGF wéaren damit erst Wohnbauvorhaben wie z.B. Mehrfamilienh&u-
ser mit ca. 40 WE (125 gm BGF/WE) oder Wohngebiete mit 25 grol3en Einfamilienhausern
(200 gm BGF) entsprechend § 62 MBO als ,untere Schwelle der Schutzbedirftigkeit von der
Seveso-llI-Richtlinie erfasst.

Auf die Wesselinger Situation Ubertragen, wirden viele, im Rahmen der Innenentwicklung
bauleitplanerisch realisierte Wohngebiete innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstande,
sowie die Uberwiegende Anzahl der eingereichten Bauantrdge flur Wohnbauvorhaben gar
nicht in den Anwendungsbereich der Seveso-llI-Richtlinie fallen. Die Storfallthematik ware
damit bei einem hohen Anteil von Bauleitplanverfahren bzw. Baugenehmigungsverfahren
Uberhaupt nicht in die planerische bzw. nachvollziehende Abwagung einzustellen.

Dies hatte zur Folge, dass eine hohe Anzahl an Wohnbauvorhaben (mangels Schutzbedurf-
tigkeit) zugelassen werden kénnte und in Folge dessen eine erhebliche Zunahme der Wohn-
bevdlkerung innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstande moglich ware, ohne dass
eine Berlcksichtigung und Abwagung der Anforderungen des Artikels 13 Seveso-llI-Richt-
linie stattfinden wirde.

% Baurecht 3/2018, Planung und Vorhabenzulassung im Umfeld eines Storfallbetriebs, Rechtsanwalte
Dr. Oerder, Dr. Schwertner, Dr. Worheide, S. 438/439
® Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 18/19 bzw. 2018, S. 16/17
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Aus Sicht der Stadt Wesseling erscheint eine solche, sehr weite Auslegung der Schutzbe-
durftigkeitsschwelle bei Wohnbauvorhaben in Anbetracht der sehr groRen angemessenen
Sicherheitsabsténde nicht sachdienlich.

Die Zielsetzung des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie, neue Ansiedlungen zu tberwachen und
eine wesentliche Zunahme des Sicherheitsrisikos innerhalb der angemessenen Sicherheits-
abstande zu vermeiden, kdnnte mit dieser weiten Auslegung in der Praxis nach Auffassung
der Stadt Wesseling nur sehr eingeschrankt umgesetzt werden.

Ob die Regelung des § 62 MBO den Zielen des Artikels 13 Seveso-IlI-Richtlinie ausreichend
Rechnung tragen kann und die Richtlinie europarechtskonform umsetzt, wird auch in der
Fachdiskussion durchaus in Zweifel gezogen. Es wird darauf verwiesen, dass weder die Ar-
beitshilfe noch die Umsetzung durch § 62 MBO hinreichende Rechtssicherheit fir die Praxis
geben kénnen, da eine rechtskonforme Auslegung im Zweifelsfall auf unionsrechtlicher Ebe-
ne durch den Européischen Gerichtshof erfolgen muss™.

Im Ergebnis der dargestellten Erwagungen hat die Stadt Wesseling deshalb die begriindete
Zuordnung der schutzbedirftigen Nutzung ,BauliickenschlielBungen innerhalb bebauter Ge-
biete mit einer Wohneinheitenzahl von 1 WE bis maximal 6 WE* zur Stufe 2- normaler
Schutzstatus beibehalten.

Fur die schutzbedurftigen Nutzungen ,6ffentlich genutzte Gebiete, Geb&dude und Einrichtun-
gen* wie Gemeinbedarfseinrichtungen (z.B. Kindergarten, Grundschulen), Spiel-, Freizeit-,
Sport- und Griinanlagen bzw. 6ffentliche Platzraume (z.B. Kinderspielplatze, Quartierspark/-
platz) sowie Infrastruktur-/Versorgungseinrichtungen aller Art (z.B. Verwaltung, Einzelhandel,
Arztpraxen) werden die Kriterien ,raumlicher Einzugsbereich® und/oder ,Versorgungsfunkti-
on“ fur die Zuordnung der Nutzungsarten zu den verschiedenen Schutzstufen herangezogen.

Diese Kriterien sind aus Sicht der Stadt Wesseling geeignet, um die spezifischen Unter-
schiede in der Schutzbedurftigkeit, mangels quantitativer Kriterien, verbal-argumentativ und
nachvollziehbar abzuleiten.

Die Stadt Wesseling hat dabei auf die vom TUV Nord entwickelte Liste vorhabenspezifischer
Faktoren zurtickgegriffen, die in die Arbeitshilfe der Fachkommission Stadtebau als mégliche
Kriterien zur Beurteilung der spezifischen Schutzbedurftigkeit typischer Nutzungen/Vorhaben
aufgenommen wurden’?.

Je enger der ,rdumliche Einzugsbereich® einer Einrichtung ist, desto eher werden ortskundi-
ge Personen als Nutzer auftreten (z.B. Kindergarten, Grundschule, Kiosk, Béackerei innerhalb
bzw. in der Nahe von Wohngebieten). Es kann davon ausgegangen werden, dass diese
wohngebietsbezogenen Einrichtungen von Personen besucht werden, die ortskundig sind.

Zudem handelt es sich um Personen, die sich auch aul3erhalb der Nutzungszeiten dieser
Einrichtungen in dem raumlichen Einzugsbereich aufhalten, da sie im Regelfall zur ortsan-
sassigen Wohnbevolkerung zahlen.

"™ Uechtritz/Farsbotter Teil I, S. 1926/1927
2 TOV-Gutachten Wesseling (12/2015), S. 93/94 und Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau
2017, S. 9 bzw. 2018, S. 12
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Gleiches gilt fur das Kriterium ,Versorgungsfunktion einer Einrichtung®; so kann bei einer so-
Zialen Einrichtung oder einem Einzelhandelsbetrieb, die der wohngebietsnahen Versorgung
dienen, davon ausgegangen werden, dass sie Uberwiegend von ortskundigen Personen auf-
gesucht werden, die in ihrem Nahbereich wohnen.

Auf Grund des wohngebietshezogenen Einzugsbereiches dieser Einrichtungen kann im Re-
gelfall von einer relativ gleichbleibenden Anzahl der Personenzahlen ausgegangen werden,
so dass aus Sicht der Stadt Wesseling insgesamt keine relevante Erhéhung der Schutzbe-
durftigkeit zu erwarten ist.

Je groler der raumliche Einzugsbereich von 6ffentlich genutzten Gebieten, Gebauden und
Einrichtungen sowie ihre Versorgungsfunktion ist (stadtteilbezogene oder stadtweite Versor-
gung, z.B. Jugendzentrum, Rathaus, grof3flachiger Einzelhandel), desto héher wird der Anteil
an ortsfremden Personen und desto groRer wird der Anteil der zusatzlich zu erwartenden
Personen, die sich temporar innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstande aufhalten.

Nach Auffassung der Stadt Wesseling ist anhand der beiden Kriterien ,raumlicher Einzugs-
bereich und Versorgungsfunktion“ eine plausibel begriindbare Zuordnung 6ffentlich genutzter
Gebiete, Gebaude und Einrichtungen zu den verschiedenen Schutzstufen maglich.

Der Stufe 2- normaler Schutzstatus werden deshalb 6ffentlich genutzte Gebiete, Gebaude
und Einrichtungen mit einem wohngebietsbezogenen Einzugsbereich bzw. einer wohnge-
bietsbezogenen Versorgungsfunktion zugeordnet.

Wesentlich dabei ist, dass diese Gebiete, Gebaude und Einrichtungen der Deckung des
wohngebietsbezogenen Bedarfs und der Versorgung bestehender Wohnsiedlungsgebiete
mit Waren und Dienstleistungen aller Art dienen; dies umfasst sowohl den o6ffentlichen als
auch den privaten Sektor (z.B. Arztpraxis, Pflegestitzpunkt, Kiosk, Gemeinbedarfseinrich-
tungen, Spielplatz, Quartierspark). Ausschlaggebend ist der Nachweis im Einzelfall, dass ei-
ne geplante Nutzung tatséachlich nur der Versorgung des jeweiligen Gebietes dient und kei-
nen weiter gefassten Einzugsbereich aufweist. Damit kann sichergestellt werden, dass diese
wohngebietsbezogenen Gebiete, Gebdude und Einrichtungen nur von demjenigen Perso-
nenkreis genutzt werden, der sich als Wohnbevolkerung ohnehin tberwiegend in diesem
Nahbereich befindet, so dass aus Sicht der Stadt Wesseling insgesamt keine relevante Er-
héhung der Schutzbedurftigkeit zu erwarten ist. Die Stufe 2 umfasst zudem Spiel-, Freizeit-,
Sport- und Griinanlagen sowie 6ffentliche Platze, die der wohngebietsbezogenen Versor-
gung dienen (Kinderspielplatze, Quartiersplatze/-parks).

Fur die Nutzungsart ,Einzelhandel” wird ergédnzend als quantitatives Kriterium herangezo-
gen, welche VerkaufsflachengrofRe ein Einzelhandelsbetrieb aufweist und ob es sich um ei-
nen klein- oder grof3flachigen Einzelhandelsbetrieb handelt.

Grof¥flachige Einzelhandelsbetriebe mit Verkaufsflachen (VKF) tber 800 gm weisen erfah-
rungsgemaf einen stadtteilbezogenen oder darlber hinausgehenden (stadtweiten/regio-
nalen) Einzugsbereich sowie eine hohe bis sehr hohe Kundenfrequenz auf.

Kleinflachige Einzelhandelsbetriebe (z.B. Backereien, Apotheken, Kioske, Lebensmittel-
Nachbarschaftsladen) weisen normalerweise Verkaufsflachen von (deutlich) unter 800 gm
VKF auf. Sie werden haufig als Einzelbetriebe von privaten Personen bzw. Kleinunterneh-
men gefuhrt und liegen innerhalb von Wohn-/Mischgebieten bzw. zentralen Versorgungsbe-
reichen. Sie dienen der wohngebietsbezogenen Versorgung und umfassen einen engeren
raumlichen Einzugsbereich (fuBlaufige Versorgung, Uberwiegend fiir den taglichen Bedarf).
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Im Falle dieser kleinflachigen Einzelhandelsbetriebe (< 800 gm VKF) kann ebenfalls davon
ausgegangen werden, dass sie lUberwiegend von ortskundigen Personen aufgesucht wer-
den, die im Nahbereich wohnen, so dass im Regelfall eine relativ gleichbleibende Personen-
zahl zu erwarten ist. Zudem handelt es sich Gberwiegend um Personen, die sich auch au-
Rerhalb der Nutzungszeiten dieser Einrichtungen in dem rdumlichen Einzugsbereich aufhal-
ten, da sie zur ortsansassigen Wohnbevolkerung zahlen.

Aus Sicht der Stadt Wesseling ist in diesen Fallen keine relevante Erhéhung der Schutzbe-
durftigkeit zu erwarten, so dass diesen kleinflachigen Einzelhandelsbetrieben mit wohnge-
bietsbezogener Versorgungsfunktion die Schutzstufe 2 zugeordnet wird.

Die Arbeitshilfen der Fachkommission Stadtebau 2017/2018 enthalten mit Bezug auf § 62
der Musterbauordnung erstmals Empfehlungen fir die Zuordnung von Antragsvorhaben fiir
die Nutzungsart ,6ffentlich genutzte Gebaude* zu verschiedenen bauaufsichtlichen Zulas-
sungsverfahren (Kap. 2.4.2, 2.5)".

Nach 8 62 MBO und Arbeitshilfen ware davon auszugehen, dass nur Vorhaben zur Errich-
tung, Anderung oder Nutzungsanderung baulicher Anlagen, die 6ffentlich zugéanglich sind,
wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 zusatzliche Besucher ermdglicht
wird (Nr. 2), als schutzbedurftige Nutzungen i.S.d. Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie betrachtet
werden und Vorhaben, die diese GrdlRenschwelle unterschreiten, demzufolge als ,nicht
schutzbedurftige Vorhaben® gar nicht dem Anwendungsbereich der Seveso-IllI-Richtlinie un-
terliegen wirden.

Das Land Nordrhein-Westfalen hat die Regelungen des § 62 MBO in die neue Landesbau-
ordnung 2018 (BauO NRW 2018) tbernommen; so enthalt § 63 BauO NRW inhaltsgleiche
Regelungen fir Vorhaben der Nutzungsarten ,Wohnen/6ffentlich genutzte Gebaude* (BauO
NRW, Artikel 1 des Baurechtsmodernisierungsgesetzes NRW, GV. NRW vom 03.08.2018, S.
411-458). Vorhaben, die die in 8§ 63 BauO NRW genannten GréRenschwellen tberschreiten,
sind kinftig nicht mehr im Wege der Genehmigungsfreistellung umsetzbar, sondern erfor-
dern die Durchfihrung eines Baugenehmigungsverfahrens, einschlie3lich einer Beteiligung
der Offentlichkeit im Genehmigungsverfahren (§ 72 BauO NRW).

Aus Sicht der Stadt Wesseling ist die in § 62 MBO bzw. 8 63 BauO NRW genannte Grol3en-
schwelle auch fir diese Nutzungsart sehr hoch angesetzt und fir die Beurteilung der in
Wesseling vorhandenen bzw. zu erwartenden ,6ffentlich genutzten Gebaude” nur bedingt
geeignet.

Auf die Wesselinger Situation Ubertragen, wiirden vermutlich sehr wenige 6ffentlich genutzte
Gebaude die in § 62 MBO/8 63 BauO NRW definierte Grolienordnung ,gleichzeitige Nutzung
durch mehr als 100 zusatzliche Besucher" erreichen bzw. Uberschreiten. Beispielhaft zu nen-
nen sind das Rheinforum (Veranstaltungshalle, temporar, bei Konzerten/Veranstaltungen)
oder grof3flachige Einzelhandelsbetriebe (z.B. Marktkauf).

Die Uberwiegende Anzahl offentlich genutzter Gebaude/Einrichtungen weist nach Einschat-
zung der Stadt Wesseling deutlich geringere Besucherzahlen auf. Die Storfallthematik wéare
damit bei einem hohen Anteil von Bauleitplanverfahren bzw. Baugenehmigungsverfahren
Uberhaupt nicht in die planerische bzw. nachvollziehende Abwagung einzustellen.

3 Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 18/19 bzw. 2018, S. 16/17
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Aus Sicht der Stadt Wesseling erscheint eine solche, sehr weite Auslegung der Schutzbe-
durftigkeitsschwelle auch bei 6ffentlich genutzten Gebauden/Einrichtungen in Anbetracht der
sehr grol3en angemessenen Sicherheitsabstande nicht sachdienlich.

Im Ergebnis der dargestellten Erwagungen hat die Stadt Wesseling deshalb die begriindete
Zuordnung der schutzbeddrftigen Nutzung ,6ffentlich genutzte Gebaude und Einrichtungen
zur wohngebietsbezogenen Versorgung“ zur Stufe 2- normaler Schutzstatus beibehalten.
Derartige Nutzungen mit stadtteilbezogenem oder stadtweitem Einzugsbereich werden den
Schutzstufen 3 bzw. 4 (hoher bzw. besonderer Schutzstatus) zugeordnet.

Der Stufe 2- normaler Schutzstatus werden zudem Umbaumalnahmen im Bestand (In-
standhaltungs-/Modernisierungsmaflinahmen) bei Gemeinbedarfs-/Infrastruktureinrichtungen
der Stufe 3, die der wohngebietsbezogenen Versorgung dienen, zugeordnet, soweit mit dem
Umbau keine Veranderung bzw. Erhéhung der Schutzbedurftigkeit einhergeht.

Damit wird die Standortsicherung vorhandener wohngebietsbezogener Gemeinbedarfs-/In-
frastruktureinrichtungen (z.B. Kindergarten, Grundschule, Sozialstation) sowie deren zeitge-
mafer Umbau entsprechend den aktuellen Anforderungen gewahrleistet. Wesentlich ist,
dass es durch UmbaumafRnahmen nicht zu einer relevanten Erhdhung der Schutzbedurftig-
keit, z.B. durch hohere Nutzungsfrequenzen oder einen deutlich grof3eren Einzugsbereich
der Bestandseinrichtungen kommt. Diese Zuordnung wird damit begriindet, dass es sich da-
bei um bestehende Einrichtungen handelt, die nur von demjenigen Personenkreis genutzt
werden, der sich als Wohnbevélkerung ohnehin Giberwiegend in diesem Nahbereich befindet,
so dass aus Sicht der Stadt Wesseling insgesamt keine relevante Erhéhung der Schutzbe-
durftigkeit zu erwarten ist. Zudem ist es sinnvoll, dass die vorgenannten Einrichtungen in
rdumlicher Nahe zu Wohngebieten angeboten bzw. erhalten werden, um eine mdglichst fufl3-
laufige und sichere Erreichbarkeit aus den Wohngebieten zu ermdglichen.

Als Vorhaben der Stufe 2 werden zudem ,wichtige Verkehrswege i.S.d. Seveso-IlI-Richtlinie®
mit einer hohen Verkehrsfrequenz eingestuft.

Entsprechend der derzeit einzigen Fachpublikation zu dieser Thematik™ werden Autobah-
nen, Bundes-, Landes- und KreisstraRen mit einer hohen Verkehrsfrequenz (> 10.000
PKW/24 Stunden) sowie Schienenwege mit Personenbeférderung mit hoher Verkehrsfre-
quenz (> 50 Personenziige/24 Stunden) als ,wichtige Verkehrswege i.S.d. Seveso-lll-
Richtlinie* bewertet.

Die Zuordnung zur Stufe 2 ,normaler Schutzstatus® ist nach Auffassung der Stadt Wesseling
anhand der vorhabenspezifischen Faktoren zur Beurteilung der Schutzbedurftigkeit plausibel
und begrundbar. Die bestehenden Hauptverkehrstrassen weisen zwar hohe Belastungszah-
len und, im Falle der Autobahn A 555, eine hohe Stauhaufigkeit auf. Sie nehmen jedoch eine
Uberwiegende Verbindungsfunktion als regional bedeutsame Verkehrswege wahr; wesentlich
fur die Einstufung der Schutzbedurftigkeit ist, dass sich die Fahrzeuge und Nutzer nur sehr
kurz innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstande befinden. Zudem wird berticksichtigt,
dass fir die Verkehrstrassen geeignete Schutz- bzw. Warnmaf3nahmen umsetzbar sind, die
bei einem ,Dennoch-Storfall“ eine Sperrung von Risikobereichen (z.B. durch Schranken oder
Lichtsignalanlagen) kurzfristig und wirksam steuern kdnnen.

™ Leitfaden KAS-18, S. 6 und Ref. Nr. B 18 der -Fragen und Antworten zur Richtlinie 96/82/EG*, S. 16
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Stufe 3 - hoher Schutzstatus

Die Stufe 3 beinhaltet den gréRten Anteil von schutzbedurftigen Nutzungen i.S.d. Seveso-IllI-
Richtlinie und fasst die Gruppen ,Wohn- bzw. Baugebiete und 6&ffentlich genutzte Gebiete,
offentlich genutzte Gebaude und Einrichtungen, wichtige Verkehrswege* mit hohem Schutz-
status zusammen.

Im Hinblick auf die konkrete Zuordnung zur Stufe 3 wird auf Tabelle 2 verwiesen.

Der hohe Schutzstatus der Stufe 3 wird z.B. allen Wohngebieten sowie sonstigen Baugebie-
ten mit einem pragenden Anteil an Wohnnutzung und/oder sonstigen schutzbedirftigen Nut-
zungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie zugeordnet. Weiterhin werden der tberwiegende Teil der
offentlich genutzten Gebiete, Gebaude und Einrichtungen mit hohem Personenaufkommen,
die der stadtteilbezogenen oder stadtweiten Versorgung mit Waren und Dienstleistungen
dienen (z.B. Sondergebiete fir groRflachigen Einzelhandel) sowie offentliche Platzraume und
Griunflachen mit hoher Aufenthaltsfunktion und/oder stadtweiter Bedeutung der Stufe 3 zu-
geordnet.

Ausgenommen davon sind lediglich Nutzungen und Vorhaben, die auf Grund ihrer typischen
Schutzbedurftigkeitsmerkmale der Stufe 4 mit besonderem Schutzstatus entsprechen.

Wie vorab erlautert, lasst sich die Zuordnung der schutzbedirftigen Nutzung ,Wohnen“ zu
den Stufen 2 bzw. 3 (normaler bzw. hoher Schutzstatus) nachvollziehbar aus der ortlichen
Analyse der Siedlungsstrukturen und den eingereichten Bauantragen im Wohnungsbausek-
tor ableiten.

Diejenigen Wohnbauvorhaben, die klar als ,Baultickenschlie3ung innerhalb bebauter Gebie-
te mit einer Wohneinheitenzahl von 1 WE bis maximal 6 WE" anzusehen sind, werden der
Stufe 2- normaler Schutzstatus zugeordnet. Fir diese Vorhaben ist davon auszugehen, dass
im Regelfall kein Planerfordernis i.S.d. § 1 Abs. 3 BauGB besteht.

Diejenigen Wohnbauvorhaben, die die Kriterien der definierten ,BaullickenschlieBung* nicht
erfillen, werden folglich der Stufe 3- hoher Schutzstatus zugeordnet. Fir diese Vorhaben ist
davon auszugehen, dass es sich im Regelfall um Neuplanungen von gréReren Wohnanlagen
oder Wohngebieten (i.S.d. der Innenentwicklung oder Beplanung von Aul3enbereichen) han-
delt, die eine ,wohngebietsahnliche Grof3e* erreichen und uUberwiegend ein Planerfordernis
zur Schaffung des erforderlichen Planungsrechtes durch die Aufstellung bzw. Anderung ei-
nes Bebauungsplanes (8 1 Abs. 3 BauGB) auslésen werden.

Im Rahmen der erforderlichen Einzelfallbeurteilung bei Wohnbauvorhaben, die innerhalb der
angemessenen Sicherheitsabstdnde umgesetzt werden sollen, ist zu prifen, ob ein Vorha-
ben die definierten Kriterien der BaullickenschlieBung erflllt oder nicht; daraus leitet sich die
Zuordnung eines Vorhabens zur Stufe 2 oder 3 ab.

Fur die schutzbedurftigen Nutzungen ,6ffentlich genutzte Gebiete, Gebédude und Einrichtun-
gen“ wie Gemeinbedarfseinrichtungen, Spiel-, Freizeit-, Sport- und Griinanlagen bzw. éffent-
liche Platzraume sowie Infrastruktur-/VVersorgungseinrichtungen aller Art werden analog die
Kriterien ,raumlicher Einzugsbereich* und/oder ,Versorgungsfunktion“ fiir die Zuordnung der
Nutzungsarten zu den verschiedenen Schutzstufen herangezogen.
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Je groler der raumliche Einzugsbereich von 6ffentlich genutzten Gebieten, Gebauden und
Einrichtungen sowie ihre Versorgungsfunktion ist (stadtteilbezogene oder stadtweite Versor-
gung, z.B. Jugendzentrum, Rathaus, groR3flachiger Einzelhandel), desto héher wird der Anteil
an ortsfremden Personen und desto groRer wird der Anteil der zusatzlich zu erwartenden
Personen, die sich temporar innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstande aufhalten
werden. Es ist zudem davon auszugehen, dass Einrichtungen mit einem stadtteilbezogenen
oder stadtweiten Einzugsbereich auch in nennenswerter Grof3enordnung von Personen auf-
gesucht werden, die ortsfremd sind und die nicht zu dem Personenkreis z&hlen, der sich als
ortsansassige Wohnbevolkerung auch auf3erhalb der Nutzungszeiten in den betreffenden
Bereichen aufhalt.

Bei den vorgenannten Nutzungen ist davon auszugehen, dass es in Anbetracht der hohen
Nutzungsfrequenzen sowie des generell 6ffentlichen Zugangs zeitweise bzw. dauerhaft zu
einer relevanten Erhdhung der Schutzbedurftigkeit dieser Nutzungen kommt, so dass diesen
ein hoher Schutzstatus der Stufe 3 zugeordnet wird.

Wie erlautert, wird fir die Nutzungsart ,Einzelhandel* erganzend als quantitatives Kriterium
zur Einstufung der Schutzbediirftigkeit herangezogen, welche Verkaufsflachengrof3e ein Ein-
zelhandelsbetrieb aufweist und ob es sich um einen klein- oder grof3flachigen Einzelhandels-
betrieb handelt.

Grof¥flachige Einzelhandelsbetriebe mit Verkaufsflachen tber 800 gm weisen erfahrungsge-
maf einen stadtteilbezogenen oder dartiber hinausgehenden (stadtweiten/regionalen) Ein-
zugsbereich sowie eine hohe bis sehr hohe Kundenfrequenz auf. Diese typisierten, grof3fla-
chigen Einzelhandelsbetriebe unterliegen spezifischen Zulassigkeitsregelungen (z.B. § 11
Abs. 3 BauNVO); je nach Sortiment und GroRenordnung kénnen sie erhebliche zusétzliche,
ortsfremde Kundenstrome auslosen, die insgesamt zu einer hohen Schutzbedirftigkeit die-
ser Nutzungsart fuhren.

Auf Grund dieser Erwagungen werden grof3flachige Einzelhandelsbetriebe (z.B. Discounter,
Verbrauchermarkte/SB-Warenhauser, Bau- und Gartenmarkte, Mobelmarkte, Fachmarkte)
der Schutzstufe 3 zugeordnet.

Offentliche Platzraume und Flachen im Freien, die der Durchfiihrung von Veranstaltungen
aller Art dienen, werden in Anbetracht der Kriterien ,raumlicher Einzugsbereich und Versor-
gungsfunktion der Stufe 3 zugeordnet, wenn sie eine stadtweite Bedeutung fir Wesseling
aufweisen. Dies umfasst z.B. Veranstaltungen im Freien wie Frihlings- und Weihnachts-
markte, das Stadtfest mit der ,Wessinale" sowie Karnevalsumziige.

Bei diesen Veranstaltungen mit stadtweiter Bedeutung wird davon ausgegangen, dass sie
vorwiegend von Blrgern Wesselings, d.h. von Personen mit Ortskenntnis aufgesucht werden
und die Anzahl ortsfremder Besucher (mit Informations- bzw. Unterstiitzungsbedarf) deutlich
untergeordnet ist. Veranstaltungen mit interkommunaler oder regionaler Bedeutung werden
dagegen der Stufe 4 zugeordnet.

Der Stufe 3- hoher Schutzstatus werden zudem UmbaumafRnahmen im Bestand (Instandhal-
tungs-/ModernisierungsmafRnahmen) bei Gemeinbedarfs-/Infrastruktureinrichtungen der Stu-
fe 4 zugeordnet, soweit mit dem Umbau keine Veranderung bzw. Erhéhung der Schutzbe-
durftigkeit einhergeht.
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Damit wird die Standortsicherung vorhandener Gemeinbedarfs-/Infrastruktureinrichtungen
(z.B. Alten-/Pflegeheime, weiterfilhrende Schulen) sowie deren zeitgemafer Umbau ent-
sprechend den aktuellen Anforderungen gewahrleistet. Wesentlich ist, dass es durch Um-
baumalRnahmen nicht zu einer relevanten Erhéhung der Schutzbedirftigkeit, z.B. durch ho-
here Nutzungsfrequenzen oder einen deutlich groReren Einzugsbereich der Bestandseinrich-
tungen kommt. Diese Zuordnung wird damit begriindet, dass es sich dabei um bestehende
Einrichtungen handelt, die Uberwiegend von einem ortskundigen Personenkreis genutzt wer-
den, der sich als Wohnbevélkerung ohnehin Giberwiegend innerhalb des stadtteil- bzw. stadt-
weiten Einzugsbereiches befindet, so dass aus Sicht der Stadt Wesseling insgesamt keine
relevante Erhohung der Schutzbedurftigkeit zu erwarten ist.

Zudem ist es sinnvoll, dass die vorgenannten Einrichtungen innerhalb der Stadtteile bzw. des
Stadtgebietes angeboten bzw. erhalten werden, um eine maoglichst optimale Ausstattung des
Mittelzentrums Wesseling mit Gemeinbedarfs- und Infrastruktureinrichtungen gewahrleisten
zu kénnen.

Stufe 4 - besonderer Schutzstatus

Mit einem besonderen Schutzstatus werden die Nutzungen und Vorhaben versehen, bei de-
nen auf Grund der zu betreuenden Personengruppen (altere, kranke, korperlich bzw. geistig
eingeschrankte Personen oder Personen ohne Sprachkenntnisse) von einem hohen Betreu-
ungsaufwand und Unterstitzungsbedarf bei einem eventuellen ,Dennoch-Stérfall* auszuge-
hen ist.

Dies umfasst z.B. Krankenh&user und zugehérige Einrichtungen des Gesundheitswesens,
Alten- und Pflegeheime, weiterfiihrende Schulen sowie Fach- und Hochschulen. Der Stufe 4
werden auch Sammelunterkinfte fur Asylsuchende zugeordnet, da bei dieser Personen-
gruppe in Anbetracht eingeschrankter Sprachkenntnisse und geringer Ortskundigkeit im Re-
gelfall von einem erhdhten Betreuungsaufwand auszugehen ist.

Weiterhin werden der Stufe 4- besonderer Schutzbedarf Veranstaltungshallen und GroRver-
anstaltungen mit interkommunalem oder regionalem Einzugsbereich zugeordnet, wie z.B.
Konzerte oder Messen. Bei Grof3veranstaltungen ist grundsatzlich von einem hohen Perso-
nenaufkommen und einem erheblichen bzw. Uberwiegenden Anteil ortsfremder Besucher zu
rechnen. Derartigen Veranstaltungen wird auf Grund der hohen Personendichte und des ho-
hen Betreuungs- bzw. Unterstitzungsaufwands in einem eventuellen ,Dennoch-Storfall“ der
besondere Schutzstatus der Stufe 4 zugeordnet.

3.3.2 Gliederung der Flachen innerhalb der angemessenen Sicherheitsabsténde in
verschiedene Planungsbereiche und Zuordnung der Schutzbediirftigkeitsstufen

Nach der Kategorisierung nicht schutzbedirftiger und schutzbedirftiger Nutzungen/Vor-
haben i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie wird zunachst die aus der BVerwG-Rechtsprechung abzu-
leitende, sogenannte ,Nichtheranriickenslinie“ anhand der Bestandssituation vor Ort festge-
legt; anschlieBend werden die Flachen innerhalb der ermittelten angemessenen Sicherheits-
abstande in vier Planungsbereiche (Innerer und Mittlerer Planungsbereich sowie AuRere
Planungsbereiche A und B) gegliedert.

Die im TUV-Gutachten Wesseling ermittelten angemessenen Sicherheitsabstande werden,
da sie anhand rein fachtechnischer, storfallspezifischer Faktoren ermittelt worden sind, als
kreisformige Flachen um die betreffenden Storfall-Betriebsbereiche festgelegt.
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Im Hinblick auf das rdumliche Leitbild der Stadt Wesseling (Abbildung 3) und das Erforder-
nis, daraus eine fur die Planungs- und Genehmigungspraxis praktikable und nachvollziehba-
re Zuordnung abzuleiten, werden vier verschiedene Planungsbereiche innerhalb der ange-
messenen Sicherheitsabstande definiert.

Derzeit gibt es kaum praktische Erfahrungen mit einer mdglichen Einteilung von angemes-
senen Sicherheitsabstéanden in verschiedene Teilbereiche, insbesondere nicht flr die in
Wesseling ermittelten sehr groRen Abst&nde von 2.750 m bzw. 2.400 m.

Anhaltspunkte fir eine rdumliche Gliederung der angemessenen Sicherheitsabstdnde erge-
ben sich zum einen aus fachgutachterlichen Einschatzungen, dass in einem eventuellen
Storfall die tatsachlich auftretenden Belastungen mit zunehmender Entfernung stetig abneh-
men. Die Gliederung von Planungsbereichen anhand ihrer Entfernung zu den Betriebsberei-
chen kann deshalb als plausibles Kriterium herangezogen werden™.

Zum anderen ist nach fachgutachterlicher Empfehlung bei der raumlichen Differenzierung
innerhalb der angemessenen Sicherheitsabsténde eine moglichst gleichméRige Aufteilung in
verschiedene Planungsbereiche und eine moglichst weitgehende Orientierung am Verlauf
der fachtechnisch ermittelten Abstandslinien (d.h. mdglichst ,runde Linien*) zu beachten.
Grundsatzlich sollen extreme Unterschiede bei der raumlichen Bemessung eines Planungs-
bereiches vermieden werden. Dies begriindet sich damit, dass einem Planungsbereich gene-
rell die gleichen Nutzungseinschrankungen zugeordnet werden™®.

Eine praxisbezogene Orientierung an stadtebaulichen Kriterien, wie z.B. die Gliederung an-
hand von naturraumlichen oder anthropogenen Faktoren (z.B. Stral3enziige, Fluss-/Bach-
laufe, kleinrdumige Quartiersgrenzen, Gebiets-/Nutzungsgrenzen) bei der Definition von Pla-
nungsb(7a7reichen ist jedoch nach fachgutachterlicher Einschatzung durchaus mdoglich und
sinnvoll”".

Die Stadt Wesseling hat auf Grund der erheblichen GréRenordnung der ermittelten ange-
messenen Sicherheitsabstédnde von 2.750 m bzw. 2.400 m eine Gliederung in vier Planungs-
bereiche vorgenommen, die sich so weitgehend wie mdéglich an den vorgenannten Empfeh-
lungen orientiert.

Nach fachgutachterlicher Einschétzung gibt es keine technischen Beurteilungskriterien, die
fur eine begrindbare und rechtlich belastbare Gliederung der angemessenen Sicherheitsab-
stdnde herangezogen werden konnen. Insofern werden die vorgenannten Empfehlungen
(moglichst ,runde Kreise* bzw. gleichmaflige Aufteilungen der Planungsbereiche) sowie die
Orientierung an stadtebaulichen Strukturen zur rdumlichen Gliederung der Planungsbereiche
zu Grunde gelegt. Aus Praktikabilitatsgriinden wird von einer ,meterscharfen Betrachtung
der Abgrenzung zwischen den Planungsbereichen abgesehen; im Rahmen der Einzelfallbe-
trachtung ist bei ,Grenzfallen* zu prifen, welchem Planungsbereich ein Vorhabengrundstiick
bzw. ein Plangebiet zuzuordnen ist.

Im Ergebnis der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behdrden und Trager 6ffentlicher
Belange im Jahr 2017 wurden die Abgrenzungen der verschiedenen Planungsbereiche Uber-
pruft und an einigen Stellen des Stadtgebietes kleinrdumig verandert (Plankarte).

> Uechtritz/Farsbotter Teil I, S. 1928
S Uechtritz/Farsbotter Teil Il,S. 7 ff
" Uechtritz/Farsbotter, Teil I, S. 1934
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Die Abgrenzungen zwischen dem Mittleren und AuReren Planungsbereich A sowie zwischen
den Aul3eren Planungsbereichen A und B wurden modifiziert, um den Anforderungen nach
einer gleichmaRigeren raumlichen Bemessung der Planungsbereiche Rechnung zu tragen.

Die veranderten Abgrenzungen orientieren sich wie bisher an den vor Ort vorhandenen stad-
tebaulichen Strukturen (z.B. StraRenverlaufe, Autobahn/-briicken, Quartiers-/Nutzungs- bzw.
Freiraumgrenzen, Gelandeverlauf im Landschaftsraum). Damit werden raumliche Aufteilun-
gen in verschiedene Planungsbereiche méglich, die aus Sicht der Stadt Wesseling inhaltlich
begriindet und, mangels technischer Kriterien, plausibel und nachvollziehbar sind.

Im Vergleich zur bisherigen Konzeption ergibt sich eine gleichmafigere Bemessung der Pla-
nungsbereiche; auch die Entfernungen zwischen den Abgrenzungslinien der Mittleren bzw.
AuReren Planungsbereiche und den Betriebsbereichen sind insgesamt ausgewogener, so
dass die vorgenannten Empfehlungen zur Festlegung der Planungsbereiche angemessen
bertcksichtigt sind.

Die groRraumige Abgrenzung des AuRReren Planungsbereiches B zu den auRerhalb der an-
gemessenen Sicherheitsabstande liegenden Flachen des Stadtgebietes Wesseling wird
kreisformig entsprechend der fachtechnisch ermittelten angemessenen Sicherheitsabstéande
der Betriebsbereiche in die Plankarte Gbernommen.

Abschlieend werden die in Tabelle 2 definierten Schutzstufen 1-4 (bzw. die darin typisierten
Nutzungen und Vorhaben) den vier Planungsbereichen zugeordnet und damit eine abgestuf-
te und nachvollziehbare Strategie zur kinftigen Einzelfallbeurteilung von schutzbedurftigen
bzw. nicht schutzbedurftigen Nutzungen und Vorhaben i.S.d. Seveso-IllI-Richtlinie formuliert.

Raumliche Festlequng der ,Nichtheranriickenslinie*

Auf Grund der historisch gewachsenen Gemengelage in Wesseling ist das direkte Umfeld
der industriellen Betriebsbereiche durch ein Nebeneinander von schutzbedurftigen Nutzun-
gen i.S.d. Seveso-lll-Richtlinie und nicht schutzbedirftigen Nutzungen, wie z.B. Gewerbe-
und Industriegebieten, gepragt.

Um in einer derartigen Gemengelage den Anforderungen des BVerwG Rechnung tragen zu
konnen, wird als erster Schritt die sogenannte ,Nichtheranrickenslinie* rdumlich festgelegt
und in der Plankarte parzellenscharf dargestellt.

Entsprechend der BVerwG-Rechtsprechung ist die Schaffung einer neuen stoérfallrechtlichen
Gemengelage durch die erstmalige Zulassung einer schutzbedurftigen Nutzung innerhalb
des angemessenen Sicherheitsabstandes unzuléssig, da ein angemessener Abstand, der
bisher eingehalten ist, auch langfristig gewahrt bleiben muss’. Ein weiteres Heranriicken
von schutzbedurftigen Nutzungen in Richtung Stdrfallunternehmen soll damit verhindert und
bisher vorhandene Abstdnde im Sinne der langfristigen Zielsetzung der Seveso-llI-Richtlinie
auch in Zukunft von schutzbedurftigen Nutzungen und Vorhaben freigehalten werden (soge-
nannte ,Nichtheranrickenslinie").

Die ,Nichtheranrickenslinie* wird rdumlich durch die am nachsten zu den Betriebsbereichen
liegenden, im Bestand vorhandenen schutzbedurftigen Nutzungen i.S.d. Seveso-lll-Richtlinie
definiert.

8 BVerwG, Urteil vom 20.12.2012
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Die Festlegung der ,Nichtheranriickenslinie® wurde im gesamten Stadtgebiet anhand einer
GIS-basierten Bestandsaufnahme im Zuge der Erarbeitung des stadtebaulichen Entwick-
lungskonzeptes durchgefihrt und durch Ortsbesichtigungen umfassend Gberpruift.

Die zwischen der ,Nichtheranriickenslinie* und den Betriebsbereichen im Bestand vorhande-
nen, nicht schutzbeddirftigen Nutzungen fallen nicht in den Anwendungsbereich der Seveso-
llI-Richtlinie und sind damit sowohl im Bestand als auch im Falle geplanter Neuansiedlungen
oder Erweiterungen weiterhin ohne Einschrédnkungen zulédssig. Diese Nutzungen entspre-
chen im Regelfall der Stufe 1- kein Schutzstatus i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie der Schutzbe-
durftigkeit (Tabelle 2).

Auf Grund von Hinweisen aus dem Beteiligungsverfahren zum StEK wurde vor Fertigstellung
des Schlussberichtes eine nochmalige Uberpriifung der relevanten Bestandssituation im ge-
samten Stadtgebiet durchgefiihrt. Als bestehende schutzbedirftige Nutzungen und Vorha-
ben i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie und des StEK wurden dabei Vorhaben und Nutzungen be-
trachtet, die baugenehmigungskonform errichtet bzw. genutzt werden und damit gesetzlichen
Bestandsschutz geniel3en.

Im Ergebnis dessen wurde die bisherige ,Nichtheranriickenslinie“ an einigen Stellen des
Stadtgebietes an die ortliche Bestandssituation angepasst und geringfiigig verandert. Dies
betrifft z.B. die als ,wichtige Verkehrswege i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie* (Schutzstufe 2) defi-
nierten Verkehrstrassen (Autobahn A 555, Stadtbahnlinie 16) sowie einzelne Vorhaben, die
den Schutzstufen 2 bzw. 3 des StEK 2019 zuzuordnen sind.

Mit der raumlichen Festlegung der ,Nichtheranriickenslinie“ in Wesseling zeigt sich, dass im
Norden des Stadtgebietes die angemessenen Sicherheitsabstande der Betriebsbereiche
Evonik/TRV durch bestehende schutzbediirftige Nutzungen an einigen Stellen deutlich un-
terschritten werden. Im Stadtteil Wesseling befindet sich die ,Nichtheranriickenslinie* teilwei-
se unmittelbar an der sudlichen Grenze eines Betriebsbereiches (Bereich Offgasse/Josef-
Zimmermann-Stral3e); ebenso befindet sich die ,Nichtheranrtickenslinie* im Bereich Bruhler
StralRe/Rodenkirchener Stral3e unmittelbar an der sudlichen Grenze von Stoérfall-Betriebs-
bereichen.

Im sudlichen Stadtgebiet hingegen werden die angemessenen Sicherheitsabstande lediglich
an wenigen Stellen durch die ,Nichtheranriickenslinie* unterschritten. Dies betrifft die Berei-
che Max-Planck-StralRe/Humboldtstral3e sowie Waldstral3e/Erftstral3e/\VVorgebirgsstralie.

Die rdumliche Festlegung der ,Nichtheranriickenslinie” ist daher nicht an allen Stellen des
Stadtgebietes erfolgt. Sie wird in den Teilbereichen raumlich definiert und in der Plankarte
dargestellt, in denen schutzbedirftige Bestandsnutzungen i.S.d. der Seveso-llI-Richtlinie die
angemessenen Sicherheitsabstande entweder unterschreiten oder unmittelbar angrenzen.

Weiterhin wurden vorhandene, untergeordnete bzw. punktuelle schutzbedurftige Nutzungen,
die jedoch keine Auswirkungen auf die Festlegung der ,Nichtheranrtickenslinie* haben, mit
einer eigenen Signatur gekennzeichnet. Es handelt sich dabei um eine ,inselartige Wohnbe-
bauung“ sowie um einzelne Vorhaben in Gewerbegebieten oder im AufRenbereich gemaf
§ 35 BauGB (Plankarte StEK 2019).

Entsprechend der Rechtsprechung des BVerwG wird fir die Flachen zwischen der definier-
ten ,Nichtheranriickenslinie* und den Storfall-Betriebsbereichen folgendes Ziel formuliert:
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Ziel:

» Keine Neuansiedlung oder Erweiterung schutzbedurftiger Nutzungen und Vorhaben i.S.d.
Seveso-llI-Richtlinie in den Flachen zwischen der ,Nichtheranriickenslinie* und den Stor-
fall-Betriebsbereichen zur Wahrung der bisher vorhandenen Abstande

Innerer Planungsbereich

Raumliche Festlequng des Inneren Planungsbereiches

Im Ergebnis der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behdrden und Trager 6ffentlicher
Belange im Jahr 2017 wurden die Abgrenzungen des Inneren Planungsbereiches Uberprift
und bereits mit dem Entwurf des StEK 2018 an einigen Stellen des Stadtgebietes kleinrau-
mig veréndert.

Es wurden Teilflachen in den Inneren Planungsbereich einbezogen, die nicht aus dem stadt-
weiten TUV-Gutachten (Fassung 12/2015) resultieren, sondern aus einem vorhabenbezoge-
nen Abstandsgutachten zum BImSch-Genehmigungsantrag fur das Planvorhaben ,Shell-
Nordtrasse”. Diese Abstandserweiterung war bisher als ,geplante Erweiterung des ange-
messenen Sicherheitsabstandes bzw. Inneren Planungsbereiches® dargestellt. Auf Grund
der Realisierung der Nordtrasse sind die erweiterten Sicherheitsabstande zu Grunde zu le-
gen und in die Plankarte tibernommen worden.

Zum anderen wurden einige Flachen im Umfeld der Betriebsbereiche, die bisher dem Inne-
ren Planungsbereich zugeordnet waren, detailliert geprift und zum Teil aus dem Inneren
Planungsbereich herausgenommen. Die veranderte Abgrenzung des Inneren Planungsbe-
reiches orientiert sich nunmehr konkret an den (mit 200 m) ermittelten angemessenen Si-
cherheitsabstéanden im unmittelbaren Umfeld der Betriebsbereiche (200 m- Explosionsschutz
laut TUV-Gutachten). Die kleinraumigen Herausnahmen betreffen eine StraRenzeile in Berz-
dorf sowie mehrere Teilflachen im Umfeld des Betriebsbereiches Shell.

Diese, auf Grund der Beteiligung zum StEK 2016, vorgenommenen Anderungen der ,Nicht-
heranriickenslinie* waren Gegenstand der erneuten Beteiligung zum StEK 2018. Sie wurden
im Schlussbericht des StEK 2019 unverandert beibehalten (Plankarte).

Die Inneren Planungsbereiche werden nunmehr eindeutig durch die ,Nichtheranriickenslinie*
oder den gutachterlich ermittelten 200 m-Abstand zu den Betriebsbereichen abgegrenzt; die
raumliche Festlegung des Inneren Planungsbereiches in unmittelbarer Nachbarschaft der
Betriebsbereiche erfolgt somit konkret anhand technischer Kriterien (TUV-Gutachten) bzw.
rechtlicher Kriterien (BVerwG-Urteil) und ist nach Auffassung der Stadt Wesseling damit klar
begriindbar und rechtlich belastbar.

Im Norden wird der Innere Planungsbereich tberwiegend durch die ,Nichtheranriickenslinie*
definiert. An einigen Stellen, an denen bestehende schutzbedirftige Nutzungen innerhalb
des angemessenen Sicherheitsabstandes von 200 m liegen, wird die Abgrenzung des Inne-
ren Planungsbereiches durch den vorgenannten Sicherheitsabstand ,Explosionsgefahr®
(200 m) definiert, so dass damit mdgliche Gefahrenpotenziale durch die Folgen eines Ex-
plosionsereignisses bericksichtigt werden.
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Die Breite des Inneren Planungsbereiches ist jedoch unterschiedlich. Im Ortsteil Berzdorf
kann im ndrdlichen Teil ein relativ breiter Bereich als Innerer Planungsbereich festgelegt wer-
den, da bestehende schutzbedirftige Nutzungen hier nicht unmittelbar an die Storfall-Be-
triebsbereiche angrenzen. In diesem Bereich (z.B. Langenackerstral3e, Brihler StralR3e zwi-
schen Rodenkirchener Stral3e und Stadtgrenze bzw. Brihler Stral3e im Bereich der Stadt-
bahnlinie 16) wird der im rdumlichen Leitbild der Stadt Wesseling formulierte Schutzabstand
von ca. 500 m eingehalten.

Im Bereich Briihler StraRe/Rodenkirchener StraRe/Autobahn sowie in Wesseling (Offgasse/
Josef-Zimmermann-Stral3e) verlauft die ,Nichtheranriickenslinie® hingegen sehr nah bzw. un-
mittelbar an den Betriebsbereichen. Hier ist die Umsetzung des Leitbildes mit einem ca. 500
m breiten Schutzstreifen kurz- oder mittelfristig nicht méglich. Zur Umsetzung des raumlichen
Leitbildes wird eine Erganzung des Schutzabstandes an diesen Stellen durch die Festlegung
eines Mittleren Planungsbereiches angestrebt.

Im Siden des Stadtgebietes wird die ,Nichtheranriickenslinie* ebenfalls an den Stellen fest-
gelegt, an denen die schutzbedurftigen Nutzungen entweder die angemessenen Sicher-
heitsabstande unterschreiten oder unmittelbar daran angrenzen. In den sonstigen Bereichen
wird der Innere Planungsbereich durch die Abgrenzung des vorgenannten, ermittelten an-
gemessenen Sicherheitsabstandes ,Explosionsgefahr‘ (200 m) festgelegt. Der Innere Pla-
nungsbereich im Siiden entspricht somit im Wesentlichen dem raumlichen Leitbild der Stadt
mit einem Schutzabstand von ca. 200 m zu den Betriebsbereichen der Firma Shell.

Fur den Inneren Planungsbereich werden die deutlichsten Einschrankungen fir schutzbe-
durftige Nutzungen und Vorhaben vorgesehen. Innerhalb des Inneren Planungsbereiches
werden kinftig nur noch Nutzungen und Vorhaben mdglich sein, die als ,nicht schutzbeduirf-
tige Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie* der Stufe 1- kein Schutzstatus eingestuft werden.

Damit kann das weitere Heranrticken schutzbedurftiger Nutzungen in den Flachen zwischen
der ,Nichtheranriickenslinie” und den Betriebsbereichen ausgeschlossen und die bisher be-
stehenden Abstande im Inneren Planungsbereich auch zuklnftig von schutzbedirftigen Nut-
zungen i.S.d. Richtlinie freigehalten werden. Mit diesen Regelungen wird den Vorgaben der
BVerwG-Rechtsprechung (20.12.2012, Az. 4 C 11/11) angemessen Rechnung getragen.

Grundsatzlich geniel3en alle bestehenden, baurechtlich genehmigten schutzbedurftigen Nut-
zungen und Vorhaben Bestandsschutz und kdénnen entsprechend ihrer Baugenehmigung
ohne Einschréankungen genutzt werden. Fur bestehende wichtige Verkehrstrassen, die als
Vorhaben der Stufe 2 zu beurteilen sind, gilt ebenfalls der Bestandsschutz. Fir diese Ver-
kehrstrassen wurde zur Klarstellung eine Ausnahmeregelung eingefligt, dass das formulierte
kurz- bis mittelfristige Ziel ,Keine neue Entwicklung, Neuansiedlung bzw. Erweiterung
schutzbedurftiger Nutzungen der Stufen 2-4 sowie das langfristige Ziel ,Auslaufen schutz-
bedurftiger Nutzungen der Stufen 2-4“ fir wichtige Verkehrstrassen der Stufe 2 nicht anzu-
wenden ist (Kap. 3.4).

Fur den Inneren Planungsbereich werden folgende kurz-, mittel- und langfristige Ziele defi-
niert (Tabelle 3):

Kurz- bis mittelfristige Ziele:

» Keine neue Entwicklung, Neuansiedlung bzw. Erweiterung schutzbedurftiger Nutzungen
der Stufen 2-4
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*Ausgenommen davon sind die bestehenden, als ,wichtige Verkehrswege"i.S.d.
Seveso-llI-Richtlinie definierten Verkehrstrassen der Stufe 2

Langfristige Ziele:

» Auslaufen der schutzbedirftigen Nutzungen der Stufen 2-4
*Ausgenommen davon sind die bestehenden, als ,wichtige Verkehrswege" i.S.d.
Seveso-llI-Richtlinie definierten Verkehrstrassen der Stufe 2

» Ausbildung eines Schutzabstandes zu den Betriebsbereichen

» Entwicklung geeigneter Flachenpotenziale fir gewerbliche Nutzungen (mit Ausschluss
schutzbedurftiger Nutzungen der Stufen 2-4)

Die Neuansiedlung und Erweiterung von nicht schutzbediirftigen Nutzungen und Vorhaben
der Stufe 1 ist auch zukiinftig méglich, wenn keine anderweitigen offentlich-rechtlichen Be-
lange entgegenstehen.

Im Sinne der langfristig orientierten Umsetzung des Art. 13 Seveso-llI-RL, der notwendigen
Wahrung vorhandener Abstédnde und der Entwicklungsziele des StEK fir den Inneren Pla-
nungsbereich ist es zielfihrend, bestehenden schutzbedirftigen Nutzungen lediglich den ge-
setzlichen Bestandsschutz zuzubilligen. Dartiber hinausgehende bauliche bzw. nutzungsbe-
zogene Entwicklungen bestehender oder Neuansiedlungen schutzbedurftiger Nutzungen sol-
len jedoch nicht erméglicht werden.

Mit der Einschrankung der Zulassigkeit im Inneren Planungsbereich auf Vorhaben der Stufe
1 werden die zukinftigen Handlungsmaoglichkeiten auf die Realisierung nicht schutzbedurfti-
ger Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-RL sowie auf Umbauten schutzbedurftiger Nutzungen im
Bestand begrenzt.

Diese mal3vollen Einschradnkungen bedeuten jedoch kein grundséatzliches Nutzungsverbot fiir
Immobilien oder Grundstiicke und sind deshalb nicht einem enteignungsgleichen Eingriff
gleichzusetzen. Die bestehende Genehmigungslage und der Bestandsschutz bleiben unbe-
ruhrt, es werden lediglich bisher nicht ausgetbte Nutzungsmdglichkeiten auf Vorhaben der
Stufe 1 eingeschrankt.
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Tabelle 3: Zulassigkeit der Nutzungen in unterschiedlichen Planungsbereichen,
Entwicklungsziele fur die Planungsbereiche
Quelle: Stadt Wesseling, Bereich Stadtentwicklung und Umwelt
Zulassige Kurz- bis mittelfristige Ziele Langfristige Ziele
Nutzungen (* Ausnahmeregelung) (* Ausnahmeregelung)
Innerer Stufe 1 - Keine neue Entwicklung, - Auslaufen der schutzbedirftigen
Planungs- Neuansiedlung bzw. Erwei- Nutzungen der Stufen 2-4
bereich terung schutzbeddrftiger * Ausgenommen davon sind die
Nutzungen der Stufen 2-4 bestehenden, als ,wichtige Ver-
* Ausgenommen davon sind kehrswege"i.S.d. Seveso-llI-
die bestehenden, als ,wich- Richtlinie definierten Verkehrs-
tige Verkehrswege" i.S.d. trassen der Stufe 2
Seveso-llI-Richtlinie defi- - Ausbildung eines Schutzabstan-
nierten Verkehrstrassen des zu den Betriebsbereichen
der Stufe 2 - Entwicklung geeigneter Flachen-

potenziale fur gewerbliche Nut-
zungen (mit Ausschluss schutz-
bedurftiger Nutzungen der Stu-

fen 2-4)
Mittlerer Stufe 1 - Keine neue Entwicklung,
Planungs- Stufe 2 Neuansiedlung bzw. Erwei-
bereich terung schutzbediirftiger
Nutzungen der Stufen 3
und 4
AuRerer Stufe 1 - Keine neue Entwicklung,
Planungs- Stufe 2 Neuansiedlung bzw. Erwei-
bereich Stufe 3 terung schutzbedirftiger
A Nutzungen der Stufe 4
AuRerer Stufe 1 - Entwicklung/Neuansiedlung be-
Planungs- Stufe 2 sonders schutzbedurftiger Nut-
bereich Stufe 3 zungen innerhalb des AuReren
B Stufe 4 Planungsbereiches B oder in-

nerhalb der Flachen, die nicht in
den Anwendungsbereich der Se-
veso-llI-Richtlinie fallen

Im Rahmen von Bestandsaufnahmen und Recherchen (zuletzt 2019) wurden folgende
schutzbedirftige Nutzungen innerhalb des Inneren Planungsbereichs erfasst:

Bestandsaufnahme sudliches Stadtgebiet

Im Suden des Stadtgebietes ist der Innere Planungsbereich tiberwiegend durch nicht schutz-
bedurftige Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie gekennzeichnet.
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Lediglich an wenigen Stellen befinden sich einzelne Wohnhéauser (z.T. im Auf3enbereich),
kleinere Wohngebiete, ein Sportplatz sowie Einzelhandels- und Gastronomienutzungen. Zu-
dem queren die Stadtbahnlinie 16 sowie die Autobahn A 555 den Inneren Planungsbereich.
Ausgewahlte Bestandsnutzungen sind in Abbildung 4 dargestellt.

Abbildung 4: Schutzbedirftige Nutzungen innerhalb des Inneren Planungsbereiches
im Suden des Stadtgebietes Wesseling
Quelle: Stadt Wesseling, Bereich Stadtentwicklung und Umwelt
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Bestandsaufnahme nérdliches Stadtgebiet

Das ndrdliche Stadtgebiet ist wesentlich starker von den angemessenen Sicherheitsabstan-
den der Betriebsbereiche betroffen. Innerhalb des Inneren Planungsbereiches befinden sich
etliche schutzbedurftige Nutzungen, die einen erheblichen Kundenverkehr aufweisen (z.B.
grof¥flachige Einzelhandelsbetriebe Brihler Strafe/Rodenkirchener Straf3e). Die Autobahn A
555 und die Stadtbahnlinie 16 (KdIn-Bonn) liegen ebenfalls innerhalb des nordlichen Inneren
Planungsbereiches und durchqueren die Storfall-Betriebsbereiche. Die Abbildung 5 zeigt ei-
nige schutzbedirftige Nutzungen innerhalb des nérdlichen Inneren Planungsbereiches.
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Abbildung 5: Schutzbedirftige Nutzungen innerhalb des Inneren Planungsbereiches
im Norden des Stadtgebietes Wesseling
Quelle: Stadt Wesseling, Bereich Stadtentwicklung und Umwelt
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Innerhalb des Gewerbegebietes Berzdorf, das sich westlich der Betriebsbereiche erstreckt
und bereits einen Schutzabstand zu den Siedlungsgebieten bildet, haben sich in der Ver-
gangenheit einige schutzbedurftige Nutzungen angesiedelt.
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Zu nennen sind ein Autohaus sowie ein Hotel und zwei Spielhallen. Zudem befindet sich dort
ein Wohnsiedlungsgebiet aus den 1940er Jahren. Diese Nutzungen sind als ,6ffentlich ge-
nutzte Gebaude" bzw. als Wohngebiet zu beurteilen und fallen somit als schutzbediirftige
Nutzungen in den Anwendungsbereich der Seveso-llI-Richtlinie.

Der mit dem raumlichen Leitbild angestrebte Schutzabstand von ca. 500 m im Norden des
Stadtgebietes ist in groReren Teilbereichen bereits vorhanden (Gewerbegebiet Berzdorf und
Bereiche entlang der Stadtbahntrasse), teilweise fehlt er jedoch fast vollstandig. Auf Grund
bestehender Siedlungsstrukturen befindet sich die ,Nichtheranriickenslinie* im Ortsteil Wes-
seling (Josef-Zimmermann-StraRe/Offgasse) zum Teil unmittelbar an den Betriebsbereichen.
Der angestrebte Schutzabstand kann jedoch durch Einbeziehung des anschlieRenden Mittle-
ren Planungsbereiches ausgebildet werden.

Mittlerer Planungsbereich

Raumliche Festlequng des Mittleren Planungsbereiches

Der Mittlere Planungsbereich wird in Anbetracht der angemessenen Sicherheitsabstande
lediglich im Norden des Stadtgebietes festgelegt und schlie3t unmittelbar an den Inneren
Planungsbereich an (Plankarte).

Bei den Flachen innerhalb des Mittleren Planungsbereiches handelt es sich tiberwiegend um
bebaute Siedlungsbereiche, die schutzbedirftige Nutzungen wie Wohngebiete (Einfamilien-
und Geschosswohnungsbau), einige Kindergarten, klein- und grof3flachige Einzelhandelsbe-
triebe sowie eine kurze Teilstrecke der Autobahn A 555 umfassen. Eine vollstidndige Aufga-
be dieser bestehenden schutzbedurftigen Nutzungen im Mittleren Planungsbereich ist an-
hand der historisch gewachsenen Siedlungsstrukturen nicht méglich; zudem werden woh-
nungsbezogene Einrichtungen wie Kindergarten oder kleinflachige Einzelhandelsbetriebe
(z.B. Backereien, Kiosk) fir die Sicherung der Daseinsvorsorge der vorhandenen Wohnge-
biete bendtigt. Die Entfernung zu den Betriebsbereichen betragt dberwiegend nur 200-500
m, so dass die stadtebauliche Entwicklung des Mittleren Planungsbereiches kiinftig maRvoll
eingeschrankt und differenziert betrachtet wird.

Innerhalb des Mittleren Planungsbereiches sind kinftig die in Tabelle 2 definierten Nutzun-
gen der Stufen 1 und 2 (kein bzw. normaler Schutzstatus) méglich.

Im Falle von Wohnbauvorhaben umfasst dies BauliickenschlieBungen innerhalb bebauter
Gebiete mit einer Wohneinheitenzahl von maximal 6 WE. Schutzbedurftige Nutzungen wie
offentlich genutzte Gebiete, Gebaude und Einrichtungen sind maéglich, wenn sie den in Ta-
belle 2 fur die Stufe 2 definierten Kriterien entsprechen; dies umfasst z.B. Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetriebe sowie Spiel- und Freizeiteinrichtungen, die der wohngebietsbezoge-
nen Versorgung dienen. Ebenso sind davon Umbauten bestehender Gemeinbedarfs-/Infra-
struktureinrichtungen der Stufe 3 (z.B. Kindergarten) umfasst, die der wohngebietsbezoge-
nen Versorgung dienen, wenn damit keine Erhdéhung der Nutzungsfrequenzen einhergeht.

Fur den Mittleren Planungsbereich wird folgendes kurz- bis mittelfristiges Ziel definiert
(Tabelle 3):
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Kurz- bis mittelfristiges Ziel

» Keine neue Entwicklung, Neuansiedlung bzw. Erweiterung schutzbedurftiger Nutzungen
der Stufen 3 und 4

Innerhalb des Mittleren Planungsbereiches sind Nutzungen der Stufen 1 ,kein Schutzstatus”
und 2 ,normaler Schutzstatus” mdglich, wenn keine anderweitigen offentlich-rechtlichen Be-
lange entgegenstehen (StEK 2019, Tabellen 2 und 3).

Fur den Mittleren Planungsbereich werden kiinftig angemessene, zeitgeméalie und klar defi-
nierte Moglichkeiten der Grundstiicks- und Gebaudenutzungen im Rahmen der definierten
Schutzstufen 1 und 2 gewahrleistet, die deutlich Gber den gesetzlichen Bestandsschutz hin-
ausgehen. Grundsatzlich gilt, dass bei allen bestehenden, baurechtlich genehmigten Nut-
zungen die bestehende Genehmigungslage und der Bestandsschutz unberiihrt bleiben; es
werden lediglich bisher nicht ausgelibte Nutzungsmdoglichkeiten auf Vorhaben der Stufen 1
und 2 eingeschrankt.

Im Sinne des Art. 13, der notwendigen Wahrung vorhandener Abstdnde und der Ent-
wicklungsziele des StEK fiir den Mittleren Planungsbereich ist es jedoch zielfihrend, Neu-
entwicklungen schutzbedurftiger Nutzungen der Stufen 3 ,hoher Schutzstatus” und 4 ,be-
sonderer Schutzstatus” kinftig nicht mehr zu ermdéglichen.

Diese maRvollen Einschrankungen bedeuten jedoch kein grundséatzliches Nutzungsverbot fiir
Immobilien oder Grundstiicke und sind deshalb nicht einem enteignungsgleichen Eingriff
gleichzusetzen.

Bestandsaufnahme

Der Mittlere Planungsbereich ist durch zahlreiche bestehende, schutzbedirftige Nutzungen
i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie gepragt. Zum einen liegen innerhalb dieses Bereiches mehrere
Wohngebiete (kleinteilige Strukturen und Geschosswohnungsbau), zum anderen befinden
sich hierin einige Kindergarten, klein- und grof3flachige Einzelhandelsbetriebe (z.B. Ortskern
Berzdorf, Discounter Rodenkirchener StralRe). Die Abbildung 6 zeigt einige schutzbedurftige
Nutzungen innerhalb des Mittleren Planungsbereiches.
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Abbildung 6: Ausgewahlte schutzbedurftige Nutzungen innerhalb des
Mittleren Planungsbereiches
Quelle: Stadt Wesseling, Bereich Stadtentwicklung und Umwelt
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AuRerer Planungsbereich A

Raumliche Festlequng des AuReren Planungsbereiches A

Im Anschluss an den Mittleren Planungsbereich wird im nérdlichen Teil des Stadtgebietes
der AuRere Planungsbereich A vorgesehen (Plankarte).

Innerhalb dieses AuReren Planungsbereiches werden geringfiigige Einschrankungen fiir die
Ansiedlung schutzbedurftiger Nutzungen i.S.d. der Seveso-llI-Richtlinie vorgesehen.

Dieser Planungsbereich liegt zwar innerhalb der sehr grol3en angemessenen Sicherheitsab-
stande der nérdlichen Betriebsbereiche. Die Entfernungen zu diesen sind jedoch schon deut-
lich groRRer, so dass durch die dazwischenliegenden Inneren und Mittleren Planungsbereiche
ein Abstand von mindestens 700 m bzw. Gberwiegend deutlich gré3ere Abstande vorliegen.

Innerhalb des AuReren Planungsbereiches A sind kinftig die in Tabelle 2 definierten Nut-
zungen der Stufen 1, 2 und 3 (kein/normaler/hoher Schutzstatus) mdglich, wenn keine an-
derweitigen o6ffentlich-rechtlichen Belange entgegenstehen.
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Schutzbedirftige Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie sind moglich, wenn sie den in Tabel-
le 2 fur die Stufen 2 und 3 definierten Kriterien entsprechen; dies umfasst z.B. Wohngebiete,
offentlich genutzte Gebiete, Gebaude und Einrichtungen, die der stadtteilweiten bzw. stadt-
weiten Versorgung dienen. Ebenso sind davon Umbauten bestehender Gemeinbedarfs-/In-
frastruktureinrichtungen der Stufe 4 (z.B. weiterfiihrende Schulen) umfasst, wenn damit kei-
ne Erhohung der Nutzungsfrequenzen einhergeht. In Anbetracht der umfangreichen Liste
wird auf Tabelle 2 verwiesen.

Fur den AuBeren Planungsbereich A wird folgendes kurz- bis mittelfristiges Ziel definiert
(Tabelle 3):

Kurz- bis mittelfristiges Ziel

» Keine neue Entwicklung, Neuansiedlung bzw. Erweiterung schutzbedurftiger Nutzungen
der Stufe 4

Im Sinne des Art. 13, der notwendigen Wahrung vorhandener Abstande und der Ent-
wicklungsziele des StEK fiir den AuReren Planungsbereich A ist es zielfiihrend, Neuentwick-
lungen schutzbedurftiger Nutzungen der Stufe 4 ,besonderer Schutzstatus® kinftig nicht
mehr zu ermoglichen. Diese geringfligigen Einschrankungen bedeuten jedoch kein grund-
satzliches Nutzungsverbot fur Immobilien oder Grundstiicke und sind deshalb nicht einem
enteignungsgleichen Eingriff gleichzusetzen.

Bestandsaufnahme

Innerhalb des AuBeren Planungsbereiches A befinden sich eine Vielzahl schutzbedurftiger
Bestandsnutzungen wie z.B. ausgedehnte Wohngebiete (Einfamilienhausgebiete, verdichte-
te Strukturen und Geschosswohnungsbau) sowie der zentrale Innenstadtbereich Wesselings
mit zahlreichen Einkaufs-, Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen mit mittelzentraler
Funktion (u.a. Rathaus, Schulzentrum, Rheinforum, klein- und groRRflachiger Einzelhandel im
Bereich der FuRgangerzonen). Innerhalb der Wohngebiete und im Innenstadtbereich haben
zudem oOffentliche und private Gemeinbedarfseinrichtungen (z.B. Kindergarten, Grundschu-
len, Spielplatze, Seniorenbetreuung, Alten-/Pflegeheime) ihren Standort, die entweder der
wohngebietsbezogenen Versorgung dienen oder zum Teil auch einen stadtteilweiten bzw.
stadtweiten Einzugsbereich aufweisen. Von einer rdumlichen Darstellung der vorhandenen
schutzbedurftigen Nutzungen wird auf Grund ihrer Vielzahl abgesehen.

AuRerer Planungsbereich B

Raumliche Festlequng des AuReren Planungsbereiches B

Der AuRere Planungsbereich B bildet den &duReren Ubergangsbereich zu den Flachen des
sudlichen und westlichen Stadtgebietes, die aul3erhalb der angemessenen Sicherheitsab-
stande der Betriebsbereiche liegen (Plankarte).

Fur den auReren Planungsbereich B werden keine Einschrankungen fur schutzbedirftige
Nutzungen angestrebt; der Bereich ist fur die Ansiedlung aller schutzbedurftigen Nutzungen
i.S.d. der Seveso-llI-Richtlinie vorgesehen.
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In Anbetracht der relativ groRen Entfernungen zu den Betriebsbereichen sind im Ausnahme-
fall auch Nutzungen, die der in Tabelle 2 definierten Stufe 4- besonderer Schutzstatus zu-
gehoren (z.B. weiterfihrende Schulen oder Veranstaltungen mit interkommunalem/regio-
nalem Einzugsbereich) moglich.

Fur den AuReren Planungsbereich B wird folgendes langfristiges Ziel definiert (Tabelle 3):

Langfristiges Ziel

> Entwicklung/Neuansiedlung besonders schutzbediirftiger Nutzungen innerhalb des AuRe-
ren Planungsbereiches B oder innerhalb der Flachen, die nicht in den Anwendungsbe-
reich der Seveso-llI-Richtlinie fallen

Bestandsaufnahme

Innerhalb des AuReren Planungsbereiches B liegen weite Teile des Wesselinger Stadtgebie-
tes mit zahlreichen schutzbedirftigen Gebieten und Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie.
Hier befinden sich ausgedehnte Wohngebiete, 6ffentlich genutzte Gebaude (z.B. Schulen,
Kindergarten, Verwaltungseinrichtungen, das Dreifaltigkeitskrankenhaus, Sportanlagen wie
das Ulrike-Meyfarth-Stadion, Alten- und Pflegeeinrichtungen, Jugend- und Freizeiteinrichtun-
gen) mit Uberwiegend stadtweitem, zum Teil auch regionalem Einzugsbereich. Von einer
raumlichen Darstellung der vorhandenen schutzbedurftigen Nutzungen wird auf Grund ihrer
Vielzahl abgesehen.

3.4 Umgang mit bestehenden schutzbedurftigen Nutzungen

In Anbetracht der in Kapitel 3.3 dargestellten kurz-, mittel- und langfristigen Ziele fur die ver-
schiedenen Planungsbereiche ergeben sich differenzierte Handlungsansatze fur den zukinf-
tigen Umgang mit bestehenden schutzbediirftigen Nutzungen i.S.d. Seveso-IlI-Richtlinie.

Grundsatzlich genieRen alle i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie schutzbedirftigen, baurechtlich ge-
nehmigten Nutzungen und Vorhaben innerhalb der angemessenen Sicherheitsabsténde den
gesetzlichen Bestandsschutz. Sie kdnnen demzufolge kiunftig, unabh&ngig von ihrer Lage in
einem bestimmten Planungsbereich, entsprechend der Genehmigungslage ohne Einschran-
kungen genutzt werden.

Zur Umsetzung der in Tabelle 3 definierten Entwicklungsziele der Stadt Wesseling sind diffe-
renzierte Handlungsansatze fur den kinftigen Umgang mit bestehenden schutzbedirftigen
Nutzungen und Vorhaben in den verschiedenen Planungsbereichen abgeleitet worden.

Innerer Planungsbereich

Wie vorab erlautert, genie3en bestehende, baurechtlich genehmigte schutzbedurftige Ge-
baude bzw. Nutzungen auch innerhalb des Inneren Planungsbereiches grundsatzlich den
gesetzlichen Bestandsschutz. Der Innere Planungsbereich befindet sich jedoch sehr nah an
den Storfall-Betriebsbereichen und umfasst auch groRere Flachen, die zwischen den Werken
und der definierten ,Nichtheranrtickenslinie* liegen.
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Im Sinne der langfristig orientierten Umsetzung des Artikels 13 Seveso-IlI-Richtlinie, der not-
wendigen Wahrung vorhandener Abstande und der Entwicklungsziele fir den Inneren Pla-
nungsbereich ist es nach Auffassung der Stadt Wesseling zielfihrend, bestehenden schutz-
bedurftigen Nutzungen lediglich den gesetzlichen Bestandsschutz zuzubilligen.

Dieser umfasst auch kinftige Umbauten im Bestand, wie z.B. Instandhaltungs- und Moderni-
sierungsmalinahmen, unter Beibehaltung der bestehenden baurechtlich genehmigten Wohn-
einheiten oder Nutzungsfrequenzen. Mit dieser Regelung kénnen sowohl zeitgeméfle Wohn-
verhaltnisse als auch eine Anpassung an moderne Standards gewahrleistet werden.

Nach Auffassung der Stadt Wesseling sollen jedoch keine dartiber hinaus gehenden bauli-
chen (z.B. Neubau, Erweiterung/Aufstockung von Gebauden) oder nutzungsbezogenen (z.B.
Erhohung der Wohnungsanzahl bzw. der Nutzungsfrequenz) Entwicklungen fiir schutzbe-
durftige Bestandsnutzungen ermaéglicht werden.

Mit diesen Nutzungseinschrankungen sollen die langfristigen Entwicklungsziele zur klein-
raumigen Entflechtung von Gemengelagen sowie zur Ausbildung eines rdumlichen Schutz-
abstandes im Inneren Planungsbereich umgesetzt werden.

Mit der Einschréankung der Zulassigkeit im Inneren Planungsbereich auf Vorhaben der Stufe
1 werden die kiinftigen Handlungsmaoglichkeiten auf die Realisierung nicht schutzbedirftiger
Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie sowie auf Umbauten schutzbeddrftiger Nutzungen im
Bestand begrenzt.

Fur Eigentimer oder Betreiber stellen diese Regelungen eine Einschrankung ihrer bisheri-
gen Moglichkeiten dar. Diese mafR3vollen Einschrankungen bedeuten jedoch kein grundsatzli-
ches Nutzungsverbot fur Immobilien oder Grundstiicke und sind deshalb nicht einem enteig-
nungsgleichen Eingriff gleichzusetzen.

Die bestehende Genehmigungslage und der Bestandsschutz bleiben unberihrt. Es werden
lediglich bisher nicht ausgeiibte Nutzungsmdglichkeiten auf Vorhaben der Stufe 1 begrenzt,
die nach dem Stand der derzeitigen Fach- und Rechtslage nicht dem Anwendungsbereich
der Seveso-llI-Richtlinie unterliegen. Diese Vorhaben der Stufe 1 sind weiterhin generell zu-
lassig, wenn ihnen keine anderweitigen Rechte (Bebauungsplan, Fachrecht) oder Belange
entgegenstehen.

Der vorgesehene Umgang mit schutzbedurftigen Bestandsnutzungen dient der Umsetzung
der langfristig orientierten Anforderungen der Seveso-Illl-Richtlinie und steht mit der héchst-
richterlichen Rechtsprechung” zur legitimen Einschréankung der Eigentumsnutzung durch
offentliches Recht im Einklang und stellt deshalb weder eine unverhaltnismafiige Einschran-
kung noch eine Wertminderung fir die Grundstiickseigentiimer innerhalb des Inneren Pla-
nungsbereiches dar.

Dem Leitbild der Stadt Wesseling entsprechend sollen innerhalb des Inneren Planungsberei-
ches insbesondere gewerbliche Nutzungen angesiedelt werden (Abbildung 3).

" VGH Hessen, Urteil vom 11.03.2015
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Die Stadt Wesseling beabsichtigt, bestehende Bebauungspléane innerhalb des Inneren Pla-
nungsbereiches vorrangig zu Uberprifen und zu andern, falls sie den vorgenannten Zielen
entgegenstehen. Im Hinblick auf einen eventuellen Genehmigungsanspruch im Einzelfall
stehen der Stadt Wesseling die Instrumente der Planungssicherung des Baugesetzbuches
(Zuriickstellung Baugesuch, Verdnderungssperre) zur Verfigung, um stadtebaulich nachtei-
lige Entwicklungen im Einzelfall steuern zu kénnen.

Bestehende Hauptverkehrstrassen/Wichtige Verkehrswege

Nach Artikel 13 Seveso-llI-Richtlinie/§ 50 BImSchG sind ,Hauptverkehrswege/wichtige Ver-
kehrswege" als schutzbediirftige Nutzungen zu beurteilen. Im bisherigen Entwurf des Stad-
tebaulichen Entwicklungskonzeptes (Fassung 2016) wurden deshalb Bundes- und Landes-
strassen mit geringer Verkehrsfrequenz (weniger als 10.000 Pkw/24 Stunden) der Stufe 2
(normaler Schutzstatus) zugeordnet. Autobahnen und stark frequentierte Bundes- und Lan-
desstral3en mit mehr als 10.000 Pkw/24 Stunden sowie Bahnstrecken mit Personenbeforde-
rung wurden der Stufe 3 (hoher Schutzstatus) zugeordnet. Die ,wichtigen Verkehrswege*
(Stufe 2 bzw. 3) wurden von den Entwicklungszielen zur ,Aufgabe aller schutzbeddrftigen
Nutzungen“ bzw. ,Aufgabe der Nutzungen der Stufe 3 und 4" fir die Inneren und Mittleren
Planungsbereiche umfasst.

Im Ergebnis der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behdrden und Trager 6ffentlicher
Belange im Jahr 2017 wurden die bisher formulierten, langfristigen Entwicklungsziele fir die
Planungsbereiche im Hinblick auf den Umgang mit den bestehenden, regional bedeutsamen
Hauptverkehrstrassen (Stadtbahnlinie 16, Autobahn A 555, weitere klassifizierte Straflen)
innerhalb des Wesselinger Stadtgebietes Uberpruft und modifiziert.

Die Stadtbahnlinie 16 sowie die Autobahnen und stark frequentierten Bundes-, Landes- und
KreisstraRen mit hoher Verkehrsfrequenz (> 10.000 PKW/24 Stunden) werden weiterhin als
.wichtige Verkehrswege" und damit als schutzbedurftige Nutzung i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie
eingestuft; sie werden unter Berlcksichtigung der vorhandenen Verkehrsfrequenzen der Stu-
fe 2- normaler Schutzstatus zugeordnet (Tabelle 2).

Die so definierten wichtigen Verkehrswege der Stufe 2, einschliellich ihrer Betriebsanlagen,
unterliegen grundsatzlich dem Bestandsschutz, so dass ihre Zuordnung zur Stufe 2- norma-
ler Schutzstatus keine Nachteile oder gar Einschrénkungen fur die bestehenden Ver-
kehrstrassen zur Folge hat.

Eine konkrete Definition, ab welcher GroRenordnung Verkehrswege in die Kategorie ,Haupt-
verkehrswege” i.S.d. Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie bzw. ,wichtige Verkehrswege" i.S.d. §
50 BImSchG einzustufen sind, enthalt weder das europaische noch das nationale Recht.

Der Leitfaden KAS-18 gibt den Hinweis, dass die Beurteilung, was wichtige Verkehrswege
(z.B. Autobahnen, Hauptverkehrsstralen, ICE-Trassen) sind, letztlich von deren Frequentie-
rung abhangt.

Orientierungswerte zur Einstufung von Verkehrswegen finden sich in Ref.Nr. B 18 der ,Fra-
gen und Antworten zur Richtlinie 96/82/EG (Seveso-lI-Richtlinie” (Fassung 2006)). Diese
Werte kbnnen als Orientierungswerte zur Auslegung der Richtlinie herangezogen werden;
sie ésoind jedoch nicht verpflichtend und schliel3en eine andere verniinftige Auslegung nicht
aus™.

8 | eitfaden KAS-18, S. 6
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Nach Ref.Nr. B 18 sollten Schienenwege mit weniger als 50 Personenziigen/24 Stunden
nicht als wichtige Verkehrswege betrachtet werden; Schienenwege mit mehr als 250 Perso-
nenzigen/24 Stunden sollten jedenfalls als ,wichtige Verkehrswege" betrachtet werden.

Die Frequenz auf der Stadtbahnstrecke S 16 Kéln-Bonn liegt derzeit bei ca. 170 Personen-
zligen/24 Stunden und damit deutlich naher am oberen Orientierungswert. Auf Grund bereits
umgesetzter und geplanter weiterer Taktverdichtungen ist zuklnftig noch eine deutliche Er-
héhung der Zugfrequenzen im Ballungsraum Kéln-Bonn zu erwarten.

Entsprechend Ref.Nr. B 18 sollten Stral3en mit weniger als 10.000 Pkw/24 Stunden nicht als
wichtige Verkehrswege betrachtet werden.

Autobahnen mit mehr als 200.000 Pkw/24 Stunden oder mehr als 7.000 Pkw in der verkehrs-
reichsten Stunde sowie andere Stral3en mit mehr als 100.000 Pkw/24 Stunden oder mehr als
4.000 Pkw in der verkehrsreichsten Stunde sollten jedenfalls als ,wichtige Verkehrswege*
betrachtet werden.

Die Frequenz auf der Autobahn A 555 liegt im Abschnitt Wesseling bei 73.231 Pkw/24
Stunden (DTV 2015); die Frequenzen klassifizierter Landesstrafl3en liegen Uberwiegend bei
weniger als 10.000 Pkw/24 Stunden und bei zwei Streckenabschnitten tGber 10.000 Pkw/24
Stunden (L 192 Urfelder Straf3e bis Anschluss an die A 555 mit 17.545 DTV, L 184 Berg-
geiststral3e bis Anschluss an die A 553 mit 15.980 DTV).

Die Streckenabschnitte der A 555, L 192 und L 184 unterschreiten zwar die ,oberen Orientie-
rungswerte“, Uberschreiten aber den ,unteren Orientierungswert von 10.000 Pkw/24 Stun-
den deutlich bzw. bei der A 555 erheblich. Auf Grund des stetig steigenden Wirtschafts- und
Personenverkehrs im Ballungsraum KoIn-Bonn ist zukinftig noch eine spirbare Erhéhung
der Verkehrsbelastung zu erwarten.

Die Einstufung der Streckenabschnitte der A 555, L 192 und L 184, die den ,unteren Orien-
tierungswert” von 10.000 Pkw/24 Stunden deutlich bzw. erheblich berschreiten, als ,wichti-
ge Verkehrswege® und schutzbedurftige Nutzungen i.S.d. Art. 13 Seveso-llI-Richtlinie/§ 50
BImSchG wird deshalb modifiziert.

Die Zuordnung zur Schutzstufe 2 ist nach Auffassung der Stadt Wesseling anhand der vor-
habenspezifischen Faktoren zur Beurteilung der Schutzbedurftigkeit dieser wichtigen Ver-
kehrswege plausibel und begrindbar (z.B. hohe Belastungszahlen, hohe Taktfrequenz,
Stauhaufigkeit; hohe Anzahl an Fahrgésten/Nutzern, die sich jedoch nur sehr kurz in den an-
gemessenen Sicherheitsabstanden befinden).

Wie erlautert, unterliegen sowohl die Stadtbahnlinie 16 als auch die klassifizierten Hauptver-
kehrsstralRen hinsichtlich ihres Betriebs und ihrer vorhandenen Anlagen grundsatzlich dem
Bestandsschutz.

Dieser Bestandsschutz umfasst auch kiinftige Anderungen, wie z.B. Instandhaltungs-, War-
tungs- und Erneuerungsmaflnahmen an den bestehenden Verkehrs- und Nebenanlagen so-
wie den barrierefreien Umbau von Stadtbahnhaltestellen, die keine relevanten Auswirkungen
auf die Schutzbedurftigkeit der Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie haben. Insofern sind
durch die Zuordnung zur Stufe 2 weder Einschrankungen noch Nachteile fir diese wichtigen
Verkehrswege zu erwarten.
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Die in Tabelle 3 definierten kurz-, mittel- und langfristigen Entwicklungsziele fir den Inneren
Planungsbereich dienen der Regelung zukiinftiger Entwicklungen von ,wichtigen Verkehrs-
wegen” i.S.d. Seveso-lll-Richtlinie, wie z.B. dem Neubau einer hochfrequentierten Stadt-
bahn-/Bahnlinie oder dem Neubau bzw. der wesentlichen Anderung klassifizierter StraRen.

Fur diese, eher seltenen, Planungsfalle wird das Gebot der Wahrung angemessener Sicher-
heitsabstande zwischen Storfall-Betriebsbereichen und wichtigen Verkehrswegen in Art. 13
Abs. 2 a Seveso-lll-Richtlinie durch den Zusatz ,so weit wie mdglich* relativiert. Dies be-
grundet sich aus den Planungsanforderungen an eine Trassenneuplanung, bei der im Regel-
fall vielfaltige Belange (z.B. geographische Zwangspunkte, Uberértliche Erfordernisse der
Linienfiihrung, Belange des Freiraum- und Immissionsschutzes) zu berticksichtigen sind. In-
sofern kann das Abstandsgebot in der planerischen Abwagung durchaus auf Grund der vor-
genannten Belange Gberwunden werden.

Bei den als ,wichtige Verkehrswege“ eingestuften Verkehrstrassen handelt es sich um seit
Jahrzehnten genutzte StraRen- und Schienenverkehrsverbindungen. Sie stellen regional be-
deutsame Verbindungen dar, deren Leistungsfahigkeit im Ballungsraum Koln-Bonn zuverlas-
sig zu gewahrleisten ist.

Die Bestandstrassen durchqueren das gesamte Stadtgebiet und damit alle Planungsberei-
che. In Anbetracht der enormen Verkehrsbedeutung der Infrastrukturtrassen sowie der logi-
schen Konsequenz, dass der Bestandsschutz fir den gesamten Trassenverlauf gelten muss,
werden die bisherigen Entwicklungsziele wie folgt gedndert:

Fur den Inneren Planungsbereich werden als kurz- bis mittelfristige bzw. langfristige Entwick-
lungsziele ,Keine neue Entwicklung, Neuansiedlung bzw. Erweiterung schutzbedurftiger Nut-
zungen der Stufen 2-4* bzw. ,Auslaufen der schutzbedurftigen Nutzungen der Stufen 2-4“
formuliert (Tabelle 3).

Fir die, durch den Inneren Planungsbereich verlaufenden Verkehrstrassen (Stadtbahnlinie
16 und Klassifizierte Straf3en), wurde zur Klarstellung eine Ausnahmeregelung eingefugt,
dass diese Entwicklungsziele auf Grund des erforderlichen Bestandsschutzes nicht fur die
bestehenden, als ,wichtige Verkehrswege i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie* definierten Verkehrs-
trassen der Stufe 2 anzuwenden sind.

Mittlerer Planungsbereich

Der Mittlere Planungsbereich ist bereits durch eine gréRere Anzahl an bestehenden schutz-
bedurftigen Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie gekennzeichnet, die ebenfalls dem gesetz-
lichen Bestandschutz unterliegen.

Als Leitlinie fur die zukinftige Anderung, Erweiterung oder Neuansiedlung schutzbediirftiger
Nutzungen und Vorhaben i. S. d. Seveso-llI-Richtlinie werden die Nutzungsmdoglichkeiten auf
die Schutzbedurftigkeitsstufen 1 und 2 eingeschrankt.

Fur Eigentimer oder Betreiber stellen diese Regelungen eine Einschrankung ihrer bisheri-
gen Mdoglichkeiten dar. Die maf3vollen Einschrankungen bedeuten jedoch kein grundsatzli-
ches Bau- oder Nutzungsverbot flir Immobilien oder Grundstiicke im Mittleren Planungsbe-
reich und sind deshalb nicht einem enteignungsgleichen Eingriff gleichzusetzen. Die beste-
hende Genehmigungslage und der Bestandsschutz bleiben unberthrt.
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Es werden lediglich bisher nicht ausgetbte Nutzungsmoglichkeiten auf Vorhaben der Stufen
1 und 2 begrenzt (Tabelle 2). Vorhaben der Stufe 1, die nach dem Stand der derzeitigen
Fach- und Rechtslage nicht dem Anwendungsbereich der Seveso-llI-Richtlinie unterliegen,
sind ohne Einschrankungen zulassig, wenn ihnen keine anderweitigen offentlich-rechtlichen
Belange entgegenstehen.

Dem raumlichen Leitbild der Stadt Wesseling (Abbildung 3) entsprechend, sollen innerhalb
des Mittleren Planungsbereiches bevorzugt gewerbliche Nutzungen angesiedelt werden.
Kleinteilige offentlich genutzte Geb&ude/Einrichtungen der Daseinsvorsorge sowie Bauli-
ckenschlieBungen mit maximal 6 Wohneinheiten (Vorhaben Stufe 2) sind mdglich, wenn sie
den in Tabelle 2 definierten Kriterien entsprechen.

Die malvollen Einschrankungen bedeuten kein grundsatzliches Nutzungsverbot fir Immobi-
lien oder Grundstiicke und sind deshalb nicht einem enteignungsgleichen Eingriff gleichzu-
setzen. Die vorab erlauterten Regelungen stehen mit der hoéchstrichterlichen Rechtspre-
chung zur legitimen Einschrankung der Eigentumsnutzung durch 6ffentliches Recht im Ein-
klang und stellen deshalb weder eine unverhaltnisméRige Einschrankung noch eine Wert-
minderung fiir die Grundstiickseigentiimer innerhalb des Mittleren Planungsbereiches dar.

AuRere Planungsbereiche A und B

Die AuReren Planungsbereiche A und B umfassen weite Teile des Wesselinger Stadtgebie-
tes, u.a. den zentralen Innenstadtbereich und Wohngebiete mit einer Vielzahl bestehender
schutzbedurftiger Nutzungen jeglicher GroRenordnung. Die Bestandsnutzungen unterliegen
dem gesetzlichen Bestandsschutz und sind weiterhin entsprechend der Genehmigungslage
uneingeschrankt nutzbar.

In Anbetracht der gréBeren Entfernungen zu den Betriebsbereichen sind fiir die AuRReren
Planungsbereiche A und B, obgleich sie sich noch innerhalb der sehr gro3en angemessenen
Sicherheitsabstande befinden, lediglich geringfiigige Einschrankungen fiir die zukunftige An-
derung, Erweiterung oder Neuansiedlung schutzbediirftiger Nutzungen und Vorhaben i.S.d.
Seveso-llI-Richtlinie vorgesehen.

Die kunftigen Nutzungsmaglichkeiten umfassen im AuReren Planungsbereich A die Schutz-
bedurftigkeitsstufen 1-3 und schlieRen lediglich Neuansiedlungen besonders schutzbedrfti-
ger Nutzungen der Stufe 4 aus (z.B. Alten- und Pflegeheime, Fach- und Hochschulen bzw.
Veranstaltungen mit interkommunalem bzw. regionalem Einzugsbereich). Besonders schutz-
bediirftige Nutzungen der Stufe 4 sind im AuReren Planungsbereich B vorstellbar, da dieser
bereits sehr weit von den Betriebsbereichen entfernt ist und einen Ubergang zu den Flachen
darstellt, die nicht vom Anwendungsbereich der Seveso-IlI-Richtlinie erfasst sind.

Fur Eigentimer, Betreiber und Nutzer vorhandener schutzbedirftiger Nutzungen und Vorha-
ben i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie innerhalb der AuReren Planungsbereiche A und B sind dem-
zufolge keine spiurbaren Auswirkungen zu erwarten.
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4 Umsetzung des Stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes der Stadt Wesseling
zur Seveso-llI-Richtlinie

Das Stadtebauliche Entwicklungskonzept soll als Leitbild und Abwagungsgrundlage fur die
kinftige Bauleitplanung und Vorhabengenehmigung innerhalb der angemessenen Sicher-
heitsabstande dienen. Durch den Beschuss als stadtebauliches Entwicklungskonzept i.S.d.
8§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB stellt es einen wesentlichen Beitrag zur planerischen Abwégung
gemal 8§ 1 Abs. 7 BauGB im Rahmen der Neuaufstellung des Flachennutzungsplanes und
der Erarbeitung von Bebauungsplanen der Stadt Wesseling dar.

Die Bauleitplanung ist das zentrale Instrument zur vertraglichen Zuordnung und Abstimmung
der kiinftigen Flachennutzung auf kommunaler Ebene. Die Stadt Wesseling als Tragerin der
Planungshoheit hat sowohl bei der im Jahr 2016 begonnenen Neuaufstellung des Flachen-
nutzungsplanes fiir das gesamte Stadtgebiet als auch bei der Aufstellung bzw. Anderung von
Bebauungsplanen fir einzelne Plangebiete dafir Sorge zu tragen, dass die europarechtli-
chen Seveso-Vorschriften und § 50 Satz 1 BImSchG sachgerecht berticksichtigt und umge-
setzt werden.

Die Bauleitplane sollen eine nachhaltige stadtebauliche Entwicklung gewébhrleisten und die
sozialen, wirtschaftlichen und umweltschitzenden Anforderungen mit der Verantwortung flr
die Zukunft in Einklang bringen (8 1 Abs. 5 BauGB). Die in 88 1, 1la BauGB enthaltenen
Grundsatze und Ziele der Bauleitplanung sind auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitpla-
nung (Flachennutzungsplan) fir die Gesamtstadt und auf der Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung (Bebauungsplane) fur Teilgebiete inhaltlich zu konkretisieren und umzusetzen.

4.1 Flachennutzungsplan Wesseling (vorbereitende Bauleitplanung)

Im Zuge der aktuellen Fortschreibung der Regionalplanung fiir den Regierungsbezirk Koln
hat sich die Stadt Wesseling entschlossen, den seit 1976 wirksamen Flachennutzungsplan
neu aufzustellen. Die Neuaufstellung des Flachennutzungsplanes Wesseling wurde mit dem
Beschluss vom 30.06.2016 eingeleitet. Das Aufstellungsverfahren wird zeitlich parallel zur
Regionalplanung durchgefuhrt, um die aktuellen und zukinftigen Ziele und Entwicklungsstra-
tegien der Stadt Wesseling in die Fortschreibung des Regionalplanes einzubringen.

Zentrale Aufgaben der Flachennutzungsplan-Neuaufstellung sind zum einen, die im wirksa-
men Flachennutzungsplan dargestellten und noch nicht bebauten Flachenpotenziale im Hin-
blick auf ihre Eignung bzw. auf Restriktionen zu Uberprifen und bisherige Flachennutzungs-
darstellungen gegebenenfalls zu verandern. Zum anderen sind fiir den Planungshorizont bis
2040 Flachen innerhalb des Stadtgebietes zu identifizieren, die fir eine Ausweisung als zu-
satzliche Wohnbau- und Gewerbeflachenpotenziale geeignet sind.

Diese zusatzlichen Wohnbau- und Gewerbeflachen missen mit den Ubergeordneten Zielen
der Landesplanung sowie zahlreichen fachlichen Belangen (z.B. Natur-, Landschafts-, Klima-
schutz) vereinbar sein. Zudem sollen sie geeignet sein, die in Kapitel 1 und 3.2 formulierten
Leitbilder und Entwicklungsziele der Stadt Wesseling zur Berlcksichtigung der Seveso-IIl-
Richtlinie in der mittel- bis langfristig orientierten Flachennutzungsplanung umzusetzen.

Bei der Uberprifung unbebauter Flachenpotenziale und der Ermittlung und Bewertung neuer
Bauflachenpotenziale zur Ansiedlung schutzbedurftiger Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richt-
linie sind nachfolgende Vorgaben zu bertcksichtigen:

76



F ’ '/ 4 Stadtebauliches Entwicklungskonzept der Stadt Wesseling
“ zur Seveso-llI-Richtlinie
wesseling Schlussbericht StEK 2019

kommaRhein.com

» Es ist langfristig und so weitgehend wie méglich dem Erfordernis Rechnung zu tragen,
zwischen Betriebsbereichen und schutzbedirftigen Nutzungen angemessene Sicher-
heitsabstande zu wahren, damit es zu keiner Zunahme des Sicherheitsrisikos bzw. der
Geféahrdung der Bevolkerung kommt.

» Ein weiteres Heranrlicken schutzbeddrftiger Nutzungen an Betriebsbereiche ist nicht zu-
lassig. Bestehende Abstande, die durch die ,Nichtheranrtickenslinie* definiert werden,
sind auch kinftig einzuhalten.

» Durch die Neuansiedlung schutzbedurftiger Gebiete und Nutzungen innerhalb der ange-
messenen Sicherheitsabsténde soll keine relevante, ins Gewicht fallende Risikoerh6hung
im Falle eines ,Dennoch-Storfalls* ausgeldst werden.

Nach fachgutachterlicher Empfehlung sollte auf der Ebene der gesamtstadtischen Flachen-
nutzungsplanung angestrebt werden, dass sich die Gesamtbilanz der schutzbedirftigen Ge-
biete und Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie innerhalb der angemessenen Sicherheitsab-
stande langfristig im Vergleich zur derzeitigen Ausgangssituation (Beschluss Entwicklungs-
konzept) verbessern oder wenigstens nicht in relevantem Umfang verschlechtern soll®.

Dieser Ansatz bedeutet fir die Planungspraxis, dass Neuplanungen zuséatzlicher schutzbe-
durftiger Gebiete und Nutzungen (Neuausweisung von Bauflachen, Innen- bzw. Nachver-
dichtungspotenziale) innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstande entsprechende Ver-
anderungen bei der planerischen Darstellung bisheriger schutzbedirftiger Bauflachen (z.B.
Ricknahme von Bauflachen, Umplanung zu nicht schutzbedurftigen Flachennutzungen) ge-
genuber stehen missten, um eine ,moglichst ausgeglichene Gesamtbilanz“ heutiger und zu-
kinftiger schutzbedurftiger Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie zu erreichen.

Die im Stadtebaulichen Entwicklungskonzept entwickelte Gliederung der angemessenen Si-
cherheitsabstande in vier Planungsbereiche einschliel3lich der Zuordnung von Schutzbedurf-
tigkeitsstufen stellt eine nachvollziehbare und praxisorientierte Leitlinie fur die Uberpriifung
vorhandener bzw. Ermittlung und Bewertung neuer Flachenpotenziale fir schutzbedurftige
Nutzungen innerhalb des Wesselinger Stadtgebietes dar.

In einem ersten Schritt sollen die im wirksamen Flachennutzungsplan Wesseling dargestell-
ten Bauflachenpotenziale fir schutzbedurftige Nutzungen (u.a. Wohnbauflachen, gemischte
Bauflachen) Gberprift werden, die innerhalb der Inneren und Mittleren Planungsbereiche lie-
gen und derzeit noch nicht baulich genutzt sind.

In diesen beiden Planungsbereichen sollen kiinftig zusatzliche schutzbedirftige Nutzungen
i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie nicht mehr (Innerer Planungsbereich) bzw. nur noch in geringer,
klar definierter GréRenordnung (Mittlerer Planungsbereich) ermdéglicht werden.

Im Hinblick auf die noch unbebauten FNP-Bauflachen ist deshalb zu priifen, ob diese Poten-
ziale kiinftig als Bauflachen fir anderweitige, nicht schutzbedirftige Nutzungen (z.B. Um-
wandlung in gewerbliche Bauflachen) oder zur Schaffung von Freiraumstrukturen geeigneter
waren. Dieser Ansatz kann den im rdumlichen Leitbild der Stadt Wesseling (Abbildung 3)
sowie den in Tabelle 3 formulierten langfristigen Entwicklungszielen fur den Inneren Pla-
nungsbereich Rechnung tragen.

81 Uechtritz/Farsbotter Teil Il,S. 10
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In einem zweiten Schritt werden, entsprechend den Entwicklungszielen fir die verschiede-
nen Planungsbereiche, fur die kinftige Neuausweisung bzw. Nachverdichtung von Baufla-
chen mit schutzbedurftigen Nutzungen, diejenigen Flachenpotenziale hinsichtlich ihrer Eig-
nung bzw. Restriktionen untersucht, die auRerhalb des Anwendungsbereiches der Seveso-
lI-Richtlinie oder in den AuReren Planungsbereichen A und B liegen.

Die vorgenannten Planungsschritte erfolgen kontinuierlich im Rahmen der laufenden Neu-
aufstellung des Flachennutzungsplanes Wesseling.

4.2 Verbindliche Bauleitplanung (Bebauungsplane)

Aufstellung von Bebauungspldnen

Bei der Aufstellung von Bebauungsplanen, die die Ansiedlung bzw. Nachverdichtung schutz-
bedurftiger Gebiete und Nutzungen i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie zum Inhalt haben und inner-
halb der gutachterlich ermittelten angemessenen Sicherheitsabstande liegen, ist die Seveso-
llI-Thematik in jedem Planungsverfahren sachgerecht zu ermitteln und zu bewaéltigen.

Im Rahmen der einzelnen Bebauungsplanverfahren sind grundsatzlich die in Kapitel 2.1 be-
schriebenen Leitsatze der hdchstrichterlichen Rechtsprechung des EuGH/BVerwG® anzu-
wenden. Die in Kapitel 2.4.2 erlauterte Arbeitshilfe der Fachkommission Stadtebau der
Bauministerkonferenz enthalt Handlungsempfehlungen fir die Verwaltungspraxis zur sach-
gerechten Bericksichtigung des sevesorechtlichen Abstandsgebotes bei der Bebauungspla-
nung, zu den notwendigen Prifschritten sowie zu Inhalt und Bedeutung der ,planerischen
Abwégung” gemald § 1 Abs. 7 BauGB, die von der Stadtplanung und den politischen Be-
schlussgremien der Stadt Wesseling bei den jeweiligen Bebauungsplanverfahren zu beach-
ten sind.

Anderung von rechtsverbindlichen Bebauungsplanen

Wie vorab dargestellt, ist die europarechtliche Seveso-Thematik erst in den Jahren 2011/
2012 in den Fokus der kommunalen und Ubergeordneten Planungsebenen gerickt.

Demnach wurden auch in der Stadt Wesseling erst bei aktuellen Bebauungsplanen, die ab
dem Jahr 2013 in Kraft getreten sind, die Anforderungen der Artikel 12 (13) Seveso-II-(lll)-
Richtlinie im Rahmen der Planungs- und Abwagungsentscheidung sachgerecht und hinrei-
chend berucksichtigt.

Wie in anderen Kommunen, haben diejenigen Bebauungspléne der Stadt Wesseling, die vor
der Umsetzung der Seveso-Richtlinien in nationales Recht (d.h. vor dem 27.10.1998) in Kraft
getreten sind, die sevesorechtlichen Anforderungen nicht beriicksichtigt. Bei Bebauungspla-
nen, die zwischen 1998 und 2013 in Kraft getreten sind, wurden diese Anforderungen eben-
falls nicht in die planerische Abwagung einbezogen. Viele Bebauungsplane beriicksichtigen
die Seveso-Thematik nicht in ausreichendem Mal3e, da entweder neuere Entwicklungen
nach der Rechtskraft eingetreten sind oder die Problematik im Bebauungsplan noch nicht
ausreichend bekannt war®®,

8 EuGH, Urteil vom 15.09.2011 und BVerwG, Urteil vom 20.12.2012
8 Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 17 bzw. 2018, S. 15
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Entsprechend der Arbeitshilfe der Fachkommission Stadtebau sind rechtsverbindliche Be-
bauungsplane, die die Seveso-Thematik nicht sachgerecht bewaltigen, nicht automatisch
unwirksam, sondern behalten weiterhin ihre Rechtskraft.

Bei der baurechtlichen Genehmigung einzelner schutzbediirftiger Vorhaben auf Basis derar-
tiger Bebauungsplane kann entsprechend der BVerwG-Rechtsprechung die Konfliktbewalti-
gung im Einzelfall sachgerecht im Baugenehmigungsverfahren durchgefiihrt werden (nach-
vollziehende Abwagung). Es ist daher im jeweiligen Einzelfall zu prifen, ob das Vorhaben
gemal § 15 BauNVO unzulassig sein kann, obwohl es den Festsetzungen des Bebauungs-
planes nicht widerspricht®.

Einige Bebauungsplane der Stadt Wesseling weisen gréf3ere, unbebaute Bereiche auf, de-
ren zukinftige bauliche Entwicklung zwar anhand des weiterhin verbindlichen Bebauungs-
planes grundsétzlich gegeben ist, die hunmehr jedoch im Hinblick auf das Erfordernis der
Bertcksichtigung des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie zu Gberprifen sind.

In den Uberwiegenden Fallen ist davon auszugehen, dass es sich bei der wohnbaulichen
Entwicklung dieser Flachen um Vorhaben mit ,wohngebietsahnlicher Grél3enordnung* han-
delt, die ein Planerfordernis gemal? § 1 Abs. 3 BauGB zur Anderung oder Neuaufstellung
von Bebauungsplanen fir die noch unbebauten Bereiche auslésen.

Entsprechend den Leitsatzen des BVerwG besteht bei der baulichen Entwicklung gréerer
Bauflachen im Regelfall ein Planerfordernis. Zum einen, um eine rechtsfehlerfreie Bertck-
sichtigung der Anforderungen des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie zu gewahrleisten; zum
anderen, da die Realisierung gréRerer Wohnbauvorhaben in der Regel einen erhéhten stad-
tebaulichen Koordinierungsbedarf (z.B. Planung und Herstellung von ErschlieRungsanlagen,
Neuordnung von Grundstiicken) auslést®.

Die Abbildung 7 zeigt beispielhaft einige altere verbindliche Bebauungsplane innerhalb der
angemessenen Sicherheitsabstande, bei denen nach Auffassung der Stadt Wesseling plane-
rischer Handlungsbedarf fir eine kiinftige Mobilisierung und Bebauung derzeit ungenutzter
Flachen fur schutzbedirftige Nutzungen besteht.

8 Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, S. 17 bzw. 2018, S. 15
8 BverwG, Urteil vom 20.12.2012
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Abbildung 7: Unbebaute Flachenpotenziale in Bebauungsplanen innerhalb
der angemessenen Sicherheitsabsténde
Quelle: Stadt Wesseling, Bereich Stadtentwicklung und Umwelt
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Je nach Lage der prifbedirftigen Bebauungsplane und Flachenpotenziale kénnen sich an-
hand der Ziele des Stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes verschiedene Fallgestaltungen
ergeben:

» Falls sich die noch unbebauten Bebauungsplan-Flachen innerhalb des Inneren oder Mitt-
leren Planungsbereiches befinden, in denen kinftig zuséatzliche schutzbedurftige Nutzun-
gen nicht mehr (Innerer Planungsbereich) bzw. nur noch in geringer, klar definierter
GroRRenordnung (Mittlerer Planungsbereich) erméglicht werden sollen, ist zu prifen, ob
diese Potenziale kiinftig als Bauflachen fur anderweitige, nicht schutzbedurftige Nutzun-
gen (z.B. Umwandlung in gewerbliche Bauflachen, Freiraumnutzung) geeigneter wéren.
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In solchen Féllen ist kiinftig der Inhalt der Bebauungsplanung entsprechend den Zielen
des Stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes zu modifizieren und ein Bebauungsplanver-
fahren fur die betreffenden Plangebietsflachen durchzufihren.

> Falls sich die noch unbebauten Flachenpotenziale innerhalb der AuReren Planungsberei-
che A und B befinden, in denen die Ansiedlung neuer bzw. Nachverdichtung zusatzlicher
schutzbedurftiger Nutzungen nach den Zielen des Stadtebaulichen Entwicklungskonzep-
tes im Einzelfall weiterhin in Betracht kommen kann, so sind in solchen Fallen kinftig
Bebauungsplanverfahren durchzufihren. Im Rahmen dieser Planverfahren sind die An-
forderungen des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie sachgerecht zu ermitteln, zu bewerten
und in die Abwagung gemal} § 1 Abs. 7 BauGB einzustellen. Wenn im Ergebnis der pla-
nerischen Abwagung lberwiegende stadtebauliche und/oder soziobkonomische Belange
fur die Realisierung einer schutzbedurftigen Nutzung sprechen, so ist dies nach hdchst-
richterlicher Rechtsprechung im Einzelfall vertretbar.

Die erforderliche Uberpriifung rechtsverbindlicher Bebauungsplane der Stadt Wesseling wird
in Anbetracht der hohen Betroffenheit schrittweise entsprechend der formulierten Prioritat mit
Bebauungsplanen begonnen, die innerhalb des Inneren bzw. Mittleren Planungsbereiches
liegen.

Bei der voraussichtlich erforderlichen Anderung bzw. Neuaufstellung einer groeren Anzahl
von Bebauungspléane sind die neuen, die Seveso-llI-Thematik betreffenden verfahrensrecht-
lichen und inhaltlichen Regelungen des Baugesetzbuches anzuwenden (BauGB in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634)).

Hervorzuheben ist, dass bei allen Verfahren, bei denen die Anforderungen des Artikels 13
Seveso-llI-Richtlinie zu beachten sind, die erleichterten Verfahrensregelungen der 8§ 13,
13a, 13b BauGB nicht mehr anwendbar sind und demzufolge das formelle Aufstellungsver-
fahren mit zweistufiger Offentlichkeits-/Behdérdenbeteiligung und Durchfiihrung einer Umwelt-
vertraglichkeitsprufung (mit Umweltbericht) durchzufiihren ist. Im Hinblick auf die erweiterten
Planungs- und Festsetzungsmdglichkeiten zur inhaltlichen Bearbeitung der Seveso-llI-
Thematik (z.B. 8 9 Abs. 2c, § 9 Abs. 23c BauGB) wird auf die Ausfiihrungen in Kapitel 2.3.3
verwiesen.

4.3 Baurechtliche Genehmigungsverfahren

Das Stadtebauliche Entwicklungskonzept zur Seveso-lll-Richtlinie bietet mit der vorgeschla-
genen Gliederung der angemessenen Sicherheitsabsténde in vier Planungsbereiche, der ty-
pisierenden Zuordnung von Nutzungen und Vorhaben zu Schutzbediirftigkeitsstufen und der
darauf aufbauenden Zuordnung der Schutzbedurftigkeitsstufen zu den jeweiligen Planungs-
bereichen eine klar nachvollziehbare und praktikable Grundlage fiur die Bearbeitung der bau-
rechtlichen Genehmigungsverfahren.

Im Rahmen der baurechtlichen Genehmigungsverfahren sind grundsatzlich die in Kapitel 2.1
beschriebenen Leitsdtze der héchstrichterlichen Rechtsprechung des EuGH/BVerwG® an-
zuwenden.

8 EuGH, Urteil vom 15.09.2011 und BVerwG, Urteil vom 20.12.2012
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Die in Kapitel 2.4.2 erlauterte Arbeitshilfe der Fachkommission Stadtebau der Bauminister-
konferenz enthalt Handlungsempfehlungen fur die Verwaltungspraxis zur sachgerechten Be-
ricksichtigung des sevesorechtlichen Abstandsgebotes bei Einzelfallentscheidungen gemar
88 30, 34 und 35 BauGB (Riicksichtnahmegebot), zu den notwendigen Prifschritten sowie
zu Inhalt und Bedeutung der ,nachvollziehenden Abwagung“ bei der Genehmigungsent-
scheidung, die von der Bauaufsicht der Stadt Wesseling bei der Bewertung des jeweiligen
Einzelvorhabens zu beachten sind.

Ein schutzbeddrftiges Vorhaben i.S.d. Seveso-llI-Richtlinie, das den angemessenen Sicher-
heitsabstand unterschreitet, ist nur ausnahmsweise zulassig. Es bedarf besonderer Griinde
bzw. Belange, die fir ein Vorhaben sprechen, wenn es innerhalb des angemessenen Si-
cherheitsabstandes zugelassen werden soll. Mit wachsender Schutzbedrftigkeit eines Vor-
habens nehmen die Anforderungen an die Begriindung einer Abstandsunterschreitung zu.

Positiv zu bewerten ist, dass im Stadtgebiet Wesseling bereits verschiedene, organisatori-
sche MafRRnahmen der Stadt Wesseling, der Feuerwehr Wesseling und der Betreiber der
Storfallanlagen existieren, die im Alarmierungsfall zum Einsatz kommen. Hervorzuheben ist,
dass ein modernes System von Hochleistungssirenen mit der Moglichkeit von Sprachdurch-
sagen im gesamten Stadtgebiet zur Alarmierung der Bevélkerung vorhanden ist und kontinu-
ierlich optimiert wird. Die Stadtverwaltung sowie die Feuerwehr informieren mit aktuellen
Broschiren zum Verhalten im Gefahrenfall (Bedeutung der Signaltdne, Gefahrentelefon).
Diese wurden an alle Haushalte im Stadtgebiet Wesseling verteilt; sie liegen zudem im Rat-
haus aus, sind auf der Internetseite der Stadt Wesseling und der Feuerwehr direkt abrufbar
und werden allen Baugenehmigungen der Stadt Wesseling beigefiigt.

Diese Schutzmal3nahmen wirken grundsatzlich fur alle Planungen und Vorhaben innerhalb
der gutachterlich ermittelten Sicherheitsabstande. Sie konnen deshalb nicht als Begriindung
fur den jeweiligen Einzelfall herangezogen werden.

Zur umfassenden Berlcksichtigung der Seveso-llI-Belange im Rahmen der ,nachvollziehen-
den“ Abwagung wurde eine verwaltungsinterne Priftabelle erarbeitet, die die Bewertung der
relevanten Prufkriterien erleichtern und klar nachvollziehbar darstellen soll. Bei baurechtli-
chen Genehmigungsverfahren fur schutzbedurftige Nutzungen und Vorhaben i.S.d. Seveso-
[lI-Richtlinie innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstande wird diese Priftabelle bear-
beitet und bei der jeweiligen Genehmigungsentscheidung bertcksichtigt. Das Stadtebauliche
Entwicklungskonzept zur Seveso-llI-Richtlinie kann als Abwéagungsgrundlage dienen, es
kann jedoch nicht die gebotene Einzelfall-Entscheidung ersetzen.

Diese Priftabelle beriicksichtigt keine sonstigen, flr oder gegen ein Vorhaben sprechenden
Aspekte aus anderen Rechts- und Themenbereichen. Die Methodik soll zunachst das Ge-
wicht des in die Abwagung einzustellenden Belangs ,Néhe zu einer gefahrlichen Industriean-
lage" aufzeigen. Sie ist ein Hilfsmittel zur sachgerechten Ermittlung und Bewertung der An-
forderungen des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie in den baurechtlichen Genehmigungsver-
fahren der Stadt Wesseling.

4.4 Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren

Die Anforderungen des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie sind nicht nur bei kommunalen Pla-
nungs- und Genehmigungsentscheidungen, sondern gleichermaf3en bei immissionsrechtli-
chen Genehmigungsverfahren fir Industrieanlagen innerhalb der Betriebsbereiche der Un-
ternehmen zu bericksichtigen.
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Die Mitgliedstaaten haben die Ansiedlung neuer Betriebe und die Anderung von Betrieben
i.S.d. Artikels 11 Seveso-lll-Richtlinie zu Giberwachen, wenn diese Ansiedlungen bzw. Ande-
rungen Ursache schwerer Unfélle sein oder das Risiko eines schweren Unfalls vergréf3ern
oder die Folgen eines solchen Unfalls verschlimmern kénnen (Artikel 13 Abs. 1a, 1b der
Richtlinie).

Diese Anforderungen werden in Deutschland durch die Vorschriften des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) und der 12. BImSchV (Stérfall-Verordnung) umgesetzt. Durch
das Artikelgesetz vom 30.11.2016 wurden etliche, u.a. die Genehmigungsverfahren betref-
fende Regelungen des BImSchG inhaltlich und/oder redaktionell gedndert (BGBI. | S. 2749,
Kap. 2.3.1).

Diese Anderungen betreffen insbesondere die Anwendbarkeit der verschiedenen Verfah-
rensarten und die notwendige Art der Offentlichkeitsbeteiligung bei storfallrelevanten Ge-
nehmigungsverfahren i.S.d. BImSchG. Grundséatzlich ist eine Offentlichkeitsbeteiligung bei
BImSchG-Verfahren immer dann durchzufihren, wenn die Anforderungen des Artikels 13
Seveso-llI-Richtlinie zu bertcksichtigen sind.

Die Errichtung neuer Industrieanlagen oder wesentliche Anderungen von bestehenden Anla-
gen erfordern die Durchfuhrung von Genehmigungsverfahren gemaf 88 10, 16 BImSchG.
Durch das Artikelgesetz vom 30.11.2016 wurden mit den 88 16a, 23a, 23b BImSchG zusatz-
liche Vorschriften eingefiihrt, die gewahrleisten sollen, dass die Prufung und Bertcksichti-
gung der Anforderungen des Artikels 13 Seveso-IlI-Richtlinie bei allen genehmigungspflichti-
gen und bisher nicht genehmigungspflichtigen BImSchG-Vorhaben durchgefiihrt und die Of-
fentlichkeit angemessen beteiligt wird.

Wenn Anhaltspunkte daftir vorliegen, dass durch die beantragten bzw. geplanten (bisher
nicht genehmigungspflichtigen) Vorhaben ein ermittelter angemessener Sicherheitsabstand
nicht eingehalten werden kann bzw. dieser noch nicht bekannt ist, hat die zustandige Ge-
nehmigungsbehdrde zu entscheiden, welche Verfahrensart im jeweiligen Einzelfall durchzu-
fuhren ist. Fur bisher i.S.d. BImSchG nicht genehmigungsbedirftige Vorhaben ist eine An-
zeigepflicht und ein gegebenenfalls durchzufihrendes storfallrechtliches Genehmigungsver-
fahren (88 23a, 23b) eingefiihrt worden. Fur die storfallrechtliche Anderung genehmigungs-
bedurftiger Anlagen ist ein Genehmigungsverfahren gemaf § 16a BImSchG eingefuhrt wor-
den, unabhangig von der Wesentlichkeit einer Anderung. Fiir neue genehmigungsbediirftige
Anlagen ist ein Genehmigungsverfahren geman § 10 BImSchG durchzufiihren, wenn der an-
gemessene Sicherheitsabstand unterschritten wird; ein vereinfachtes Verfahren gemafi3 § 19
BImSchG ist dann nicht anwendbar.

Die fur genehmigungspflichtige Anlagen innerhalb von Betriebsbereichen i.S.d. § 3 Abs. 5a
BImSchG zustandige Bezirksregierung Koéln beteiligt die fachlich und raumlich betroffenen
Behdrden und Kommunen im Rahmen eines BImSch-Genehmigungsverfahrens. Im Regelfall
erfolgt eine Beteiligung der Offentlichkeit durch 6ffentliche Auslegung des Genehmigungsan-
trags bei der Bezirksregierung und der jeweiligen Kommune.

Zum Inhalt eines BImSch-Genehmigungsantrags fur ,Storfall-Betriebsbereiche* gehdrt die
fachgutachterliche Ermittlung, ob die (im Falle Wesselings) durch das TUV-Gutachten Wes-
seling stadtweit ermittelten angemessenen Sicherheitsabstéande durch das Antragsvorhaben
vergroRRert werden und kinftig noch weitere Flachen aulRerhalb der Betriebsbereiche in den
Anwendungsbereich der Seveso-IlI-Richtlinie fallen werden oder ob dahingehend keine Ver-
anderungen zu erwarten sind.
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Als Teil der Umweltvertraglichkeitspriifung sind die gutachterlichen Ermittlungen Gegenstand
der offentlichen Auslegung eines BiImSch-Genehmigungsantrags.

Die Stadt Wesseling hat als beteiligte Kommune im Rahmen des Genehmigungsverfahrens
mehrere Prifaufgaben wahrzunehmen, da die BImSch-Genehmigung eine ,Blindelungswir-
kung“ umfasst und anschlieRend keine weiteren baurechtlichen Genehmigungen der Stadt
Wesseling erforderlich werden. Die Stadt Wesseling erarbeitet eine schriftliche Stellungnah-
me zum jeweiligen Genehmigungsantrag, mit der das Einvernehmen der Kommune zum
Genehmigungsantrag gemal § 36 BauGB erteilt wird, wenn alle Belange der Stadt Wes-
seling durch das beantragte Vorhaben sachgerecht berticksichtigt und gewahrt werden.

Das Einvernehmen der Kommune kann verweigert werden, wenn das beantragte Vorhaben
z.B. verbindlichem Planungsrecht widerspricht oder wesentliche Beeintrachtigungen stadti-
scher Belange oder Entwicklungsziele zu erwarten sind (z.B. erhohte Larm-/Schadstoffim-
missionen im Stadtgebiet, nachteilige Auswirkungen auf Gewasser-/Klimaschutz, erhbhte
Risikopotenziale fur die Nachbarschaft/\Wohnbevélkerung oder fir die Innenstadt).

Auf Grund der spezifischen Problematik vor Ort ist bei kiinftigen BImSch-Genehmigungsver-
fahren insbesondere die Fragestellung zu prifen, ob durch neue Industrieanlagen oder eine
wesentliche Anderung bestehender Anlagen die gutachterlich ermittelten angemessenen Si-
cherheitsabstéande nachteilig verandert oder gar nochmals vergréf3ert werden.

Wenn derart nachteilige Auswirkungen und daraus resultierende wesentliche Beeintrachti-
gungen fir die Stadtentwicklung Wesselings zu erwarten sind, wird die Stadt Wesseling ihre
Belange im Rahmen der BImSchG-Beteiligung formell durch ihre Stellungnahme einbringen
und gegebenenfalls die Erteilung des Einvernehmens nach § 36 BauGB verweigern.

Die Bezirksregierung Koéln hat die Belange der Stadt Wesseling mit der ihnen zukommenden
Gewichtung in die Abwagungs- und Genehmigungsentscheidung einzustellen. Im Regelfall
wird sich die Genehmigungsbehdrde nicht Gber ein verweigertes Einvernehmen der Kommu-
ne hinwegsetzen, sondern mit den Beteiligten geeignete Lésungen im Rahmen des formellen
Genehmigungsverfahrens erarbeiten, um alle Méglichkeiten fir ein vertragliches Miteinander
der Siedlungsbereiche und Storfall-Betriebsbereiche auszuschoépfen und den Anforderungen
des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie gerecht zu werden.
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5 Weitere Vorgehensweise

Beteiligungsverfahren

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung und Umweltschutz hat in seiner Sitzung am 24.01.2017
beschlossen, das Verfahren zur Beteiligung der Offentlichkeit und der Behorden und sonsti-
gen Trager offentlicher Belange analog 88 3, 4 BauGB durchzufihren.

Formelle Beteiligung - Offentlichkeits-/Behordenbeteiligung zum StEK 2016

Der Entwurf des Stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes zur Seveso-lll-Richtlinie (Fassung
2016) hat im Zeitraum vom 01.03.2017 bis einschlief3lich 04.04.2017 bei der Stadt Wesseling
offentlich ausgelegen; am 16.03.2017 hat eine Birgerinformationsveranstaltung im Rathaus
stattgefunden. Die Bekanntmachung lber die Beteiligung der Offentlichkeit ist im Amtsblatt
der Stadt Wesseling am 22.02.2017 erfolgt. Die Birgerschaft hatte dabei Gelegenheit zur
Information und Diskussion sowie zur Stellungnahme zum Entwurf des Stadtebaulichen Ent-
wicklungskonzeptes der Stadt Wesseling. Mit dieser Vorgehensweise wird dem Artikel 15 der
Seveso-llI-Richtlinie entsprochen, der Vorgaben zur Offentlichkeitsbeteiligung enthalt.

Die Behorden/Trager offentlicher Belange (u.a. die Nachbarkommunen) wurden mit Schrei-
ben vom 07.02.2017 beteiligt und hatten ebenfalls Gelegenheit zur Stellungnahme zum Ent-
wurf des Stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes (Fassung 2016) bis zum 04.04.2017. Zu-
dem hat die Stadt Wesseling die Fachdezernate der Bezirksregierung Koln (Stadtebau/Im-
missionsschutz) sowie die von der Thematik betroffenen Nachbarkommunen Brihl, Nieder-
kassel und Kéln zu Informationsgesprachen am 07.03.2017 eingeladen.

Im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung sind 2 schriftliche Stellungnahmen eingegangen;
zur Birgerinformationsveranstaltung am 16.03.2017 wurde eine Niederschrift erstellt. Im
Rahmen der Beteiligung der Behorden/Trager offentlicher Belange sind 11 schriftliche Stel-
lungnahmen eingegangen.

Die vorgebrachten Stellungnahmen wurden, analog zur Beteiligung gemafi 88 3, 4 BauGB,
inhaltlich ausgewertet, sachgerecht geprift und in die Abwagung aller privaten und offentli-
chen Belange geméanR § 1 Abs. 7 BauGB eingestellt. Von Seiten einiger Behdrden und Tréager
offentlicher Belange wurden eine Vielzahl relevanter Anregungen, Hinweise und Fragestel-
lungen vorgetragen, die eine intensive fachliche Auswertung und inhaltliche Konzeptdiskus-
sion mit sich gebracht haben.

Im Ergebnis der Konzeptiberprifung und Recherchen, u.a. zur aktuellen Umsetzung der Se-
veso-llI-Richtlinie in die nationale Gesetzgebung, wurde das Stadtebauliche Entwicklungs-
konzept zur Seveso-llI-Richtlinie hinsichtlich einiger relevanter Kernthemen tberarbeitet.

Der aktuelle Stand der Gesetzgebung und Fachliteratur wurde in Kapitel 2 aufgenommen.
Im Rahmen der Erarbeitung fachlicher Abwagungsvorschldge zu den Stellungnahmen der
Behorden/Trager offentlicher Belange sind inhaltliche Verdnderungen bei der raumlichen
Abgrenzung der verschiedenen Planungsbereiche, der Zuordnung der typisierten Nutzungen
und Vorhaben zu den Schutzbedurftigkeitsstufen, der klaren Differenzierung zwischen nicht
schutzbedurftigen und schutzbedurftigen Nutzungen bzw. Vorhaben i.S.d. Seveso-lll-Richt-
linie sowie bei den formulierten Entwicklungszielen erfolgt.
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Diese Anderungen der Plankarte, der Tabellen 2 und 3 und des Textbandes betrafen inhaltli-
che Kernthemen des Stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes; sie hatten zudem positive
Auswirkungen auf die kinftige Stadtentwicklung und die Nutzungsmdéglichkeiten einzelner
Grundstucksflachen.

Die Stadt Wesseling hatte sich deshalb entschlossen, analog zu 88 3, 4 BauGB den Entwurf
des Stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes zur Seveso-llI-Richtlinie in der Fassung 2018
nochmals in die politische Beratung einzubringen und den Beschluss uUber eine erneute Be-
teiligung der Offentlichkeit und der Behorden/Trager 6ffentlicher Belange einzuholen.

Die im Rahmen der Offentlichkeits-/Behdrdenbeteiligung zum StEK 2016 eingereichten Stel-
lungnahmen und Abwégungsvorschlage waren bereits Gegenstand der Beschlussfassung
Uber die erneute Beteiligung zum StEK 2018 und damit Bestandteil der damaligen Abwa-
gungsentscheidung der politischen Gremien (Beschlussvorlage 80/2018).

Die Ergebnisse dieser Abwagung gemal 8 1 Abs. 7 BauGB sind sachgerecht bertcksichtigt
worden und sowohl in den Entwurf des StEK 2018 als auch in den Schlussbericht des StEK
2019 eingeflossen; eine erneute Beschlussfassung der politischen Gremien lber die Ergeb-
nisse der ersten Offentlichkeits-/Behordenbeteiligung ist nicht mehr erforderlich.

Formelle Beteiligung - erneute Offentlichkeits-/Behdrdenbeteiligung zum StEK 2018

Der Entwurf des Stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes zur Seveso-lll-Richtlinie (Fassung
2018) hat im Zeitraum vom 01.06.2018 bis einschlie3lich 06.07.2018 bei der Stadt Wesseling
offentlich ausgelegen. Die Bekanntmachung iiber die Beteiligung der Offentlichkeit ist im
Amtsblatt der Stadt Wesseling am 23.05.2018 erfolgt. Die Burgerschaft hatte Gelegenheit,
sich Uber die Ziele und Inhalte des StEK 2018 zu informieren, die Unterlagen einzusehen
und sich das StEK 2018 von den Mitarbeiterinnen des Bereiches 61 detailliert erlautern zu
lassen. Diese Informationsmdglichkeiten wurden von ca. 30 Birgerlnnen wahrgenommen.
Mit dieser Vorgehensweise wird dem Artikel 15 der Seveso-llI-Richtlinie entsprochen, der
Vorgaben zur Offentlichkeitsbeteiligung enthalt.

Die Behorden/TOB (u.a. die Nachbarkommunen) wurden mit Schreiben vom 22.05.2018 be-
teiligt und hatten ebenfalls Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf des StEK 2018 bis
zum 06.07.2018.

Im Rahmen der erneuten Offentlichkeitsbeteiligung sind 28 schriftliche Stellungnahmen aus
der Blrgerschaft eingegangen; im Rahmen der erneuten Beteiligung der Behdrden/TOB sind
12 schriftliche Stellungnahmen eingegangen.

Die vorgebrachten Stellungnahmen wurden, analog zur Beteiligung gemaf 8§ 3, 4 BauGB,
inhaltlich ausgewertet, sachgerecht gepruft und in die Abwagung aller privaten und 6ffentli-
chen Belange gemal § 1 Abs. 7 BauGB eingestellt.

Auf Grund der Stellungnahme eines TOB zum Thema ,Entwicklungsziele fiir wichtige Ver-
kehrswege im Inneren Planungsbereich* wurde eine klarstellende Ergénzung in Tabelle 3
eingefiigt (vgl. Kap. 3.3.2, StEK 2019). Der Anregung des TOB, die bereits fir das langfristi-
ge Entwicklungsziel enthaltene Ausnahmeregelung fir ,wichtige Verkehrswege i.S.d. Se-
veso-llI-Richtlinie* (Schutzstufe 2) auch bei den kurz- bis mittelfristigen Entwicklungszielen
aufzunehmen, wurde auf Grund der sachlichen Nachvollziehbarkeit gefolgt.
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Es handelt sich dabei um eine klarstellende Ergéanzung des Schlussberichtes, die keine rele-
vanten Auswirkungen auf die Planungsinhalte des StEK 2019 hat.

Im Ergebnis der Erarbeitung fachlicher Abwagungsvorschlage zu den eingegangenen Stel-
lungnahmen ist festzustellen, dass die Abwégung gemal § 1 Abs. 7 BauGB zu keinen inhalt-
lich oder verfahrensmafRiig relevanten Veranderungen der Planungsinhalte geflihrt hat. Es
besteht deshalb kein Erfordernis zur erneuten Durchfiihrung einer Offentlichkeits-/Behor-
denbeteiligung zum StEK 2019.

Die im Rahmen der Offentlichkeits-/Behdrdenbeteiligung zum StEK 2018 eingereichten Stel-
lungnahmen und Abwagungsvorschlage sind Gegenstand der Beschlussfassung des Rates
der Stadt Wesseling Uber den Schlussbericht des StEK 2019 und damit Bestandteil der Ab-
wagungsentscheidung der politischen Gremien der Stadt Wesseling.

Ratsbeschluss Uber das Stadtebauliche Entwicklungskonzept (Schlussbericht StEK 2019)

Der § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB bietet die Mdglichkeit, die Ergebnisse eines von der Gemeinde
beschlossenen stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen
sonstigen stadtebaulichen Planung bei der Aufstellung der Bauleitplane zu bericksichtigen.

Nach dem Beschluss des Rates der Stadt Wesseling vom 9. Juli 2019 stellt das Stadtebauli-
che Entwicklungskonzept zur Seveso-llI-Richtlinie 2019 (StEK 2019) eine wichtige Abwa-
gungsgrundlage fur die Verwaltungspraxis bei allen Planungs- und Genehmigungsentschei-
dungen innerhalb der gutachterlich ermittelten angemessenen Sicherheitsabstande dar. Bei
der Aufstellung der Bauleitpl&ane wird das Entwicklungskonzept als stadtebaulicher Belang in
die Abwagung aller offentlichen und privaten Belange gemaf? § 1 Abs. 7 BauGB eingestellt.

Die rechtsverbindliche Umsetzung des informellen Stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes
zur Seveso-llI-Richtlinie bleibt jedoch den formellen Instrumenten der Bauleitplanung (Fla-
chennutzungsplan, Bebauungsplane, sonstige Satzungen nach BauGB) sowie den baurecht-
liche Genehmigungsentscheidungen im Einzelfall vorbehalten.

Fur die Stadt Wesseling ist daher ein erheblicher Handlungsbedarf abzuleiten. Zum einen ist
das Stadtebauliche Entwicklungskonzept zur Seveso-IlI-Richtlinie 2019 (StEK 2019) bei der
aktuellen Neuaufstellung des Flachennutzungsplanes fiir das gesamte Stadtgebiet zu be-
rucksichtigen und es sind ausgewogene Planungsvorschlage fiir die zukinftige Stadtentwick-
lung im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung zu erarbeiten.

Zum anderen sind, neben der erforderlichen Berlcksichtigung bei der laufenden und zukinf-
tigen Bebauungsplanung, die rechtsverbindlichen Bebauungsplane bezuglich einer erforder-
lichen Anderung bzw. Anpassung unter Beriicksichtigung der Anforderungen des Artikels 13
Seveso-llI-Richtlinie zu Uberprifen.

Mit dem vorliegenden Stadtebaulichen Entwicklungskonzept kann den langfristig orientierten
Zielen und Anforderungen des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie aus Sicht der Stadt Wesseling
entsprochen werden.
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6 Quellen
Gesetze, Verordnungen und Richtlinien

Baugesetzbuch (BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S.
3634), in der aktuell geltenden Fassung)

Baunutzungsverordnung (BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017
(BGBI. 1 S. 3786), in der aktuell geltenden Fassung)

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der Gefahren schwerer
Unfalle mit gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieRenden Aufhebung der Richtlinie
96/82/EG des Rates vom 30.11.2016 (BGBI. | S. 2749)

Gesetz zur Modernisierung des Rechts der Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP-Moder-
nisierungsgesetz) vom 20.07.2017 (BGBI. | S. 2808)

Gesetz zur Anpassung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes und anderer Vorschriften an eu-
ropa- und volkerrechtliche Vorgaben vom 29.05.2017 (BGBI. | S. 1298)

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG, Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelt-
einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Gerausche, Erschitterungen und ahnliche Vor-
gange, in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.09.2002 (BGBI. | S. 3830), zuletzt ge-
andert durch Gesetz vom 18.07.2017 (BGBI. | S. 2771)

Storfall-Verordnung, 12. BImSchV; Storfall-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15.03.2017 (BGBI. | S. 483), zuletzt geandert durch Artikel 1a der Verordnung vom
08.12.2017 (BGBI. | S. 3882)

Seveso-Richtlinie, Richtlinie 82/501/EWG, Richtlinie des Rates vom 24.06.1982 (ber die Ge-
fahren schwerer Unfélle bei bestimmten Industrietatigkeiten

Seveso-lI-Richtlinie, Richtlinie 96/82/EG, Richtlinie des Rates vom 09.12.1996 zur Beherr-
schung der Gefahren bei schweren Unféllen mit gefahrlichen Stoffen

Seveso-llI-Richtlinie, Richtlinie 2012/18/EU, Richtlinie des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 04.07.2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfalle mit gefahrlichen
Stoffen, zur Anderung und anschlieBenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates
Urteile und Beschlisse

Europaischer Gerichtshof (EuGH), Urteil vom 15.09.2011 - C 53/10
Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), Beschluss vom 03.12.2009 - 4 C 5.09
Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), Urteil vom 19.04.2012 - 4 CN 3.11
Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), Urteil vom 20.12.2012 -4 C 11.11

Verwaltungsgerichtshof (VGH) Hessen, Urteil vom 11.03.2015 - 4 A 654/13
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Technische Regelwerke

KAS-18, Kommission fur Anlagensicherheit beim Bundesministerium fur Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit; Leitfaden KAS-18 ,Empfehlungen fur Abstdnde zwischen Be-
triebsbereichen nach der Storfall-Verordnung und schutzbedirftigen Gebieten im Rahmen
der Bauleitplanung - Umsetzung 8 50 BImSchG*; erarbeitet von der Arbeitsgruppe ,Fort-
schreibung des Leitfadens SFK/TAA-GS-1“; 2. Uberarbeitete Fassung, im November 2010
von der KAS verabschiedet

KAS-32, Kommission fir Anlagensicherheit beim Bundesministerium fur Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit; Arbeitshilfe KAS-32 ,Szenarienspezifische Fragestellungen
zum Leitfaden KAS-18“; im November 2014 von der KAS verabschiedet

Gutachten

Gutachten zur Vertraglichkeit von Storfall-Betriebsbereichen im Stadtgebiet Wesseling unter
dem Gesichtspunkt des § 50 BImSchG bzw. der Seveso-lI-Richtlinie (Artikel 12); TUV NORD
Systems GmbH & Co. KG, Bereich Energietechnik, Dipl.-Ing. Jirgen Farsbotter, Dipl.-Ing.
Sibylle Mayer, Essen; Méarz 2015

Gutachten zur Vertraglichkeit von Storfall-Betriebsbereichen im Stadtgebiet Wesseling unter
dem Gesichtspunkt des § 50 BImSchG bzw. der Seveso-lll-Richtlinie (Artikel 13); TUV
NORD Systems GmbH & Co. KG, Bereich Energietechnik, Dipl.-Ing. Jirgen Farsbotter, Dipl.-
Ing. Sibylle Mayer, Essen; Dezember 2015

Gutachten zur Umsetzung des § 50 BImSchG bzw. des Artikels 12 der Richtlinie 96/82/EG
(Seveso-lI-Richtlinie); Ermittlung des angemessenen Abstandes der Nordtrasse der Rhein-
land Raffinerie Werk Sud; TUV Rheinland Industrie Service GmbH, Koln; November 2016

Weiterfihrende Informationen

Arbeitshilfe ,Berticksichtigung des Art. 13 Seveso-llI-Richtlinie im baurechtlichen Genehmi-
gungsverfahren in der Umgebung von unter die Richtlinie fallenden Betrieben*; Fachkom-
mission Stadtebau der Bauministerkonferenz, beschlossen am 30.03.2017

Arbeitshilfe ,Beriicksichtigung des neuen nationalen Storfallrechts zur Umsetzung des Art.
13 Seveso-llI-Richtlinie im baurechtlichen Genehmigungsverfahren in der Umgebung von
Storfallbetrieben”; Fachkommission Stadtebau der Bauministerkonferenz, beschlossen am
18.04.2018

Europaische Kommission, Seveso-lI-Richtlinie (96/82/EG) — Fragen und Antworten zur Aus-
legung der Richtlinie 96/82/EG, Orientierungshilfe; EU-Kommission, Februar 2006

Gesamtstadtisches Gutachten Stadt Leverkusen, ,Erstellung eines Konzeptes fur die Stadt-
entwicklung unter dem Aspekt des § 50 BImSchG und Artikel 12 der Seveso-lI-Richtlinie
(Seveso-ll-Konzept)*; TUV Rheinland Industrie Service GmbH, Kéln: Stand 11.08.2015,
Ratsbeschluss vom 14.09.2015
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Muster-Einfiihrungserlass zum Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Stadte-
baurecht und zur Starkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt und zu weiteren Ande-
rungen des Baugesetzbuchs (BauGBAndG 2017 - Mustererlass); Fachkommission Stadte-
bau der Bauministerkonferenz, beschlossen am 28.09.2017

Planung und Vorhabenzulassung im Umfeld eines Storfallbetriebs, Risiken und Planungsfeh-
ler; Rechtsanwaélte Dr. Michael Oerder, Dr. Inga Schwertner, Dr. Daniel Wérheide (Kanzlei
Lenz und Johlen, KoIn); in Baurecht, Heft 3, Méarz 2018, S. 436-462, Werner Verlag

Stadt Rheinfelden (Baden), ,Stadtebauliches Entwicklungskonzept Rheinfelden (Baden) zur
Seveso-llI-Richtlinie sowie Arbeitshilfe flr baurechtliche Genehmigungsverfahren®; Stadtbau-
amt/Abt. 601; Ratsbeschluss vom 17.11.2016

Stadtebaurecht, Einfihrung und Handbuch, Schmidt-Eichstaedt/Weyrauch/Zemke (5. Aufla-
ge, Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart, Dezember 2013)

Stadtebauliche Entwicklung im Umfeld von Stdrfallbetrieben, Teil 1: Rechtliche und fachliche
Uberlegungen zum Umgang mit dem ,Abstandsgebot des Art. 13 der Seveso-llI-Richtlinie,
Prof. Dr. Michael Uechtritz, Dipl.-Ing. Jurgen Farsbotter; in Baurecht, Heft 12, Dezember
2015, S. 1919-1934, Werner Verlag

Stadtebauliche Entwicklung im Umfeld von Stoérfallbetrieben, Teil 2: Steuerung durch ge-
samtstadtische Konzepte, Prof. Dr. Michael Uechtritz, Dipl.-Ing. Jirgen Farsbotter; in Bau-
recht, Heft 1, Januar 2016, S. 48-59, Werner Verlag

Stellungnahme zum Bauvorhaben Traunsteiner StralRe/West-Devon-Stralie, S. 6, Rechtsan-
walt Schmitz (Kanzlei Lenz und Johlen, Kéln); Juni 2015

VHW-Seminar ,BauGB-Novelle 2017: Praktische Folgen fur die Stadtplanung und fir Inves-
toren”, Dr. Christian Giesecke, Dr. Thomas Luttgau (Kanzlei Lenz und Johlen, Kéln/Ber-
gisch-Gladbach), August 2017
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7 Anlagenverzeichnis

Anlage 1: Begriffsdefinitionen

Anlage 2: Plankarte zum Stadtebaulichen Entwicklungskonzept der Stadt Wesseling zur
Seveso-llI-Richtlinie (Fassung Schlussbericht 2019, Mal3stab 1:10.000)
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Anlage 1: Begriffsdefinitionen

ACHTUNGSABSTAND — gemal dem Leitfaden KAS-18 technisch ermittelter Abstand zum
jeweiligen Betriebsbereich®’.

ANGEMESSENER SICHERHEITSABSTAND — werden die Achtungsabstande im Einzelfall
unterschritten, ist ausgehend von der konkreten Lage und Beschaffenheit des Betriebsberei-
ches systematisch zu beurteilen, welcher Abstand im konkreten Einzelfall angemessen ist.
Dabei werden die getroffenen Vorkehrungen und MaRRhahmen zur Verhinderung von Storfal-
len und zu deren Begrenzung beriicksichtigt, so dass sich andere Szenarien fiur die Ab-
standsermittlung als in Kapitel 3.1 des KAS-18 ergeben kénnen®. Zur Ermittlung der ange-
messenen Sicherheitsabsténde ist eine gutachterliche Untersuchung anhand der konkreten
Situation vor Ort notwendig.

BETRIEBSBEREICH — der gesamte unter der Aufsicht eines Betreibers stehende Bereich, in
dem gefahrliche Stoffe im Sinne der Seveso-llI-Richtlinie zur Beherrschung der Gefahren bei
schweren Unfallen mit gefahrlichen Stoffen, in einer oder mehreren Anlagen einschlie3lich
gemeinsamer oder verbundener Infrastrukturen und Tatigkeiten einschlie3lich Lagerung der
in der Richtlinie bezeichneten Mengen tatséchlich vorhanden oder vorgesehen sind oder
vorhanden sein werden, soweit davon auszugehen ist, dass die genannten gefahrlichen Stof-
fe bei einem auRRer Kontrolle geratenen industriellen chemischen Verfahren anfallen®.

DENNOCH-SZENARIO - ein Szenario, das trotz aller notwendigen storfallverhindernden
Malnahmen ,dennoch” auftreten kann. Diese Szenarien bilden die Grundlage fiir die Notfall-
planung, die sich aufgabengemaf auf die gréfiten zu unterstellenden Szenarien vorbereiten
muss®. In der StérfallV (12. BImSchV) wird in verniinftigerweise auszuschlieBende und ver-
ninftigerweise nicht auszuschlieRende Gefahrenquellen (8 3 Abs. 2 StérfallV) unterschieden.
Vernunftigerweise nicht auszuschlieBende Gefahrenquellen kénnen zu Stérfallen flhren, die
zu verhindern sind, indem Vorkehrungen nach § 3 Abs. 1 StorfallV berticksichtigt werden
missen. Verniunftigerweise auszuschlieBende Gefahrenquellen kdnnen zu sogenannten
.Dennoch-Storfallen” fuhren, deren Eintreten zwar zu verhindern ist, gegen deren Auswir-
kungen jedoch unabhangig von den storfallverhinderten Vorkehrungen nach § 3 Abs. 1 Stor-
fallV storfallauswirkungsbegrenzende Vorkehrungen zu treffen sind (8 3 Abs. 3 StorfallV).
Das Versagen von Vorkehrungen nach § 3 Abs. 1 StorfallV stellt beispielsweise ebenso wie
das zeitgleiche Wirksamwerden mehrerer voneinander unabhéngiger Gefahrenquellen eine
vernunftigerweise auszuschlieende Gefahrenquelle dar, die zu einem ,Dennoch-Storfall”
fuhren kann®.

GEFAHRLICHER STOFF — ein Stoff oder ein Gemisch, der/das unter Anhang | Teil 1 der
Seveso-llI-Richtlinie fallt oder in Anhang | Teil 2 der Seveso-llI-Richtlinie aufgefihrt ist, ein-
schlie3lich in Form eines Rohstoffs, eines Endprodukts, eines Nebenprodukts, eines Rick-
stands oder eines Zwischenprodukts®.

87 | eitfaden KAS-18, S. 11/12

8 | eitfaden KAS-18, S. 12-14

% |egaldefinition § 3 Abs. 5a BImSchG

| eitfaden KAS-18, S. 9/10

L Arbeitshilfe Fachkommission Stadtebau 2017, Anhang 1, S. 20/21 bzw. 2018, S. 18/19
%2 Richtlinie 2012/18/EU, Artikel 3, Nr. 10
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SCHADLICHE UMWELTEINWIRKUNGEN — Immissionen, die nach Art, AusmaR oder Dauer
geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belastigungen fir die Allge-
meinheit oder die Nachbarschaft herbeizufiihren®:.

SCHWERER UNFALL — ein Ereignis, z.B. eine Emission, ein Brand oder eine Explosion gro-
Beren Ausmalles, das sich aus unkontrollierten Vorgangen in einem unter die Seveso-llI-
Richtlinie fallenden Betrieb ergibt, das unmittelbar oder spater innerhalb oder au3erhalb des
Betriebs zu einer ernsten Gefahr fiir die menschliche Gesundheit oder die Umwelt fihrt und
bei dem ein oder mehrere geféhrliche Stoffe beteiligt sind®.

STAND DER SICHERHEITSTECHNIK — der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren,
Einrichtungen und Betriebsweisen, der die praktische Eignung einer Malinahme zur Verhin-
derung von Storfallen oder zur Begrenzung ihrer Auswirkungen gesichert erscheinen lasst.
Bei der Bestimmung des Standes der Sicherheitstechnik sind insbesondere vergleichbare
Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen heranzuziehen, die mit Erfolg im Betrieb er-
probt worden sind®®.

STORFALLBETRIEB — ein Betrieb mit einem Betriebsbereich i.S.d. § 3 Abs. 5a BImSchG
und der Seveso-llI-Richtlinie (siehe auch Betriebsbereich).

SCHUTZBEDURFTIGE NUTZUNG - ein im Sinne des Artikels 13 Seveso-llI-Richtlinie
schutzbedurftiges Gebiet bzw. Einzelobjekt. Die Richtlinie benennt als grundsatzlich schutz-
bedurftig ,Wohngebiete, 6ffentlich genutzte Gebaude und Gebiete, Erholungsgebiete und —
soweit mdglich — Hauptverkehrswege® sowie ,,... unter dem Gesichtspunkt des Naturschut-
zes besonders wertvolle bzw. besonders empfindliche Gebiete**°. Baugebiete i.S.d. BauNVO
mit dauerhaftem Aufenthalt der Menschen, reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohnge-
biete (WA), besondere Wohngebiete (WB), Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI) und Kern-
gebiete (MK), Sondergebiete sofern der Wohnanteil oder die 6ffentliche Nutzung Uberwiegt,
wie z.B. Campingplatze, Gebiete flr groR3flachigen Einzelhandel, Messen, Schulen/Hoch-
schulen, Kliniken, Gebaude und Anlage zum nicht nur dauerhaften Aufenthalt von Menschen
oder sensible Einrichtungen, wie Anlagen fiir soziale, kirchliche, kulturelle, sportliche und ge-
sundheitliche Zwecke, wie z.B. Schulen, Kindergarten, Altenheime, Krankenhauser, &ffent-
lich genutzte Gebaude und Anlagen mit Publikumsverkehr, z.B. Einkaufszentren, Hotels,
Parks. Hierzu gehoren auch Verwaltungsgebaude, wenn diese nicht nur gelegentlich Besu-
cher (z.B. Geschéftspartner) empfangen, die der Obhut der zu besuchenden Person in der
Weise zuzuordnen sind, dass sie von dieser Person im Alarmierungsfall hinsichtlich ihres
richtigen Verhaltens angehalten werden kénnen®’.

TRENNUNGSGRUNDSATZ — Grundsétzlich zu bericksichtigender Planungsgrundsatz, der
im 8 50 BImSchG verankert ist und Regelungen bezuglich der Anordnung von raumbedeut-
samen Vorhaben enthalt, um schadliche Auswirkungen von schweren Unfallen zu vermeiden
(Kapitel 2.3.1).

% g 3 Abs. 1 BImSchG

% Richtlinie 2012/18/EU, Artikel 3, Nr. 13

% § 2 Abs. 5 Storfall-Verordnung (12. BimSchV)
% Richtlinie 2012/18/EU, Artikel 13 Abs. 2

% Leitfaden KAS-18, S. 5/6
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Anlage 2: Plankarte zum Stadtebaulichen Entwicklungskonzept der Stadt Wesseling
zur Seveso-llI-Richtlinie (Fassung Schlussbericht 2019, Mal3stab 1:10.000)

94



	1 Anlass und Ziele des Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes
	2 Rechtliche und fachtechnische Grundlagen
	2.1 Leitsätze der höchstrichterlichen Rechtsprechung
	2.2 Europäisches Recht
	2.3 Deutsches Recht
	2.3.1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)
	2.3.2 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) und  Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG)
	2.3.3 Baugesetzbuch (BauGB)

	2.4 Arbeitshilfen und Handlungsempfehlungen
	2.4.1 Leitfaden KAS-18
	2.4.2 Arbeitshilfe der Fachkommission Städtebau

	2.5 Stand der Fachdiskussion

	3 Städtebauliches Entwicklungskonzept der Stadt Wesseling  zur Seveso-III-Richtlinie
	3.1 Fachgutachten und Anwendungsbereich der Seveso-III-Richtlinie
	3.1.1 Ermittlung der angemessenen Sicherheitsabstände52F
	3.1.2 Bewertung der Gutachtenergebnisse und Anwendungsbereich der Seveso-III- Richtlinie

	3.2 Entwicklungsziele und Leitbild für die Stadtentwicklung Wesseling
	3.3 Erarbeitung des Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes Wesseling
	3.3.1 Zuordnung von Nutzungen und Vorhaben zu Schutzbedürftigkeitsstufen
	3.3.2 Gliederung der Flächen innerhalb der angemessenen Sicherheitsabstände in verschiedene Planungsbereiche und Zuordnung der Schutzbedürftigkeitsstufen

	3.4 Umgang mit bestehenden schutzbedürftigen Nutzungen

	4 Umsetzung des Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes der Stadt Wesseling zur Seveso-III-Richtlinie
	4.1  Flächennutzungsplan Wesseling (vorbereitende Bauleitplanung)
	4.2 Verbindliche Bauleitplanung (Bebauungspläne)
	4.3 Baurechtliche Genehmigungsverfahren
	4.4 Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren

	5   Weitere Vorgehensweise
	6 Quellen
	7 Anlagenverzeichnis

